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V-AIS-Fz-In

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes -
Wehrdienst-Modernisierungsgesetz (WDModG)

A. Problem und Ziel

Angesichts der massiven Verscharfung der Bedrohungslage in Europa infolge des volker-
rechtswidrigen russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine wird die Bundeswehr noch
konsequenter auf die Landes- und BUndnisverteidigung ausgerichtet. Dieser Kernauftrag
ist strukturbestimmend. Russland wird auf absehbare Zeit die gréflite Gefahr fur die Si-
cherheit in Europa bleiben und schafft militérisch die personellen und materiellen Voraus-
setzungen daflr, um innerhalb weniger Jahre in der Lage zu sein, NATO-Territorium an-
greifen zu kdénnen. Daraus folgt, dass die Bundesrepublik Deutschland ihre Fahigkeiten
zur gesamtstaatlichen Verteidigung nachhaltig verbessern muss. Deutschland hat sich
daruber hinaus verpflichtet, einen wesentlichen Beitrag zum transatlantischen Bundnis zu
leisten.

Diesen veranderten Anforderungen werden unsere Streitkrafte nur gerecht, wenn sie Uber
einsatzbereite, kaltstartfahige und durchhaltefahige Einheiten, Verbande und Grolver-
bande verfiigen. Dies bedingt auch eine erhebliche Verbesserung der personellen Auf-
wuchs- und Durchhaltefahigkeit im Spannungs- oder Verteidigungsfall. Der deutsche Bei-
trag zur Bundnisverteidigung und die Aufgaben der unmittelbaren Landesverteidigung im
Rahmen der nationalen und NATO-Verteidigungsplanung erfordern einen deutlich hdhe-
ren Friedensumfang an aktiven Soldatinnen und Soldaten. Im Falle der Landes- und
Blndnisverteidigung ist insgesamt von einem notwendigen Verteidigungsumfang von
460 000 Soldatinnen und Soldaten einschlieBlich der Reserve auszugehen. Der fir den
Verteidigungsbeitrag erforderliche Personalumfang ist im Frieden zu erheblichen Teilen
nicht aktiv, muss jedoch schnell aus einer stabilen und einsatzbereiten Reserve aufwach-
sen kénnen. Eine qualitativ wie quantitativ starke Reserve ist unverzichtbar. Eine schnelle
und umfassende Aufwuchs- und Durchhaltefahigkeit ist von grundlegender Bedeutung,
um in Krise und Krieg langfristig bestehen und Deutschland und seine Verblindeten er-
folgreich verteidigen zu kénnen.

Mit der Aussetzung der verpflichtenden Einberufung zum Grundwehrdienst durch das
Wehrrechtsanderungsgesetz 2011 vom 28. April 2011 (BGBI. | S. 678) sind auch die
Strukturen fir eine Wehrerfassung, Musterung und Einberufung zum Grundwehrdienst
(insbesondere die 52 Kreiswehrersatzamter) weggefallen, obwohl die auf Artikel 12a des
Grundgesetzes (GG) und dem Wehrpflichtgesetz (WPfIG) beruhende Wehrpflicht fir
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deutsche Manner als potenzielle Verpflichtung weiterbesteht. Dies hat zur Folge, dass
heute kein umfassendes Lagebild hinsichtlich der jeweils der Wehrpflicht unterfallenden
Geburtsjahrgange und deren Bereitschaft sowie ihrer Fahigkeiten fir einen Wehrdienst
vorliegt. Aktuell verflgt die Bundeswehr nicht Gber ausreichende Daten dariiber, wer im
Falle eines Wiederauflebens der Wehrpflicht herangezogen werden kann, wie geeignet
die Manner sind und welche Qualifikationen sie haben.

Vor dem aufgezeigten Hintergrund sind Anderungen zwingend notwendig. Daher verfolgt
dieser Entwurf angesichts der gegenwartigen Lage und Entwicklung drei Zielsetzungen:

1. Die Erreichung eines verbesserten Lagebildes Uber den Personalumfang der
Wehrpflichtigen in den hierfir in Frage kommenden Jahrgangen;

2. Die Gewinnung von deutlich mehr Freiwilligen fir die Streitkrafte und damit ver-
bunden die Erhohung des Potenzials an Reservistinnen und Reservisten (Neuer
Wehrdienst);

3. Die Mdglichkeit fur die Bundesregierung, durch Rechtsverordnung eine Verpflich-
tung zum Grundwehrdienst auch auf3erhalb des Spannungs- oder Verteidigungs-
falls einzufuhren, wenn der Deutsche Bundestag dem zustimmt.

Mit der Schaffung entsprechender gesetzlicher Rahmenbedingungen ist auch eine Grund-
lage daflir gegeben, schon jetzt die notwendigen militarischen und administrativen Struk-
turen zu etablieren, die im Falle einer verpflichtenden Heranziehung erforderlich sind.

B. Losung

Um die genannten Ziele zu erreichen, werden mit diesem Entwurf die gesetzlichen Grund-
lagen fir einen neuen attraktiven Wehrdienst geschaffen; hierzu werden das WPfIG und
das Soldatengesetz (SG) geandert.

Der Neue Wehrdienst basiert zunachst auf Freiwilligkeit, enthalt mit der fur Manner ver-
pflichtenden Bereitschaftserklarung und der Wiedereinfihrung der Musterung von vornhe-
rein aber auch verpflichtende Elemente. Zudem wird der Bundesregierung die Méglichkeit
eingerdumt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Deutschen Bundestages die
verpflichtende Heranziehung von Wehrpflichtigen zu veranlassen, wenn die verteidi-
gungspolitische Lage dies erfordert und attraktivitatssteigernde MalRnahmen zur Erho-
hung freiwilliger Bewerbungen nicht rechtzeitig wirksam werden.

Der Neue Wehrdienst soll durch eine deutlich gesteigerte Attraktivitat, Wertschatzung und
einen sinnhaften, anspruchsvollen Dienst die Bereitschaft zum Wehrdienst dauerhaft und
signifikant steigern.

Notwendig ist darlber hinaus eine modernisierte Wehrerfassung, um effektiver und ziel-
gerichtet das Potenzial der Wehrpflichtigen sowie der jetzigen und kunftigen Reservistin-
nen und Reservisten zu erfassen.

So wird die im WPfIG verankerte Erfassung unabhangig vom Spannungs- oder Verteidi-
gungsfall reaktiviert und gleichzeitig an das aktuelle Melderecht und die damit verbunde-
nen IT-gestltzten Verfahren angepasst.

Erganzt wird dies durch eine verpflichtende Befragung der wehrpflichtigen Manner Gber
die Bereitschaft und die Fahigkeit zur Wehrdienstleistung sowie zu Bildungsabschlissen,
sonstigen Qualifikationen und Interessen. Die Abgabe der Erklarung soll fur Wehrpflichti-
ge, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, auf Aufforderung der Wehrersatzbehoérde
verpflichtend sein. Es ist davon auszugehen, dass die Befragung — in Verbindung mit um-
fassenden Informationen uber berufliche Moglichkeiten und Perspektiven in den Streitkraf-
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ten — zu einer intensiveren Befassung der jingeren Generation mit dem militarischen
Dienst fuhrt und damit auch die Anzahl freiwilliger Bewerbungen steigen wird.

Mit der Wiedereinfiihrung der Musterung soll ein konkreteres Lagebild ermdglicht werden,
wie viele Wehrpflichtige wirklich fir einen Wehrdienst zur Verfligung stehen. Dies ermdg-
licht auch einen Zeitgewinn, wenn die verpflichtende Heranziehung zum Grundwehrdienst
aktiviert werden muss, weil dann bereits Musterungsdaten zur Verfigung stehen und nicht
erst in dieser Situation erhoben werden muissen. Da die entsprechenden Strukturen erst
aufgebaut werden mussen, ist jedoch vorgesehen, verpflichtende Musterungen beginnend
erst ab dem 1. Juli 2027 durchzufihren.

Vorgesehen ist, dass zunachst nur diejenigen Wehrpflichtigen einer Verpflichtung zur Ab-
gabe einer Bereitschaftserklarung und der Musterung unterworfen werden, die nach dem
31. Dezember 2007 geboren wurden. Eine Anwendung der Neuregelungen auf friihere
Geburtsjahrgange, die seit dem Inkrafttreten des Wehrrechtsanderungsgesetzes 2011
nicht mehr erfasst wurden (das ginge bei umfassender Betrachtung bis zum Geburtsjahr-
gang 1993 zuruck), erfolgt auflerhalb des Spannungs- oder Verteidigungsfalls zunachst
noch nicht. Ein derartiger Umfang von Befragungen und Musterungen ware Kkurzfristig
durch die Wehrersatzbehérden kaum zu bewaltigen. Hinzu kommt, dass mit dem Gesetz
auch der auf Freiwilligkeit beruhende Aufwuchs der Streitkrafte erreicht werden soll. Hier
ist das gezielte Ansprechen der jungeren Jahrgange, die in beruflicher, personlicher oder
familiarer Hinsicht oft noch nicht nachhaltig etabliert sind, zunachst auch erfolgverspre-
chender als das Ansprechen alterer Jahrgange, die sich haufiger bereits in einer beruflich
und familiar verfestigten Lebenssituation befinden, aus der heraus sich eine Entscheidung
fur den Wehrdienst nur noch schwer treffen Iasst. Beginnend mit dem Geburtsjahrgang
2008 werden in den nachsten Jahren sukzessive weitere Geburtsjahrgange einbezogen
und einer Verpflichtung zur Abgabe einer Bereitschaftserklarung sowie einer Musterung
unterworfen. Damit wird gewahrleistet, dass sich das aktuelle Lagebild im Laufe der Zeit
auf eine immer groRere Anzahl von Wehrpflichtigen erstreckt.

Durch den Neuen Wehrdienst sollen vermehrt Personen im Rahmen eines einheitlichen
Dienstrechts als Soldatinnen auf Zeit oder Soldaten auf Zeit (SaZ) nach dem SG gewon-
nen werden.

Die Attraktivitat des Neuen Wehrdienstes wird durch zusatzliche Leistungen in den Berei-
chen der Fahrerlaubnis, der Berufsforderung und der Dienstzeitversorgung gesteigert.

Ein Element des Entwurfs ist zudem die Mdglichkeit, die Verpflichtung zum Grundwehr-
dienst unter bestimmten strengen Voraussetzungen wieder aufleben lassen zu kénnen.
Durch das Wehrrechtsanderungsgesetz 2011 war festgelegt worden, dass die §§ 3 bis 53
WPfIG — und damit alle unmittelbar aus der Wehrpflicht folgenden Verpflichtungen — aus-
schliel3lich im Spannungs- oder Verteidigungsfall Geltung erlangen. Dies wird der aktuel-
len Bedrohungslage und dem gegebenenfalls bestehenden Erfordernis eines schnellen
Personalaufwuchses der Streitkrafte nicht mehr gerecht. Vielmehr bedarf es einer
Rechtsgrundlage, nach der Wehrpflichtige auch auf3erhalb des Spannungs- oder Verteidi-
gungsfalls zur Ableistung des Grundwehrdienstes einberufen werden kénnen, wenn die
verteidigungspolitische Lage einen schnellen Aufwuchs der Streitkrafte zwingend erfor-
dert, der auf freiwilliger Grundlage nicht erreichbar ist.

Der Entwurf sieht hierzu vor, dass die Bundesregierung unter den genannten Vorausset-
zungen durch Rechtsverordnung die Einberufung zum Grundwehrdienst anordnen kann.
Diese Rechtsverordnung setzt die Zustimmung des Bundestages voraus, da die Ent-
scheidung Uber die verpflichtende Heranziehung wegen der damit verbundenen Grund-
rechtsrelevanz einer parlamentarischen Beteiligung bedarf und nicht allein der Exekutive
Uberlassen werden kann.
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Im Falle einer verpflichtenden Heranziehung wird auch das Recht der Kriegsdienstverwei-
gerung (KDV) wieder praktische Relevanz erhalten, da Wehrpflichtigen die Gelegenheit
gegeben werden muss, ihr Grundrecht aus Artikel 4 Absatz 3 GG fruhzeitig und effektiv
wahrzunehmen. Der Gesetzentwurf sieht daher entsprechende Anpassungen im Kriegs-
dienstverweigerungsgesetz vor. Weitere Anpassungen im Zivildienstgesetz sollen zu ei-
nem spateren Zeitpunkt erfolgen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Fir den Bund fallen infolge der geplanten Anderungen Mehrausgaben im Geschéftsbe-
reich des Bundesministeriums der Verteidigung an.

Soweit derzeit prognostizierbar sind dies insgesamt 495 Millionen Euro fir das Jahr 2026.
Im Finanzplanungszeitraum werden zunachst fur den Einzelplan 14 Mehrausgaben in
Hohe von rund 603 Millionen Euro flir das Jahr 2027, rund 713 Millionen Euro fir das Jahr
2028 und rund 849 Millionen Euro fur das Jahr 2029 erwartet.

Mehrausgaben im Geschéftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung werden im
Einzelplan 14 gegenfinanziert.

Ausgaben, die durch eine verpflichtende Einberufung zum Grundwehrdienst entstehen,
kénnen nicht prognostiziert werden, da weder absehbar ist, ob und wenn ja wann eine
Einberufung erfolgt, noch wie hoch die Anzahl der Einzuberufenden gegebenenfalls sein
wird. Zu diesen Ausgaben, die entstehen kénnen, zahlen auch Mehrausgaben im Zuge
des Rechts auf Kriegsdienstverweigerung.

Uber diese und gegebenenfalls weitere Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln in den
Geschaftsbereichen ist finanziell und stellenmafig im laufenden und in kiinftigen Haus-
haltsverfahren zu entscheiden.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Birgerinnen und Biirger

Fur wehrpflichtige Birger entsteht insoweit ein Aufwand, als sie ab 2026 die Bereit-
schaftserklarung abzugeben und sich ab Juli 2027 einer Musterung zu unterziehen haben.
Es ist mit rund 300 000 Wehrpflichtigen pro Jahr zu rechnen. Der Erflllungsaufwand fir
eine gegebenenfalls erfolgende Einberufung wird aus den oben genannten Griinden hier
nicht angegeben.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Keine.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur den Bund entsteht durch das geplante Regelungsvorhaben ein Erfillungsaufwand wie
nachfolgend dargestellt.

Durch die vorgesehene Erfassung, Datentubermittlung und die Bereitschaftserklarung ent-
steht dem Normadressaten Wehr- und Arbeitsverwaltung ein einmaliger Erfullungsauf-
wand in Héhe von 365 000 Euro und ein laufender Erflllungsaufwand in Héhe von
3 254 000 Euro.

Zur Aufnahme verpflichtender Musterungen ab dem 1. Juli 2027 entsteht ein laufender
Erflllungsaufwand in Héhe von 54 094 000 Euro.

Ein weiterer Erflllungsaufwand entsteht durch administrativen Mehraufwand infolge der
Umstellung von FWDL auf SaZ. Dem gegenuber steht ein administrativer Minderaufwand
durch den Wegfall der Statusgruppe FWDL.

Der Erfillungsaufwand flir die Durchfihrung verpflichtender Einberufungen kann nicht
prognostiziert werden, da der Eintritt vom Erlass einer Rechtsverordnung der Bundesre-
gierung abhangt und Zeitpunkt und Inhalt dieser Rechtsverordnung im Einzelnen noch
nicht vorhergesehen werden kénnen.

Fir das Bundesverwaltungsamt entsteht durch die Umsetzung dieses Gesetzes und den
damit verbundenen Aufwichsen der SaZ bis 2030 ein Mehraufwand in Hohe von
33 738 000 Euro flir 247 Stellen und Planstellen (11,4 eD, 187,7 mD, 40,1 gD und 7,8
hD).

Fur die LAnder und Kommunen entsteht ein Erfillungsaufwand dadurch, dass die Melde-
behdrden zu der neuen Erfassungsstruktur beitragen. Dieser Aufwand fallt aber gegen-
Uber der bisher schon geltenden Rechtslage nicht ins Gewicht. Die Verpflichtung, Melde-
daten zum Abruf bereitzuhalten, besteht bereits jetzt nach § 39 Absatz 3 des Bundesmel-
degesetzes.

Weitergehende Ubermittlungs- und Aktualisierungspflichten der Meldebehdrden, wie bis-
lang in § 15 WPfIG vorgesehen, entfallen. Damit werden die Meldebehérden von ihren
bisherigen Aufgaben als Erfassungsbehdrden entlastet.

F. Weitere Kosten

Weitere Kosten sind nicht zu erwarten.
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes -
Wehrdienst-Modernisierungsgesetz (WDModG)

Bundesrepublik Deutschland Berlin, 5. September 2025
Der Bundeskanzler

An die

Présidentin des Bundesrates
Frau Ministerpréisidentin
Anke Rehlinger

Sehr geehrte Frau Bundesratspréisidentin,

hiermit iibersende ich geméll Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den
von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes —
Wehrdienst-Modernisierungsgesetz (WDModG)

mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbediirftig. Da mit dem vorliegenden Gesetz-
entwurf die Voraussetzungen fiir einen ab 2026 beginnenden personellen Auf-
wuchs insbesondere der Reserve aber auch der aktiven Streitkrifte geschaffen
werden, muss das Gesetzgebungsverfahren noch im Jahr 2025 abgeschlossen
werden.

Federfiihrend ist das Bundesministerium der Verteidigung.

Fristablauf: 17.10.25
besonders eilbediirftige Vorlage gemill Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemédl § 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage beigefiigt.

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen

Normenkontrollrates ist als Anlage 2 beigefiigt.

Mit freundlichen Griilen
Friedrich Merz
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Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes — Wehr-

dienst-Modernisierungsgesetz (WDModG)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-

sen:

1.

Artikel 1

Anderung des Wehrpflichtgesetzes

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. August 2011
(BGBI. I S.1730), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Februar 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 72) geadndert worden ist, wird wie folgt geandert:

a)

d)

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

Die Angabe zu § 2 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
.82 Anwendung dieses Gesetzes

§ 2a Anordnung der Einberufung zum Grundwehrdienst; Verordnungsermachtigung*.

Die Angabe zu den §§ 6a bis 6d wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,§ 6a Freiwillige Verlangerung des Grundwehrdienstes®.
Nach der Angabe zu § 15 wird die folgende Angabe eingefugt:
.8 15a  Bereitschaftserklarung
§ 15b  Datenverarbeitung
§ 15¢  Datenaktualisierung

§ 15d  Datenubermittlung fiir die Durchfiihrung des Arbeitssicherstellungsgesetzes®.

Die Angabe zu § 53 wird gestrichen.

§ 2 wird durch die folgenden §§ 2 und 2a ersetzt:

»§2
Anwendung dieses Gesetzes
(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten nach Mal3gabe der folgenden Absatze.
(2) Die §§ 3 bis 52 gelten

im Spannungs- oder Verteidigungsfall,



Drucksache 441/25 -2-

2. im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a.

(3) AuBerhalb des Spannungs- oder Verteidigungsfalls und solange keine
Rechtsverordnung nach § 2a gilt, gelten die §§ 3, 8a bis 20b, 25, 32 bis 35, 44 und 45
mit der Malgabe, dass die Vorschriften tGber die Musterung erst ab dem 1. Juli 2027
anzuwenden sind.

(4) Die §§ 15a und 16 sind nur auf Betroffene anzuwenden, die nach dem 31. De-
zember 2007 geboren sind. Satz 1 gilt nicht im Spannungs- oder Verteidigungsfall.

§ 2a

Anordnung der Einberufung zum Grundwehrdienst; Verordnungsermachtigung

Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustim-
mung des Bundestages bedarf, anzuordnen, dass ungediente Wehrpflichtige zum
Grundwehrdienst nach § 5 einberufen werden, wenn die verteidigungspolitische Lage
einen schnellen Aufwuchs der Streitkrafte zwingend erfordert, der auf freiwilliger
Grundlage nicht erreichbar ist. Die Dauer des Grundwehrdienstes betragt mindestens
sechs und langstens zwolf Kalendermonate und ist in der Rechtsverordnung in Kalen-
dermonaten festzulegen. Die Rechtsverordnung bedarf nicht der Zustimmung des Bun-
desrates.”

3. § 4 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Der nach MaRRgabe dieses Gesetzes zu leistende Wehrdienst umfasst

1. den Grundwehrdienst (§ 5),
2. die Wehrlibungen (§ 6),
3. die freiwillige Verlangerung des Grundwehrdienstes (§ 6a) und
4. den unbefristeten Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidigungsfall.®
b) Absatz 3 Satz 3 wird gestrichen.
4. § 5 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Der Grundwehrdienst wird zusammenhangend geleistet. Einem Antrag
auf vorzeitige Heranziehung kann nach Vollendung des 17. Lebensjahres und soll
nach Vollendung des 18. Lebensjahres entsprochen werden. Der Antrag Minder-
jahriger bedarf der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters.*

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

.4. VerbuRung von Freiheitsstrafe, Strafarrest, Jugendstrafe, Jugendarrest,
Disziplinararrest, strengem Disziplinararrest oder®.

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe ,VerbuRung von Disziplinararrest® die Angabe
,oder strengem Disziplinararrest” eingefugt.
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5. In § 6 Absatz 2 wird die Angabe ,Die Gesamtdauer der Wehrtibungen® durch die An-
gabe ,Die Gesamtdauer der verpflichtenden Wehribungen® ersetzt.

6. Die §§ 6a bis 6d werden durch den folgenden § 6a ersetzt:

»g 6a
Freiwillige Verlangerung des Grundwehrdienstes

(1) Wehrpflichtige kénnen ihren Grundwehrdienst freiwillig um mindestens einen,
langstens flinf Monate verlangern.

(2) Die Gesamtdauer des Grundwehrdienstes ist im Einberufungsbescheid ein-
heitlich festzusetzen. Wenn der Grundwehrdienst nach Zustellung des Einberufungs-
bescheides verlangert wird, andern die Wehrersatzbehérden diesen Bescheid entspre-
chend.

(3) In der verlangerten Dienstzeit ist § 29 Absatz 4 Nummer 1 mit den Mal3gaben
anzuwenden, dass der Soldat zu entlassen ist, und es der Anhérung der Wehrersatz-
behdrde sowie der Prifung, ob die geltend gemachten Griinde die Zuriickstellung vom
Wehrdienst nach der Entlassung rechtfertigen, nicht bedarf. Die Gesamtdauer des fest-
gesetzten Wehrdienstes kann bis auf die Dauer des Grundwehrdienstes verklrzt wer-
den, wenn dies im dienstlichen Interesse liegt und der Soldat der Verklirzung zustimmt.
Die Gesamtdauer des festgesetzten Wehrdienstes soll auch ohne Zustimmung des
Soldaten verkurzt werden, wenn er durch sein bisheriges Verhalten oder durch Leis-
tungsdefizite, die auch gesundheitlichen Ursprungs sein kénnen, gezeigt hat, dass er
die Eignungs- und Leistungsanforderungen, die an einen Soldaten zu stellen sind, der
verlangerten Grundwehrdienst leistet, nicht oder nicht mehr erfillt. Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend.”

7. Nach § 7 wird der folgende § 7a eingeflgt:

.S 7a

Berlcksichtigung von Freiwilligendiensten nach Inkrafttreten einer Rechtsverordnung
nach § 2a

Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Rechtsverordnung
nach § 2a einen der in § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d des Einkom-
mensteuergesetzes genannten Freiwilligendienste leisten oder geleistet haben,
werden nur dann zum Wehrdienst herangezogen, wenn unter Anrechnung des ins-
gesamt geleisteten Freiwilligendienstzeitraums ein Grundwehrdienst von mindes-
tens sechs Monaten verbleibt. Gleiches gilt fir Wehrpflichtige, die sich vor Inkraft-
treten der Rechtsverordnung zu einem Dienst nach Satz 1 verpflichtet haben und
diesen innerhalb von sechs Monaten ab dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung
beginnen. Wahrend des Freiwilligendienstes werden sie nicht zum Wehrdienst her-
angezogen.®

8. § 11 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f wird durch den folgenden Buchstaben f ersetzt:
,f)  einen freiwilligen Dienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder nach

dem Bundesfreiwilligendienstgesetz von jeweils mindestens sechs Mona-
ten,”.
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10.

11.

b) Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:
,Der Antrag ist friihestens nach der Aufforderung nach § 15a Absatz 1 und spates-
tens bis zum Abschluss der Musterung zu stellen, es sei denn, der Befreiungs-
grund tritt erst spater ein oder wird spater bekannt. Der Antrag ist schriftlich oder
zur Niederschrift beim Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr
zu stellen.”

In § 13a Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,Bundesministerium des Innern, flr Bau und
Heimat“ durch die Angabe ,Bundesministerium des Innern® ersetzt.

§ 14 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Angabe ,(1)“ und in der Angabe vor Nummer 1 die Angabe
,mit Ausnahme der Erfassung® gestrichen.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

§ 15 wird durch die folgenden §§ 15 bis 15d ersetzt:

.S 15
Erfassung

(1) Das Bundesamt fiir das Personalmanagement der Bundeswehr darf zum
Zweck der Wehrerfassung im automatisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38
des Bundesmeldegesetzes die folgenden Daten Wehrpflichtiger abrufen und weiterver-
arbeiten:

1. Familienname,

2. frihere Namen,

3. Vornamen,

4. Tag und Ort der Geburt,

5. Geschlecht,

6. gegenwartige Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung,

7. letzte frihere Anschrift im Inland bei Zuzug aus dem Ausland,
8. Familienstand,

9. Staatsangehorigkeiten sowie

10. Sterbetag.

(2) Im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder im Fall der Geltung einer Rechts-
verordnung nach § 2a darf das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundes-
wehr zum Zweck der Wehrerfassung die in Absatz 1 genannten Daten mannlicher Per-
sonen bereits ein Jahr vor Vollendung ihres 18. Lebensjahres im automatisierten Ab-

rufverfahren nach den §§ 34a und 38 des Bundesmeldegesetzes abrufen und weiter-
verarbeiten.



-5- Drucksache 441/25

(3) Im Fall der Unmdoglichkeit des Datenabrufs ist § 34 Absatz 2 Satz 5 des Bun-
desmeldegesetzes entsprechend anzuwenden.

§ 15a
Bereitschaftserklarung

(1) Jede nach § 15 erfasste Person hat auf Aufforderung durch das Bundesamt
fur das Personalmanagement der Bundeswehr eine Erklarung zur Bereitschaft und Fa-
higkeit zu einer Wehrdienstleistung abzugeben, die folgende Angaben umfasst:

1. Angaben zur Person, zum Geschlecht, zum Familienstand und zu weiteren Staats-
angehorigkeiten, soweit diesbezlglich durch das Bundesamt fir das Personalma-
nagement der Bundeswehr vorausgeflillte Angaben nicht zutreffen oder nicht voll-
standig sind,

2. Interesse an einem Wehrdienst in der Bundeswehr,

3. Korpergrofie und Gewicht,

4. Schwerbehinderung oder eine entsprechende Gleichstellung,

5. Bildungsabschliisse sowie sonstige Befahigungen und Qualifikationen,

6. Selbsteinschatzung der korperlichen Leistungsfahigkeit,

7. Wehrdienst in fremden Streitkraften.

Zusammen mit der Aufforderung nach Satz 1 kann das Bundesamt fur das Personal-
management der Bundeswehr Informationen Gber Laufbahnen und Verwendungen in

der Bundeswehr zur Verfugung stellen.

(2) Die Bereitschaftserklarung ist mittels eines zur Verfigung gestellten Online-
Fragebogens oder schriftlich abzugeben.

(3) Die Abgabe der Bereitschaftserklarung durch einen Bevollmachtigten ist nur
dann zulassig, wenn der Wehrpflichtige infolge seines kdrperlichen oder geistigen Zu-
stands gehindert ist, sie eigenstandig abzugeben.

(4) Kommt der Wehrpflichtige der Aufforderung zur Abgabe einer Bereitschafts-
erklarung nach Absatz 1 Satz 1 nicht innerhalb eines Monats nach, so erhalt er eine
erneute Aufforderung mit einer Fristsetzung, innerhalb derer die Bereitschaftserklarung
abzugeben ist. Diese erneute Aufforderung ist zuzustellen.

(5) Wehrpflichtige, die weder in einem Wehrdienstverhaltnis stehen noch der
Dienstleistungsiberwachung nach dem Soldatengesetz unterliegen, haben auf Auffor-
derung erneut eine Bereitschaftserklarung nach Absatz 1 Satz 1 abzugeben. Die Ab-
satze 2 bis 4 gelten hierflir entsprechend.

(6) Das Verfahren ist kostenfrei. Notwendige Auslagen sind zu erstatten.
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§ 15b
Datenverarbeitung
(1) Das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr darf die nach
den §§ 15 bis 15a erhobenen personenbezogenen Daten neben den dort aufgefiihrten
Zwecken nur fur folgende Zwecke verarbeiten:

1. Ubersendung von Informationen Uber Téatigkeiten in den Streitkraften,

2. Personalbearbeitung, wenn der Wehrpflichtige in der Bereitschaftserklarung nach
§ 15a Interesse an einem Wehrdienst bekundet,

3. Einberufung und Heranziehung zum Wehrdienst im Spannungs- oder Verteidi-
gungsfall oder im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a,

4. Ubermittlung an die Bundesagentur fiir Arbeit fir Zwecke der Durchfiihrung des
Arbeitssicherstellungsgesetzes.

(2) § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

§ 15¢c
Datenaktualisierung
Das Bundesamt flr das Personalmanagement der Bundeswehr ist berechtigt, die
Daten nach § 15 zum Zweck der Aktualisierung erneut abzurufen. Die Berechtigung

zum Datenabruf endet mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Wehrpflichtige das
60. Lebensjahr vollendet hat.

§ 15d

Datentbermittlung fir die Durchfiihrung des Arbeitssicherstellungsgesetzes

(1) Im Verteidigungsfall und nach Maligabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grund-
gesetzes uUbermittelt das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr
der Bundesagentur fur Arbeit zur Erfullung der Aufgaben nach dem Arbeitssicherstel-
lungsgesetz die folgenden Daten Wehrpflichtiger:
1. Familienname,
2. Vornamen,
3. Staatsangehdrigkeiten,
4. Tag und Ort der Geburt,

5. gegenwartige Anschrift, Haupt- und Nebenwohnung,

6. Angaben gemal der Bereitschaftserklarung nach § 15a Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1,

7. Schwerbehinderung oder eine entsprechende Gleichstellung geman der Bereit-
schaftserklarung nach § 15a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4,



12.

13.

14.
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8. Bildungsabschliisse sowie sonstige Befahigungen und Qualifikationen geman der
Bereitschaftserklarung nach § 15a Absatz 1 Satz 1 Nummer 5,

9. Informationen Uber die Einberufung und Heranziehung zum Wehrdienst,
10. Feststellung einer Befreiung nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 bis 3.

(2) Die Wehrersatzbehérden holen im Verteidigungsfall und nach MaRRgabe von
Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes im Rahmen der Musterung nach § 17 fur die
Zwecke der Durchflihrung des Arbeitssicherstellungsgesetzes folgende Auskinfte bei

den Wehrpflichtigen ein und tUbermitteln diese an die Bundesagentur fur Arbeit:

1. Minderung der Erwerbsfahigkeit oder Grad der Schadigungsfolgen von mindes-
tens 50 flr eine nicht nur voriibergehende Zeit,

2. Pflegetatigkeit fur hilfsbedtirftige Angehoérige oder andere hilfsbedirftige Personen
aus rechtlicher oder sittlicher Verpflichtung, deren Pflege nicht anderweitig ge-
wahrleistet ist,

3. Dberufliche Tatigkeit,

4. Angaben Uber Betriebs- oder Personalratszugehorigkeit,

5. Teilnahme an einem weitgehend geférderten Ausbildungsabschnitt und

6. Angaben Uber Kinder unter 15 Jahren, die mit dem Wehrpflichtigen in hauslicher
Gemeinschaft leben.

(3) Ist eine elektronische Datenlbermittlung nicht méglich, so erfolgt die Daten-
Ubermittlung durch das Bundesamt flir das Personalmanagement der Bundeswehr mit-
tels eines schriftlichen Dokuments oder mittels eines Datentragers, auf dem die Daten
gegen unbefugten Zugriff gesichert sind.”

§ 17 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,Karrierecentern der Bundeswehr” durch die Angabe
Wehrersatzbehorden” ersetzt.

b) Absatz 3 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Wehrersatzbehdrden bereiten auf Grundlage der Erfassung und der Bereit-
schaftserklarung die Musterung vor.“

c) Nach Absatz 4 Satz 3 wird der folgende Satz eingefligt:

»von der Untersuchung nach Satz 1 kann abgesehen werden, wenn aufgrund der
Angaben in der Bereitschaftserklarung oder der Angaben nach Absatz 3 Satz 2
eine Heranziehung ausgeschlossen erscheint.”

§ 20 Satz 1 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

»<Antrdge auf Zurickstellung nach § 12 Absatz 2 und 4 sind frihestens nach der Auf-
forderung nach § 15a Absatz 1 und spatestens bis zum Abschluss der Musterung zu
stellen, es sei denn, der Zurlickstellungsgrund tritt erst spater ein oder wird spater be-
kannt. Antrage auf Zuruckstellung sind schriftlich oder zur Niederschrift beim Bundes-
amt flr das Personalmanagement der Bundeswehr zu stellen.”

§ 20b Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

,Ungediente Wehrpflichtige, die nicht innerhalb von drei Jahren nach der Musterung
oder nach einer erneuten arztlichen Untersuchung einberufen worden sind, sind vor
ihrer Einberufung zu héren und auf Antrag oder, wenn Anhaltspunkte flir eine Veran-
derung des Gesundheitszustandes vorliegen oder dies flr eine vorgesehene Verwen-
dung im Wehrdienst erforderlich ist, erneut arztlich zu untersuchen.”

§ 21 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,§ 4 Absatz 1 Nummer 7“ durch die Angabe
»8 4 Absatz 1 Nummer 4“ ersetzt.

b) Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 bis 5 wird durch die folgenden Nummern 3 und 4 er-
setzt:

»3. der Spannungs- oder Verteidigungsfall eingetreten ist, oder

4. das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm bestimmte Stelle
Wehrubungen von kurzer Dauer als Alarmibungen angeordnet hat.”

§ 23 Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Sie sind zu horen, wenn seit dem Ausscheiden aus dem Wehrdienst mehr als drei
Jahre verstrichen sind. Auf Antrag oder wenn Anhaltspunkte fur eine Veranderung des
Gesundheitszustandes vorliegen oder dies fur eine vorgesehene Verwendung im
Wehrdienst erforderlich ist, sind sie erneut arztlich zu untersuchen.”

In § 24 Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 wird die Angabe ,fur die Hilfeleistung im Innern nach
§ 6¢ Absatz 1, gestrichen.

§ 24a wird gestrichen.

§ 29b wird durch den folgenden § 29b ersetzt:

.8 29b
Verlangerung des Wehrdienstes aus sonstigen Grinden
Ist ein Soldat im Entlassungszeitpunkt wegen Verschleppung, Gefangenschaft o-
der aus sonstigen Griinden, die mit dem Dienst zusammenhangen, dem Einflussbe-
reich des Dienstherrn entzogen, so ist er mit Ablauf des auf die Beendigung dieses
Zustandes folgenden Monats zu entlassen.”

§ 44 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe ,einer Hilfeleistung im Innern (§ 6c¢), einer Hil-
feleistung im Ausland (§ 6d) oder“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,; das Gleiche gilt bei mannlichen Personen,
die der Erfassung unentschuldigt fernbleiben (§ 15 Absatz 6)“ gestrichen.

§ 45 wird durch den folgenden § 45 ersetzt:
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.S 45
BuRgeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 15a Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 eine Bereitschaftserklarung
nicht richtig oder nicht vollstandig abgibt,

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 15a Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung
mit Absatz 5 Satz 2, oder nach § 48 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 zuwiderhandelt,

3. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 2 erster Halbsatz oder Absatz 8 Satz 4 eine Auskunft
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig erteilt,

4. entgegen § 24 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1, auch in Verbindung mit § 48 Ab-satz 2
Nummer 1, eine Meldung nicht oder nicht rechtzeitig macht,

5. entgegen § 24 Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 sich nicht oder nicht rechtzeitig meldet,
oder

6. entgegen § 24 Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 einen dort genannten Bescheid nicht
oder nicht rechtzeitig vorlegt oder eine Meldung nicht oder nicht rechtzeitig macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten ist in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 das Bun-
desamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr und in den ubrigen Fallen des
Absatzes 1 das Karrierecenter der Bundeswehr.”

22. § 48 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 1 wird gestrichen.
b) Die Nummern 2 und 3 werden zu den Nummern 1 und 2.
c) Nach der neuen Nummer 2 werden die folgenden Nummern 3 und 4 eingefugt:
»3. § 10 Nummer 4 ist nicht anzuwenden;
4. eine Befreiung nach § 11 Absatz 2 wird unwirksam;".

d) Die bisherigen Nummern 4 bis 6 werden zu den Nummern 5 bis 7.

23. § 53 wird gestrichen.

Artikel 2

Anderung des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes

Das Kriegsdienstverweigerungsgesetz vom 9. August 2003 (BGBI. | S. 1593), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBI. | S. 687) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:
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1. § 1 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Wehrpflichtige, die als Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden sind, haben
in folgenden Fallen statt des Wehrdienstes Zivildienst auRerhalb der Bundeswehr als
Ersatzdienst nach Artikel 12a Absatz 2 des Grundgesetzes zu leisten:

1. im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder
2. im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgesetzes.*

2. § 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt:

” § 2
Antrag

(1) Uber die Berechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern, ent-
scheidet das Bundesamt fir Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Bundesamt)
auf Antrag.

(2) Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bundesamt fur das Per-
sonalmanagement der Bundeswehr zu stellen. Er muss die Berufung auf das Grund-
recht der Kriegsdienstverweigerung im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 Satz 1 des
Grundgesetzes enthalten. Ein vollstandiger tabellarischer Lebenslauf und eine persén-
liche ausflhrliche Darstellung der Beweggrtinde fiir die Gewissensentscheidung sind
dem Antrag beizufiigen.

(3) Dem Antrag kénnen Stellungnahmen und Beurteilungen Dritter zur Person
und zum Verhalten der Antragstellerin oder des Antragstellers beigeflgt werden. Au-
Rerdem kénnen Personen benannt werden, die zu Ausklnften Gber die Antragstellerin
oder den Antragsteller bereit sind.

(4) Der Antrag eines ungedienten Wehrpflichtigen kann frihestens sechs Monate
vor Vollendung des 18. Lebensjahres gestellt werden. Einer Zustimmung der gesetzli-
chen Vertreterin oder des gesetzlichen Vertreters bedarf es nicht.

(5) Abweichend von Absatz 4 kann ein Wehrpflichtiger den Antrag frihestens
sechs Monate vor Vollendung des 17. Lebensjahres stellen, wenn er dem Antrag Fol-
gendes beifugt:

1. einen Antrag auf vorgezogene Ableistung des Zivildienstes, dem seine gesetzliche
Vertreterin oder sein gesetzlicher Vertreter zugestimmt hat, oder

2. folgende Dokumente:
a) den Entwurf einer Verpflichtung nach § 14c Absatz 1 des Zivildienstgesetzes,

b) die Erklarung seiner gesetzlichen Vertreterin oder seines gesetzlichen Vertre-
ters, einer in Buchstabe a genannten Verpflichtung zuzustimmen, und

c) die Erklarung nach § 14c Absatz 3 des Zivildienstgesetzes, eine solche Ver-
pflichtung mit dem Antragsteller nach dessen Anerkennung als Kriegsdienst-
verweigerer abschlieen zu wollen.

Wer einen Antrag nach Satz 1 gestellt hat, kann friihestens sechs Monate vor Vollen-
dung des 17. Lebensjahres gemustert werden.
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(6) Das Bundesamt flr das Personalmanagement der Bundeswehr bestatigt der

Antragstellerin oder dem Antragsteller den Eingang des Antrags, nimmt diesen zur
Grundakte der Personalakte und leitet die Grundakte dem Bundesamt zu. Die Zuleitung
erfolgt unverzliglich, bei ungedienten Wehrpflichtigen sobald der Musterungsbescheid
unanfechtbar geworden ist. Bei Berufssoldatinnen und Berufssoldaten sowie bei Sol-
datinnen und Soldaten auf Zeit ist den Personalakten eine Stellungnahme der oder des
Disziplinarvorgesetzten und der personalbearbeitenden Stelle beizufiigen.”

§ 6 wird wie folgt geandert:

a)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

»§6
Anhoérung; Verordnungsermachtigung®.

In Absatz 6 wird die Angabe ,Bundesministerium flr Familie, Senioren, Frauen und
Jugend® durch die Angabe ,Bundesministerium fir Bildung, Familie, Senioren,
Frauen und Jugend* ersetzt.

§ 7 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Vor Nummer 1 wird die folgende Nummer 1 eingeflgt:
»1. der Antragsteller die Musterung verweigert,*

Die Nummern 1 bis 3 werden zu den Nummern 2 bis 4.

§ 12 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Der Anerkennungsbescheid wird vom Bundesamt so lange aufbewahrt,
wie dies zur Erfullung der Wehrpflicht (§ 3 Absatz 3 bis 5 des Wehrpflichtgesetzes)
erforderlich ist. Die Ubrigen Akten Uber das Anerkennungsverfahren eines aner-
kannten Kriegsdienstverweigerers, der zivildienstpflichtig ist, werden spatestens
sechs Monate nach Ableistung des Zivildienstes vernichtet oder geldscht; wird der
anerkannte Kriegsdienstverweigerer nicht zum Zivildienst herangezogen, so wer-
den die Akten nach Ablauf des Jahres vernichtet oder geléscht, in dem er das 32.
Lebensjahr vollendet hat. Akten Uber das Anerkennungsverfahren einer anerkann-
ten Kriegsdienstverweigerin oder eines anerkannten Kriegsdienstverweigerers, die
oder der nicht gemal Artikel 12a Absatz 2 des Grundgesetzes zivildienstpflichtig
ist, werden mit Ausnahme des Anerkennungsbescheids ein Jahr nach dem Ab-
schluss des Anerkennungsverfahrens vernichtet. Die gemaR § 2 Absatz 6 Gbermit-
telten Personalakten sind der fir die Personalfiihrung zustéandigen Dienststelle, bei
Grundwehrdienstpflichtigen, Reservistinnen und Reservisten dem zustandigen
Bundesamt flir das Personalmanagement der Bundeswehr zu Gbermitteln.”

In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,Kreiswehrersatzamt“ durch die Angabe ,Bun-
desamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr” ersetzt.

Nach § 12 wird der folgende § 13 eingefugt:
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1.

»§ 13
Anwendungsvorschrift

(1) Entgegen § 2 Absatz 6 Satz 2 kann die Zuleitung des Antrags bei ungedienten

Wehrpflichtigen, die vor dem 1. Januar 2010 geboren sind, ohne vorherige Musterung
erfolgen.

(2) Uber Antrage, die ohne vorherige Musterung dem Bundesamt zugeleitet wer-

den, soll spatestens innerhalb von neun Monaten seit Eingang beim Bundesamt fir
das Personalmanagement der Bundeswehr entschieden werden.

(3) § 3 Absatz 2 Satz 2 und § 11 Absatz 1 Nummer 1 sind auf Falle nach Absatz 1

nicht anzuwenden.”

Artikel 3

Anderung des Soldatengesetzes

Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBI. |
S. 1482), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 |
Nr. 72) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

Die Inhaltsibersicht wird wie folgt geandert:

a)

f)

Nach der Angabe zu § 31a wird die folgende Angabe eingefligt:

,§ 31b  Zuschuss zum Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B*.

Die Angabe zum Dritten Abschnitt wird durch die folgende Angabe ersetzt:

LDritter Abschnitt: Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz; Reservewehrdienstverhaltnis; Da-

tenverarbeitung*.

Die Angabe zu Nummer 3 im Dritten Abschnitt wird durch die folgende Angabe
ersetzt:

,3. Datenverarbeitung, Ubersendung von Informationsmaterial, freiwillige Bereitschaftserkla-

rung*.

Die Angabe zu den §§ 58b bis 58h wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,§58b  Verwendung und Léschung von Daten bei der Ubersendung von Informationsmaterial

§ 58c Freiwillige Bereitschaftserklarung; Datenverarbeitung*.

Nach der Angabe zu § 69 wird die folgende Angabe eingefligt:

,§69a  Register fur der Dienstleistungsiiberwachung unterliegende Personen*.

Nach der Angabe zu § 100 wird die folgende Angabe eingefligt:

,§ 101 Ubergangsvorschrift aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes*.

§ 1 Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.
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3. § 2 Absatz 1 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. bei einem Soldaten, der nach dem Wehrpflichtgesetz einberufen oder nach dem
Vierten Abschnitt zur Dienstleistung herangezogen wird, mit dem Zeitpunkt, der
im Einberufungsbescheid oder im Heranziehungsbescheid flir den Diensteintritt
festgesetzt wird,“.

4. § 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Lehnt ein Soldat aus Glaubens- oder Gewissensgrinden die Ablegung des vor-
geschriebenen Eides ab, so kann er an Stelle der Worte ,ich schwore” eine andere

Beteuerungsformel sprechen.”

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder” ge-
strichen.

5. In § 18 Satz 2 wird die Angabe ,Bundesministerium des Innern und fir Heimat® durch
die Angabe ,Bundesministerium des Innern® ersetzt.

6. In§ 20 Absatz 8 Satz 1 wird die Angabe ,freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder” ge-
strichen.

7. In§ 27 Absatz 8 Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe ,Bundesministeriums des Innern
und fur Heimat“ durch die Angabe ,,Bundesministeriums des Innern“ ersetzt.

8. In § 31 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder* ge-
strichen.

9. Nach § 31a wird der folgende § 31b eingeflgt:

,3 31b
Zuschuss zum Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B
(1) Personen, die aufgrund freiwilliger Verpflichtung einen durchgehenden Wehrdienst
von mindestens zwolf Monaten geleistet haben, wird nach MalRgabe der Absatze 2 bis 4
auf Antrag ein einmaliger Zuschuss flir den erstmaligen Erwerb einer Fahrerlaubnis der
Klasse B im Sinne der Fahrerlaubnis-Verordnung gewahrt.
(2) Die Gewahrung des Zuschusses setzt voraus, dass eine Fahrschulausbildung in-
nerhalb von zwolf Monaten vor Antritt und zwolf Monaten nach Beendigung des Wehrdiens-
tes mit dem Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B abgeschlossen wurde.

(3) Der Antrag auf Gewahrung des Zuschusses ist innerhalb von zwoIf Monaten nach
Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absatzen 1 und 2 zu stellen.

(4) Der Zuschuss wird bis zu einer Hohe von 3 500 Euro gewahrt, soweit die nachge-
wiesenen Kosten

1. auf den Besuch einer Fahrschule sowie auf die Gebuhren der Fahrerlaubnisprifung
entfallen sind,

2. far den Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B aufgewendet wurden,

3. der verpflichteten Person tatsachlich entstanden sind und
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

nicht anderweitig erstattet oder bezuschusst wurden.®
§ 40 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

»(5) Istein Soldat auf Zeit zum Zeitpunkt des Ablaufs seiner Dienstzeit wegen Ver-
schleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhangen-
den Grinden dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, so verlangert sich die
Dauer der Berufung ohne die Beschrankungen des Absatzes 1 bis zum Ablauf des auf
die Beendigung dieses Zustands folgenden Monats.*

b) Nach Absatz 8 wird der folgende Absatz 9 eingefugt:

»(9) Eine besondere Verwendung im Ausland im Sinne des § 56 Absatz 1
Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes von Soldaten auf Zeit, die sich fir nicht
langer als zwolf Monate zu einem Wehrdienst verpflichtet haben, bedarf einer ge-
sonderten schriftlichen Verpflichtungserklarung. Von der Verpflichtung nach Satz 1
kann der Soldat auf schriftlichen Antrag entbunden werden. Dem Antrag ist statt-
zugeben, wenn die besondere Verwendung im Ausland wegen personlicher oder
familidrer Grunde eine besondere Harte bedeuten wirde.”

§ 44 Absatz 1 Satz 6 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»Ist ein Berufssoldat zum Zeitpunkt des vorgesehenen Eintritts in den Ruhestand we-
gen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammen-
hangenden Grinden dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, so ist der Eintritt
in den Ruhestand bis zum Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustands folgenden
Monats hinauszuschieben.*

Die Uberschrift des Dritten Abschnitts wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,Dritter Abschnitt

Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz; Reservewehrdienstverhaltnis; Datenverar-
beitung®.

In § 58 Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,freiwilligen Wehrdienst nach § 58b leisten
oder* gestrichen.

Die Uberschrift der Nummer 3 im Dritten Abschnitt wird durch die folgende Uberschrift
ersetzt:

»3-

Datenverarbeitung, Ubersendung von Informationsmaterial, freiwillige Bereitschaftser-
klarung®.

Die §§ 58b bis 58h werden durch die folgenden §§ 58b und 58c ersetzt:
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,§ 58b
Verwendung und Léschung von Daten bei der Ubersendung von Informationsmaterial

(1) Zum Zweck der Ubersendung von Informationsmaterial nach Absatz 2 tiber-
mitteln die Meldebehdrden dem Bundesamt fiir das Personalmanagement der Bundes-
wehr jahrlich bis zum 31. Marz folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsan-
gehorigkeit, die im darauffolgenden Kalenderjahr volljahrig werden:

1. Familienname,
2. Vornamen,
3. gegenwartige Anschrift.

(2) Das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr darf die Daten
nur dazu verwenden, Informationsmaterial Gber Tatigkeiten in den Streitkraften zu ver-
senden.

(3) Das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr hat die Daten
spatestens nach Ablauf eines Jahres nach Ubermittlung der Daten zu I6schen.

§ 58c
Freiwillige Bereitschaftserklarung; Datenverarbeitung

(1) Die Bereitschaftserklarung nach § 15a des Wehrpflichtgesetzes kann freiwillig
abgegeben werden.

(2) Das Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr darf fir den
Hinweis auf die Mdglichkeit der freiwilligen Abgabe einer in Absatz 1 genannten Bereit-
schaftserklarung im automatisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38 des Bun-
desmeldegesetzes die in § 15 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes genannten Daten fol-
gender Personen abrufen und weiterverarbeiten:

1. Personen, die nicht der Wehrpflicht unterliegen, vom vollendeten 18. bis zum voll-
endeten 23. Lebensjahr,

2. Wehrpflichtiger, die im Zeitraum vom 1. Januar 2001 bis zum 31. Dezember 2007
geboren sind.

(3) Die in einer freiwillig abgegebenen Bereitschaftserklarung angegebenen Da-
ten kénnen nur fir folgende Zwecke verarbeitet werden:

1. Ubersendung von Informationen tber Tatigkeiten in den Streitkraften,

2. Personalbearbeitung, wenn die Person in der Bereitschaftserklarung nach § 15a
des Wehrpflichtgesetzes Interesse an einem Wehrdienst bekundet.

Das Bundesamt flir das Personalmanagement der Bundeswehr hat die in einer freiwillig
abgegebenen Bereitschaftserklarung angegebenen Daten unverzlglich zu I6schen,
sofern die Person bekundet hat, dass sie kein Interesse an einem Wehrdienst hat oder
wenn die Daten zur Personalbearbeitung nicht mehr benétigt werden. Die Daten sind
ebenfalls unverziiglich zu léschen, wenn es innerhalb von drei Jahren nach der Uber-
sendung von Informationen Uber Tatigkeiten in den Streitkraften nach Satz 1 Num-
mer 1 nicht zu einer Kontaktaufnahme durch die betroffene Person gekommen ist.”
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16.

17.

18.

19.

In § 61 Absatz 2 wird die Angabe ,Die Gesamtdauer der Ubungen“ durch die Angabe
,Die Gesamtdauer der verpflichtenden Ubungen® ersetzt.

Nach § 69 wird der folgende § 69a eingefligt:

,§ 69a
Register fur der Dienstleistungstuberwachung unterliegende Personen
(1) Zur Aktualisierung der fur die Zwecke der Dienstleistungsiberwachung nach
§ 77 Absatz 1 und 2 aus den Melderegistern abgerufenen Daten fiihrt das Bundesamt

fur das Personalmanagement der Bundeswehr ein Register.

(2) In dem Register nach Absatz 1 werden folgende personenbezogene Daten
gespeichert:

1. Familienname,

2. frihere Namen,

3. Vornamen,

4. Doktorgrad,

5. Tag und Ort der Geburt,

6. Geschlecht,

7. Staatsangehorigkeiten,

8. gegenwartige oder letzte bekannte Anschrift,
9. Sterbetag sowie

10. Tag des Einzugs und des Auszugs.

(3) Hinsichtlich der datenverarbeitenden Regelungen zu Abruf- und Zugriffsrech-
ten, zu Speicher- und Loschfristen sowie zu technisch-organisatorischen Ma3nahmen)
sind § 29b Absatz 5 Satz 1 sowie die §§ 29d und 29e entsprechend anzuwenden.®
§ 75 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 2 Nummer 11 wird durch die folgende Nummer 11 ersetzt:

»11. er dienstunfahig ist oder die Wiederherstellung seiner Dienstfahigkeit inner-
halb der Wehrdienstzeit nicht zu erwarten ist, wobei § 44 Absatz 4 Satz 1
und 3 entsprechend gilt, oder".

b) Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:
»(5) Istein Soldat im Entlassungszeitpunkt wegen Verschleppung, Gefangen-
schaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhangenden Grinden dem

Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, so ist die Entlassung bis zum Ablauf

des auf die Beendigung dieses Zustandes folgenden Monats hinauszuschieben.*

§ 77 wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,oder im Fall einer Verpflichtung zu einem frei-
willigen Wehrdienst nach § 58b“ gestrichen.

b) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Die Wehrersatzbehorden dirfen zum Zweck der Dienstleistungsiiberwa-
chung im automatisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38 des Bundes-
meldegesetzes die in § 15 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes genannten Daten ab-
rufen und weiterverarbeiten. Soweit es flr die Kontaktpflege im Rahmen der
Dienstleistungsiiberwachung erforderlich ist, dirfen die Wehrersatzbehdérden der
Dienststelle, bei der ein Dienstleistungspflichtiger beordert ist, folgende Daten zur
Person des Dienstleistungspflichtigen Gbermitteln:

1. Familienname,
2. Vornamen und

3. letzte bekannte Anschrift.”

20. § 80 wird durch den folgenden § 80 ersetzt:

21.

22.

»S 80
Konkurrenzregelung

Fur Wehrpflichtige nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes ist das Wehrpflichtgesetz
vorrangig anzuwenden

1. im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder
2. im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgesetzes.*

In § 93 Absatz 3 in der Angabe vor Nummer 1 und Absatz 4 wird jeweils die Angabe
,Bundesministerium des Innern und fur Heimat“ durch die Angabe ,,Bundesministerium
des Innern ersetzt.

Nach § 100 wird der folgende § 101 eingeflgt:

,§ 101
Ubergangsvorschrift aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes

(1) Auf Soldaten, die am 31. Dezember 2025 freiwilligen Wehrdienst nach § 58b
in der bis einschliellich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, sind die
§§ 58b, 58h und 75 in der bis einschliellich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung
weiter anzuwenden.

(2) Soldaten, die am 31. Dezember 2025 freiwilligen Wehrdienst nach § 58b in
der bis einschlief3lich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung mit einer Restdienstzeit
von mindestens sechs Monaten leisten, werden auf Antrag unter Beibehaltung der fest-
gesetzten Dienstzeit nach MalRgabe des § 4 in das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf
Zeit tbernommen.*



Drucksache 441/25 -18 -

Artikel 4

Anderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 2009

(BGBI. | S. 2055), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 30. Marz 2021
(BGBI. | S. 402) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 1 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 6 Satz 5 wird jeweils die Angabe ,einen Monat vor
Beginn® durch die Angabe ,zwei Monate nach Beginn® ersetzt.

In § 4 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,fur jeden vollen Kalendermonat, den der Ar-
beitnehmer Wehrdienst leistet” durch die Angabe ,flr jeden vollen Monat, den der Ar-
beitnehmer in diesem Jahr Wehrdienst geleistet hat* ersetzt.

In § 9 Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe ,einen Monat vor Beginn“ durch die Angabe
.Zwei Monate nach Beginn® ersetzt.

§ 14b wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,nach § 6 Absatz 1 und nach § 7 durch die
Angabe ,nach § 5 Absatz 1 und nach § 6“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe ,nach den §§ 6 bis 9“ durch die Angabe ,hach
den §§ 5 bis 8* ersetzt.

§ 14c Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Istseit der Beendigung des Wehrdienstes ein Jahr verstrichen, so kbnnen Bei-
trage nicht mehr nach § 14a Absatz 2 Satz 2 angemeldet und kénnen Antrage nach
§ 14b Absatz 1 und 2 nicht mehr gestellt werden. Uber die Erstattungsantrage ent-
scheidet das Bundesamt flr das Personalmanagement der Bundeswehr. Zu erstat-
tende Beitrage nach § 14a diarfen nur unmittelbar an die Einrichtung der Alters- und
Hinterbliebenenversorgung gezahlt werden, sofern ein Nachweis Uiber die Beitragszah-
lung durch den Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin nicht vorgelegt wird. Zu erstattende
Beitrage nach § 14b werden an die Einrichtung der Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung gezahlt.”

§ 16 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

,(1) Dieses Gesetz gilt auch im Fall des unbefristeten Wehrdienstes im Span-
nungs- oder Verteidigungsfall mit der MaRgabe, dass die Vorschriften tiber Wehr-
Ubungen anzuwenden sind. § 1 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 6 sowie § 9 Absatz 2
Satz 4 sind nicht anzuwenden.”

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,des sich an den Grundwehrdienst anschliefienden
freiwilligen zusatzlichen Wehrdienstes (§ 6b des Wehrpflichtgesetzes)“ durch die
Angabe ,der freiwilligen Verlangerung des Grundwehrdienstes (§ 6a des Wehr-
pflichtgesetzes)” ersetzt.

c) Absatz 3 wird gestrichen.

d) Absatz 4 wird zu Absatz 3.
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e) Absatz 5 wird gestrichen.

f) Absatz 6 wird zu Absatz 4.

g) Absatz 7 wird gestrichen.

§ 16a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 wird die Angabe ,§ 125 Absatz 1 Satz 1 des Beamtenrechtsrahmen-
gesetzes” durch die Angabe ,§ 125 Satz 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes*®

ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,Dienststelle der Streitkrafte“ durch die Angabe
LPersonal bearbeitende Dienststelle der Bundeswehr® ersetzt.

Artikel 5

Anderung des Wehrsoldgesetzes

Das Wehrsoldgesetz vom 4. August 2019 (BGBI. | S. 1147, 1158), das zuletzt durch

Artikel 20 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 414) geandert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu Abschnitt 4 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»2Abschnitt 4 (weggefallen)*.

b) Die Angabe zu den §§ 18 und 19 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,§ 18 (weggefallen)

§ 19 (weggefallen)“.

In § 1 Absatz 1 wird die Angabe ,§ 58b des Soldatengesetzes” durch die Angabe
.8 58b des Soldatengesetzes in der bis einschliel3lich 31. Dezember 2025 geltenden
Fassung® ersetzt.

§ 2 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe ,(1)" gestrichen.
b) Absatz 2 wird gestrichen.

In § 3 Absatz 1 wird die Angabe ,§§ 9, 11, 12, 17a und 42b*“ durch die Angabe ,8§ 9,
9a, 11, 12, 17, 17a und 42b" ersetzt.

§ 6 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

,(1) Soldatinnen und Soldaten, die an einer allgemeinen Verwendung im Ausland
im Sinne des § 52 Absatz 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes teilnehmen, erhal-
ten eine Auslandsvergitung unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besol-
dungsempfangerinnen und Besoldungsempfangern an demselben Dienstort Auslands-
dienstbezlige nach § 52 des Bundesbesoldungsgesetzes zustehen.”
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6.

§ 8 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 3 wird die Angabe ,§ 58h Absatz 1 des Soldatengesetzes® durch die An-
gabe ,§ 58h Absatz 1 des Soldatengesetzes in der bis einschlieRlich 31. Dezem-
ber 2025 geltenden Fassung” ersetzt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 Buchstabe a bis f wird jeweils die Angabe ,§ 58h Absatz 1 des

Soldatengesetzes” durch die Angabe ,§ 58h Absatz 1 des Soldatengesetzes
in der bis einschlief3lich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung” ersetzt.
bb) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
»,2. nach § 76 in Verbindung mit § 58h Absatz 1 des Soldatengesetzes in der
bis einschliel3lich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung aus der Bun-
deswehr ausgeschlossen werden.”

cc) Nummer 3 wird gestrichen.

In § 11 Absatz 1 wird die Angabe ,§§ 50 und 50a“ durch die Angabe ,§§ 50, 50a
und 50d* ersetzt.

§ 12 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe (1) gestrichen und die Angabe ,§ 56 Absatz 3 Satz 1
und 2 des Bundesbesoldungsgesetzes“ durch die Angabe ,§ 56 des Bundesbesol-
dungsgesetzes® ersetzt.

b) Absatz 2 wird gestrichen.

Abschnitt 4 wird gestrichen.

Artikel 6

Anderung des Unterhaltssicherungsgesetzes

Das Unterhaltssicherungsgesetz vom 4. August 2019 (BGBI. | S. 1147, 1179), das zu-

letzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 72) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltsibersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 17 wird die folgende Angabe eingefugt:
,§17a  Zuschlag fur Fahrtkosten®.

b) Die Angabe zu § 24 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
,§24  Zustandigkeit".

§ 1 Absatz 3 und 4 wird durch die folgenden Absatze 3 und 4 ersetzt:

»(3) Im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder im Fall der Geltung einer
Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgesetzes qilt dieses Gesetz auch flr
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1. Wehrubungen nach § 6 des Wehrpflichtgesetzes und

2. unbefristeten Wehrdienst Leistende nach § 4 Absatz 1 Nummer 4 des Wehr-
pflichtgesetzes.

(4) Im Spannungs- oder Verteidigungsfall sind die §§ 12 bis 17a nicht anzu-
wenden. Abweichend von § 25 Absatz 1 werden die Leistungen nach § 19 von
Amts wegen gewahrt.”

§ 8 Absatz 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

»2. Ruhegehalter nach § 27 Absatz 1 des Soldatenversorgungsgesetzes einschliel3-
lich des Unterschiedsbetrags nach § 64 Absatz 1 Satz 2 und 3 des Soldatenver-
sorgungsgesetzes sowie Ruhegehalter nach § 4 des Beamtenversorgungsgeset-
zes einschliellich des Unterschiedsbetrags nach § 50 Absatz 1 Satz 2 und 3 des
Beamtenversorgungsgesetzes und Ruhegehalter nach den entsprechenden Vor-
schriften der Beamtenversorgungsgesetze der Lander, die der oder dem Reser-
vistendienst Leistenden weitergewahrt werden.*

§ 14 wird durch den folgenden § 14 ersetzt:

.S 14
Dienstgeld

Reservistendienst Leistende erhalten fur Dienstleistungen an einem Samstag, ei-
nem Sonntag oder einem gesetzlichen Feiertag sowie fur eine eintagige Dienstleistung
an einem Freitag eine zweite Pramie nach Spalte 3 der Tabelle in Anlage 2. Fir Tage,
an denen kein Dienst geleistet wird, wird die zweite Pramie nicht gewahrt. Satz 1 gilt
nicht bei Anspruch auf den Auslandsverwendungszuschlag nach § 18.°

§ 16 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

,(2) Der Zuschlag betragt 70 Prozent der entsprechenden Zulage nach der auf-
grund des § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung. Ab-
weichend von Satz 1 betragt der Zuschlag 100 Prozent, wenn dieser fir Soldatinnen
und Soldaten nicht steuerpflichtig ist.”

Nach § 17 wird der folgende § 17a eingeflgt:

.8 17a
Zuschlag fur Fahrtkosten

Reservistendienst Leistende, die aus persoénlichen oder dienstlichen Griinden von
der Pflicht zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft befreit sind und taglich von
der Dienststatte zu ihrer Wohnung zurtickkehren, erhalten pro Tag der Dienstleistung
einen Zuschlag in Hohe von 20 Cent je Kilometer der mit einem privaten Kraftfahrzeug
zurtickgelegten Strecke der einfachen Entfernung zwischen Dienststatte und Woh-
nung. Der Zuschlag ist je Tag der Dienstleistung an der Dienststatte auf hdchstens 20
Euro begrenzt. Entstandene Kosten fur Fahrten auf dem Land- oder Wasserweg mit
regelmafig verkehrenden Beférderungsmitteln werden bis zur Héhe der niedrigsten
Beforderungsklasse entsprechend Satz 2 erstattet. Ist die Wohnung auf einer tblicher-
weise befahrenen Strecke weniger als 30 Kilometer von der Dienststatte entfernt oder
liegt sie im Dienstort, wird der Zuschlag nicht gewahrt.”
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7. § 24 wird durch den folgenden § 24 ersetzt:

»S 24
Zustandigkeit
Die Aufgaben dieses Gesetzes werden in bundeseigener Verwaltung durchgefiihrt
und den Behorden der Bundeswehrverwaltung Ubertragen, die dem Bundesministe-
rium der Verteidigung unterstehen.”

§ 25 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Die Leistungen nach den §§ 5 bis 9, 14, 17a und 19 werden auf Antrag ge-
wahrt.”

9. Die Anlage 1 und 2 werden durch die folgenden Anlagen 1 und 2 ersetzt:

»LAnlage 1 (zu § 8 Absatz 1)

Mindestleistung

Dienstgrad
1 2 | 3 | 4 5

Tagessatz

Reservistendienst Leistende oder Reservistendienst Leistender

mit drei unter-

ohne unterhalts-
berechtigtes
Kind

mit einem unter-
haltsberechtig-
ten Kind

mit zwei unter-
haltsberechtig-
ten Kindern

haltsberechtig-
ten Kindern®

Jager,
Panzerschitze,
Panzergrenadier,
Kanonier,
Pionier,
Panzerpionier,
Funker,
Schitze,
Flieger,
Sanitatssoldat,
Matrose,
Gefreiter,
Grenadier,
Panzerjager,
Panzerkanonier,

Panzerfunker

76,85 €

89,62 €

93,90 €

105,34 €

Obergefreiter,
Hauptgefreiter

78,04 €

90,88 €

95,10 €

106,29 €

Stabsgefreiter,

Oberstabsgefrei-
ter,

Unteroffizier,

78,48 €

91,39 €

95,40 €

106,44 €

Bei mehr als drei unterhaltsberechtigten Kindern wird der Tagessatz fiir jedes weitere Kind um die
Differenz zwischen den Tagessatzen nach den Spalten 4 und 5 erhdht.
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Dienstgrad Tagessatz

1 2 | 3 ‘ 4 ‘ 5

Reservistendienst Leistende oder Reservistendienst Leistender

ohne unterhalts-
berechtigtes
Kind

mit einem unter-
haltsberechtig-
ten Kind

mit zwei unter-
haltsberechtig-
ten Kindern

mit drei unter-
haltsberechtig-
ten Kindern®

Maat,
Fahnenjunker,

Seekadett

Stabsunteroffi-
Zier,

Obermaat
Korporal

Stabskorporal

80,31 €

93,29 €

96,76 €

107,26 €

Feldwebel,
Bootsmann,
Fahnrich,
Fahnrich zur See,
Oberfeldwebel,

Oberbootsmann

82,74 €

96,04 €

99,48 €

109,89 €

Hauptfeldwebel,

Hauptboots-
mann,

Oberfahnrich,

Oberfahnrich zur
See

86,35 €

100,09 €

103,44 €

113,81 €

Stabsfeldwebel,
Stabsbootsmann,

Oberstabsfeldwe-
bel,

Oberstabsboots-
mann,

Leutnant,

Leutnant zur See

91,66 €

106,29 €

109,62 €

119,88 €

Oberleutnant,

Oberleutnant zur
See

96,75 €

111,74 €

115,27 €

125,24 €

Hauptmann,

Kapitanleutnant

106,84 €

123,11 €

126,51 €

136,56 €

10

Stabsarzt,
Stabsapotheker,
Stabsveterinar,

Stabshaupt-
mann,

Stabskapitanleut-
nant,

Major,

Korvettenkapitan

126,36 €

145,38 €

148,81 €

158,91 €

11

Oberstabsarzt,

Oberstabsapo-
theker,

128,97 €

148,44 €

151,90 €

161,76 €




Drucksache 441/25 -24 -

Dienstgrad Tagessatz
1 2 | 3 4 5

Reservistendienst Leistende oder Reservistendienst Leistender

ohne unterhalts- | mit einem unter- | mit zwei unter- mit drei unter-
berechtigtes haltsberechtig- | haltsberechtig- | haltsberechtig-
Kind ten Kind ten Kindern ten Kindern”

Oberstabsveteri-
nar,

Oberstleutnant,
Fregattenkapitan
12 Oberfeldarzt, 148,97 € 172,69 € 176,03 € 185,57 €

Flottillenarzt,

Oberfeldapothe-
ker,

Flottillenapothe-
ker,

Oberfeldveterinar

13 Oberst, 160,07 € 186,02 € 189,34 € 189,70 €

Kapitan zur See,
Oberstarzt,
Flottenarzt,
Oberstapotheker,
Flottenapotheker,

Oberstveterinar
und

héhere  Dienst-
grade

Anlage 2 (zu den §§ 11, 14 und 19 Absatz 2)

Pramie, Dienstgeld, Auslandszuschlag

Tagessatz
1 2 3 4
Dienstgrad Pramie nach § 11 Pramie nach § 14 Auslandszuschlag
nach § 19
1 Jager 23,53 € 18,82 € 10,18 €

Panzerschitze
Panzergrenadier
Kanonier
Pionier
Panzerpionier
Funker
Schiitze
Flieger
Sanitatssoldat
Matrose
Gefreiter
Grenadier

Panzerjager

Panzerkanonier
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Tagessatz

1

2

3

4

Dienstgrad

Pramie nach § 11

Pramie nach § 14

Auslandszuschlag
nach § 19

Panzerfunker

Obergefreiter
Hauptgefreiter

25,84 €

20,67 €

1,71 €

Stabsgefreiter
Oberstabsgefreiter
Unteroffizier

Maat
Fahnenjunker

Seekadett

26,99 €

21,69 €

13,25 €

Stabsunteroffizier
Obermaat
Korporal

Stabskorporal

29,31 €

23,45 €

13,25 €

Feldwebel
Bootsmann
Fahnrich
Fahnrich zur See
Oberfeldwebel

Oberbootsmann

30,08 €

24,06 €

13,76 €

Hauptfeldwebel
Hauptbootsmann
Oberfahnrich

Oberfahnrich zur See

30,48 €

24,38 €

14,27 €

Stabsfeldwebel
Stabsbootsmann
Oberstabsfeldwebel
Oberstabsbootsmann
Leutnant

Leutnant zur See

30,85 €

24,68 €

14,27 €

Oberleutnant

Oberleutnant zur See

31,61€

25,29 €

14,78 €

Hauptmann

Kapitanleutnant

32,39 €

2591 €

15,29 €

10

Stabsarzt
Stabsapotheker
Stabsveterinar
Stabshauptmann
Stabskapitéanleutnant
Major

Korvettenkapitan

33,15 €

26,52 €

15,80 €

11

Oberstabsarzt
Oberstabsapotheker

Oberstabsveterinar

33,94 €

2715 €

16,32 €
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Tagessatz
1 2 3 4

Dienstgrad Pramie nach § 11 Pramie nach § 14 Auslandszuschlag
nach § 19

Oberstleutnant
Fregattenkapitan

12 Oberfeldarzt 34,71 € 27,77 € 16,32 €

Flottillenarzt
Oberfeldapotheker
Flottillenapotheker
Oberfeldveterinar

13 Oberst 36,25 € 29,00 € 16,83 €.

Kapitén zur See
Oberstarzt
Flottenarzt
Oberstabsapotheker
Flottenapotheker

Oberstveterinar und
héhere Dienstgrade

Artikel 7

Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 20. August 2021 (BGBI. | S. 3932, 3958), das
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 72) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:

a) Die Angabe zu Teil 2 Abschnitt 1 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

LJAbschnitt 1

Berufsforderung und Dienstzeitversorgung der Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit".

b) Die Angabe zu den §§ 56 bis 58 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

.8 56 Beziige fir den Sterbemonat und Sterbegeld fir Hinterbliebene von Soldatinnen auf Zeit, Soldaten auf
Zeit und von Soldatinnen und Soldaten, die Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder Wehrdienst
nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leisten

§ 57 Laufende Unterstltzung fur Hinterbliebene von Soldatinnen auf Zeit, Soldaten auf Zeit und von Solda-
tinnen und Soldaten, die Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder Wehrdienst nach dem Vierten
Abschnitt des Soldatengesetzes leisten

§ 58 Versorgung der Hinterbliebenen nach einem Einsatzunfall von Soldatinnen auf Zeit, Soldaten auf Zeit
und von Soldatinnen und Soldaten, die Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten
Abschnitt des Soldatengesetzes leisten®.

c) Nach der Angabe zu § 135 wird die folgende Angabe eingefiigt:

,§ 136 Ubergangsregelung aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes”.
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§ 3 Absatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,0er Grundwehrdienst wird jedoch mit seiner durch Rechtsvorschrift festgelegten
Dauer angerechnet.”

3. Die Uberschrift des Teils 2 Abschnitt 1 wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

LAbschnitt 1

Berufsforderung und Dienstzeitversorgung der Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf

Zeit".

§ 4 Absatz 3 wird gestrichen.

5. § 6 Absatz 1 und 2 wird durch die folgenden Absatze 1 und 2 ersetzt:

»(1) Wahrend der Wehrdienstzeit bieten die Karrierecenter der Bundeswehr
— Berufsférderungsdienste — interne MalRnahmen der schulischen und beruflichen
Bildung an, an denen Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit unentgeltlich teil-
nehmen konnen. Fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, deren Wehr-
dienstzeit mit weniger als vier Jahren festgesetzt wurde, kénnen Mallhahmen zum
Berufseinstieg unterhalb der Erlangung von schulischen und beruflichen Abschlis-
sen, von Abschlissen im Rahmen des Hochschulrahmengesetzes sowie von
Fahrerlaubnissen angeboten werden. Uber die Art der MaRnahmen nach Satz 2
entscheidet das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm benannte
Stelle.

(2) Istfur Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit
von weniger als einem Jahr im Férderungsplan im Sinne des § 5 Absatz 2 vorge-
sehen, dass ein bestimmtes schulisches oder berufliches Bildungsziel im Rahmen
der dienstzeitbegleitenden Forderung erreicht werden soll, und kann dieses Bil-
dungsziel nicht oder nicht planmafig durch Teilnahme an internen MalRnahmen
erreicht werden, so kann im Einzelfall die Teilnahme an MalRnahmen der schuli-
schen und beruflichen Bildung anderer Anbieter geférdert werden.”

6. § 7 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, die nicht Inhaberinnen oder Inhaber
eines Eingliederungsscheins sind, haben Anspruch auf Férderung ihrer schuli-
schen und beruflichen Bildung nach der Wehrdienstzeit, wenn die Wehrdienstzeit
auf mindestens ein Jahr festgesetzt worden ist.”

Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

»(5) Die Férderungsdauer nach der Wehrdienstzeit betragt nach einer Wehr-
dienstzeit von

1. 1 und weniger als 2 Jahren bis zu 1 Monat

2 2 und weniger als 3 Jahren bis zu 2 Monate
3 3 und weniger als 4 Jahren bis zu 3 Monate
4. 4 und weniger als 5 Jahren bis zu 12 Monate
5 5 und weniger als 6 Jahren bis zu 18 Monate
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6 6 und weniger als 7 Jahren bis zu 24 Monate
7. 7 und weniger als 8 Jahren bis zu 30 Monate
8 8 und weniger als 9 Jahren bis zu 36 Monate
9 9 und weniger als 10 Jahren bis zu 42 Monate
10. 10 und weniger als 11 Jahren | bis zu 48 Monate
11. 11 und weniger als 12 Jahren | bis zu 54 Monate
12. 12 und mehr Jahren bis zu 60 Monate.*

Absatz 12 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

~Soweit es zur Umsetzung des Férderungsplans erforderlich ist, kann Soldatinnen
auf Zeit und Soldaten auf Zeit, deren Wehrdienstzeit auf mindestens vier Jahre
festgesetzt wurde, ausnahmsweise eine Freistellung vom militarischen Dienst ge-
wahrt werden.*

7. §9 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

LSoldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit werden wahrend der ersten acht Jahre
nach dem Ende ihrer Wehrdienstzeit, Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit
mit einer Gesamtdienstzeit von mindestens 20 Jahren wéahrend der ersten neun
Jahre nach dem Ende ihrer Wehrdienstzeit dabei unterstitzt, einen Arbeitsplatz zu
finden, der ihrem Qualifikationsprofil entspricht.*

Absatz 7 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,FUr frihere Soldatinnen auf Zeit und friihere Soldaten auf Zeit, die ihre volle be-
rufliche Leistungsfahigkeit erst nach einer Einarbeitungszeit erlangen konnen,
kann nach Ablauf ihrer Wehrdienstzeit einem Arbeitgeber ein Einarbeitungszu-
schuss gewahrt werden.”

8. § 11 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Zeit des Grundwehrdienstes oder die nach § 7 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes
auf den Grundwehrdienst anrechenbare Zeit des Wehrdienstes als Soldatin auf Zeit
oder Soldat auf Zeit wird bei frilheren Soldatinnen auf Zeit und friiheren Soldaten auf
Zeit auf die Berufszugehdrigkeit angerechnet.”

9. § 12 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die nach § 7 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes auf den Grundwehrdienst
anrechenbare Zeit wird auf die bei der Zulassung zu weiterfuhrenden Prifungen
im Beruf nachzuweisende Zeit einer mehrjahrigen Tatigkeit nach der Berufsab-
schlussprifung angerechnet, soweit eine Zeit von einem Jahr nicht unterschritten
wird.”

Absatz 3 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Dienstzeiten, die Voraussetzung flir eine Befoérderung sind, beginnen fir eine
Richterin oder einen Richter, die oder der unter den dem Satz 1 entsprechenden
Voraussetzungen eingestellt worden ist, mit dem Zeitpunkt, zu dem sie oder er
ohne Ableisten des nach §7 Absatz1 des Wehrpflichtgesetzes auf den
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Grundwehrdienst anrechenbaren Wehrdienstes als Soldatin auf Zeit oder Soldat
auf Zeit zur Ernennung auf Lebenszeit herangestanden hatte.*

10. § 16 wird wie folgt geandert:

11.

12.

13.

a)

Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit erhalten Ubergangsgebiihrnisse, wenn
ihr Dienstverhaltnis wegen Ablaufs der festgesetzten Wehrdienstzeit, wegen
Dienstunfahigkeit oder wegen Entlassung nach § 55 Absatz 4 Satz 2 des Solda-
tengesetzes auf Grund des Nichtbestehens der Laufbahnprifung nach Laufbahn-
aufstieg und mindestens vierjahriger Wehrdienstzeit in der vorherigen Laufbahn
endet.”

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

,(2) Ubergangsgebiihrnisse werden gewéhrt nach einer Wehrdienstzeit von

1. 1 und weniger als 2 Jahren fir 1 Monat
2. 2 und weniger als 3 Jahren fir 2 Monate
3. 3 und weniger als 4 Jahren fir 3 Monate
4. 4 und weniger als 5 Jahren fur 12 Monate
5. 5 und weniger als 6 Jahren fur 18 Monate
6. 6 und weniger als 7 Jahren fir 24 Monate
7. 7 und weniger als 8 Jahren fir 30 Monate
8. 8 und weniger als 9 Jahren flir 36 Monate
9. 9 und weniger als 10 Jahren | fir 42 Monate
10. 10 und weniger als 11 Jahren | fir 48 Monate
11. 11 und weniger als 12 Jahren | fir 54 Monate
12. 12 und mehr Jahren fir 60 Monate.*

Absatz 3 Satz 4 wird gestrichen.
Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

,(5) Ubergangsgebihrnisse kénnen auf Antrag den Soldatinnen auf Zeit und
Soldaten auf Zeit, die nach einer Wehrdienstzeit von mindestens vier Jahren auf
eigenen Antrag nach § 55 Absatz 3 des Soldatengesetzes entlassen worden sind,
in den Grenzen der Absatze 2 und 3 in dem zeitlichen und finanziellen Umfang
bewilligt werden, wie es Gbergangsweise zur Sicherung des Lebensunterhalts not-
wendig ist.”

Absatz 6 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Zahlung kann auf Antrag héchstens zweimal fiir insgesamt langstens 24 Mo-
nate aufgeschoben oder unterbrochen werden.”

§ 20 Satz 4 wird gestrichen.

In § 25 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird nach der Angabe ,§ 16 die Angabe
»<auf Antrag“ eingefugt.

In § 31 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 in der Angabe vor Buchstabe a wird die Angabe
.Zwischenzeitlich® durch die Angabe ,zwischenstaatlichen® ersetzt.
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14. § 55 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Freistellung vom militéarischen Dienst zur Teilnahme an einem notwendigen Berufsori-
entierungspraktikum kann im Umfang des § 9 Absatz 3 gewahrt werden.*

15. § 56 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,§ 56

Bezlige fur den Sterbemonat und Sterbegeld fir Hinterbliebene von Soldatinnen
auf Zeit, Soldaten auf Zeit und von Soldatinnen und Soldaten, die Wehrdienst
nach dem Wehrpflichtgesetz oder Wehrdienst nach dem Vierten Abschnitt des

Soldatengesetzes leisten®.

Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Stirbt eine Soldatin oder ein Soldat, die oder der Wehrdienst nach dem
Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leistet,
wahrend des Wehrdienstes, so ist auf die Hinterbliebenen § 17 des Beamtenver-
sorgungsgesetzes uber die Bezlige im Sterbemonat entsprechend anzuwenden.
Stirbt eine Soldatin auf Zeit oder ein Soldat auf Zeit, so sind auf die Hinterbliebenen
einer Soldatin auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit § 17 des Beamtenversorgungs-
gesetzes Uber die Bezluige im Sterbemonat und § 18 des Beamtenversorgungsge-
setzes uber das Sterbegeld entsprechend anzuwenden.*

Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Stirbt eine Soldatin oder ein Soldat, die oder der Wehrdienst nach dem Wehr-
pflichtgesetz leistet, oder eine Soldatin auf Zeit oder ein Soldat auf Zeit mit einer
Wehrdienstzeit bis zu sechs Monaten wahrend des Wehrdienstverhaltnisses an
den Folgen einer Wehrdienstbeschadigung, so erhalten die Eltern ein Sterbegeld
in Hohe von 2 557 Euro, wenn sie mit der oder dem Verstorbenen zur Zeit des
Todes in hauslicher Gemeinschaft gelebt haben.*

16. § 57 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,§ 57

Laufende Unterstlutzung fur Hinterbliebene von Soldatinnen auf Zeit und Soldaten
auf Zeit".

Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

LIst eine Soldatin auf Zeit oder ein Soldat auf Zeit, die oder der in der Bundeswehr
mindestens sechs Jahre Wehrdienst geleistet hat, wahrend der Dauer ihres oder
seines Dienstverhaltnisses verstorben und ist der Tod nicht Folge einer Wehr-
dienstbeschadigung, so kénnen die Uberlebende Ehegattin oder der tiberlebende
Ehegatte und die unterhaltsberechtigten Kinder auf Antrag eine laufende Unter-
stitzung erhalten.”

17. § 58 wird wie folgt geandert:



18.

19.

20.

21.
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a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,§ 58

Versorgung der Hinterbliebenen nach einem Einsatzunfall von Soldatinnen auf

Zeit, Soldaten auf Zeit und von Soldatinnen und Soldaten, die Wehrdienst nach

dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes
leisten®.

b) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Stirbt eine Soldatin auf Zeit, ein Soldat auf Zeit oder eine Soldatin oder
ein Soldat, die oder der Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem
Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leistet oder sich in einem Wehrdienstver-
haltnis besonderer Art nach § 6 des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes befin-
det, an den Folgen eines Einsatzunfalls nach § 87 Absatz 2, den sie oder er wah-
rend dieses Wehrdienstverhaltnisses oder wahrend eines unmittelbar vorangegan-
genen Wehrdienstverhaltnisses der genannten Art erlitten hat, sind die Vorschrif-
ten dieses Abschnitts und des Abschnitts 4 nach MalRgabe der folgenden Absatze
anzuwenden.”

§ 60 Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt:

,(6) Die Absatze 2 bis 5 gelten entsprechend, wenn eine Soldatin oder ein Soldat,
die oder der Wehrdienst nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leistet,
wahrend einer besonderen Auslandsverwendung nach § 87 Absatz 1 verschollen ist.”

§ 80 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen.
§ 81 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

»2. den Bezug von Krankengeld der Soldatenentschadigung (§ 16 Absatz 7) und den
Bezug und jede Anderung von Einkunften nach § 17 Absatz 1 Satz 2, den §§ 34
und 40 Absatz 6, den §§ 52 und 59 sowie den §§ 68 bis 72 und 80 Absatz 2,".

§ 85a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 wird nach der Angabe ,im Zeitpunkt* die Angabe ,der Be-
endigung® eingeflgt.

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die Kompensationszahlung betragt 50 000 Euro. Sie erhéht sich fir Sol-
datinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit um 7 500 Euro fur jedes vor dem Unfall
vollendete Dienstjahr und um 625 Euro flr jeden weiteren vor dem Unfall vollen-
deten Dienstmonat. Fur nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes Wehr-
dienstleistende erhoht sich die Kompensationszahlung fur jeden vor dem Unfall
vollendeten Dienstmonat um 625 Euro. Fir Zeiten der Beurlaubung ohne Dienst-
bezlige oder Wehrsold werden von der Erhéhung flr jeweils 30 Tage Urlaub 625
Euro abgezogen. Der Abzug entfallt fur die Zeit

1. einer Beurlaubung, die offentlichen Belangen oder dienstlichen Interessen
dient,

2. einer Elternzeit,
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22.

23.

24.

25.

3. einer Freistellung wegen Kindererziehung bis zu einer Dauer von drei Jahren
fur jedes Kind und

4. der tatsachlichen Betreuung und Pflege eines nach einem arztlichen Gutach-
ten pflegebedurftigen Angehdrigen.

Bei der Berechnung der Erhdhung der Kompensationszahlung bleiben friher ab-
geleistete Dienstverhaltnisse unberucksichtigt.”

c) Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefligt:

»(5) Besteht aufgrund derselben Ursache Anspruch sowohl auf die Ausgleich-
zahlung nach § 90 des Soldatenversorgungsgesetzes als auch auf die Kompen-
sationszahlung, wird nur die Ausgleichzahlung gewahrt.“

§ 90 Absatz 2 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,FUr nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes Wehrdienstleistende erhoht sie
sich fUr jeden vor dem Einsatzunfall vollendeten Dienstmonat um 625 Euro.*

§ 121 Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen.
§ 126 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,8 4 Absatz 1, § 5 Absatz 3, § 7 Absatz 7, 9 und 12, § 8 Absatz 1 und 2, die §§ 9,
10 und 16 Absatz 4 und 6, die §§ 17 und 19 Absatz 7 sowie die §§ 21, 22, 25, 33,
60, 62, 68, 80, 104 und 125 sind nach diesem Gesetz in der jeweils geltenden
Fassung anzuwenden.”

b) Absatz 3 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

Wenn Soldatinnen auf Zeit oder Soldaten auf Zeit nach dem 25. Juli 2012 erneut
in ein Dienstverhaltnis als Soldatinnen auf Zeit oder als Soldaten auf Zeit berufen
werden und dieses Dienstverhaltnis weniger als sechs Monate dauert, gilt § 20
Satz 2 bis 4 entsprechend.”

Nach § 135 wird der folgende § 136 eingefligt:

.§ 136
Ubergangsregelung aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes

(1) Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Sol-
datengesetzes in der bis einschlieRlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten,
ist dieses Gesetz in der bis einschliellich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung wei-
ter anzuwenden.

(2) Fur Soldatinnen und Soldaten, deren freiwilliger Wehrdienst nach § 58b des
Soldatengesetzes in der bis einschlieRlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung am
oder vor dem 31. Dezember 2025 geendet hat, gelten § 11 Absatz 2, § 12 Absatz 2
und 3 Satz 2 in der bis einschlief3lich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung.*
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Artikel 8

Anderung des Zivildienstgesetzes

Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBI. |

S. 1346), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. |
S. 2652) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Die Inhaltsibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 1a wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,§ 1a Anwendung dieses Gesetzes".

b) Die Angabe zu § 14c wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,§ 14c Freiwilligendienst”.

§ 1a wird durch den folgenden § 1a ersetzt:

.9 1a
Anwendung dieses Gesetzes

§ 2 Absatz 2 sowie die §§ 2a und 23 gelten nur im Spannungs- oder Verteidigungs-
fall oder im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgeset-

Zes.

§ 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt:

”§ 2
Organisation des Zivildienstes

(1) Dieses Gesetz wird, soweit es nichts anderes bestimmt, in bundeseigener Ver-
waltung durch das Bundesamt flr Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Bundes-
amt) als selbststandige Bundesoberbehérde ausgefihrt, die dem Bundesministerium
fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend untersteht. Dem Bundesamt kénnen
auch andere Aufgaben aus dem Geschaftsbereich des Bundesministeriums flr Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend Ubertragen werden.

(2) Auf Vorschlag der Bundesregierung wird im Bundesministerium fir Bildung,
Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Bundesbeauftragte flir den Zivildienst
(Bundesbeauftragte) oder ein Bundesbeauftragter fir den Zivildienst (Bundesbeauf-
tragter) ernannt. Die oder der Bundesbeauftragte flihrt die dem Bundesministerium fir
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf dem Gebiet des Zivildienstes ob-
liegenden Aufgaben durch, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Die oder
der Bundesbeauftragte erstattet dem Deutschen Bundestag in jeder Legislaturperiode
einen schriftlichen Tatigkeitsbericht.”

In § 2a Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4, § 4 Absatz 1 Nummer 4, den §§ 5
und 6 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 2 wird jeweils die Angabe ,Bundesministe-
rium fir Familie, Senioren, Frauen und Jugend® durch die Angabe ,,Bundesministerium
fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend ersetzt.
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5.

§ 10 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f wird durch den folgenden Buchstaben f ersetzt:

,f) einen Freiwilligendienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder dem
Bundesfreiwilligendienstgesetz von mindestens sechs Monaten,".

§ 12 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Antrage nach § 10 Absatz 2 und nach § 11 Absatz 2, 4 und 6, die nicht gemaf
§ 20 des Wehrpflichtgesetzes frihestens nach der Aufforderung nach § 15a Absatz 1
des Wehrpflichtgesetzes und spatestens bis zum Abschluss der Musterung beim Bun-
desamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr zu stellen waren, sind schriftlich
oder zur Niederschrift beim Bundesamt zu stellen.”

§ 14c wird wie folgt gefasst:

.§ 14c
Freiwilligendienst

(1) Anerkannte Kriegsdienstverweigerer werden nicht zum Zivildienst herangezo-
gen, wenn sie sich nach ihrer Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer schriftlich zu
einem Freiwilligendienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder dem Bundes-
freiwilligendienstgesetz verpflichtet haben, der mindestens zwei Monate langer dauert
als der Zivildienst, den sie sonst zu leisten hatten. Der Dienst ist spatestens ein Jahr
nach der Verpflichtung sowie vor Vollendung des 23. Lebensjahres anzutreten. Die
Verpflichtung ist bei einem Freiwilligendienst nach dem Jugendfreiwilligendienstege-
setz gegeniber einem Trager zu Ubernehmen, der nach dem Jugendfreiwilligen-
dienstegesetz zugelassen ist, und bei einem Freiwilligendienst nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz gegenuber dem Bund vertreten durch das Bundesamt.

(2) Die in Absatz 1 Satz 3 Genannten sind verpflichtet, dem Bundesamt das Vor-
liegen sowie den Wegfall der Voraussetzungen fur die Nichtheranziehung von aner-
kannten Kriegsdienstverweigerern zum Zivildienst anzuzeigen.

(3) Weisen anerkannte Kriegsdienstverweigerer bis zur Vollendung des 24. Le-
bensjahres nach, dass sie Dienst gemal Absatz 1 geleistet haben, so erlischt ihre
Pflicht, Zivildienst zu leisten; das gilt nicht flr den Zivildienst im Verteidigungsfall. Wird
der Dienst vorzeitig beendet, so ist die im Dienst zurlckgelegte Zeit, soweit sie zwei
Monate Ubersteigt, auf den Zivildienst anzurechnen.”

In § 19 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,Bundesministerium fur Familie, Senioren,
Frauen und Jugend® durch die Angabe ,,Bundesministerium fir Bildung, Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend* ersetzt.

§ 22a wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,Bundesministerium fir Familie, Senioren,
Frauen und Jugend“ durch die Angabe ,Bundesministerium fir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend® ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Angabe ,Bundesministerium flr Familie, Senioren,
Frauen und Jugend“ durch die Angabe ,Bundesministerium fir Bildung, Familie,
Senioren, Frauen und Jugend® und die Angabe ,Bundesamt fur den Zivildienst®
durch die Angabe ,Bundesamt® ersetzt.
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In § 23 Absatz 4 Satz 5 und in Absatz 5 wird jeweils die Angabe ,Bundesministerium
fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend® durch die Angabe ,Bundesministerium fir
Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend® ersetzt.

In § 25b Absatz 3 Satz 4, § 28 Absatz 2 Satz 2 und § 35 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 9
Satz 2 wird jeweils die Angabe ,Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und
Jugend” durch die Angabe ,Bundesministerium fur Bildung, Familie, Senioren, Frauen
und Jugend* ersetzt.

§ 36 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 2 wird die Angabe ,Bundesministerium flr Familie, Senioren, Frauen
und Jugend® durch die Angabe ,Bundesministerium fir Bildung, Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend® ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,Bundesamt fir den Zivildienst” durch die Angabe
,Bundesamt” ersetzt.

b) In Absatz 9 wird die Angabe ,,Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen
und Jugend® durch die Angabe ,Bundesministerium fir Bildung, Familie, Senioren,
Frauen und Jugend* ersetzt.

§ 40 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

.(2) Arztliche Eingriffe in seine kérperliche Unversehrtheit muss er nur dulden,
wenn es sich um MalRnahmen handelt, die der Verhitung und Bekdmpfung ubertrag-
barer Krankheiten dienen. § 25 Absatz 3 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes bleibt
unberuhrt.”

In § 41 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 wird jeweils die Angabe ,Bundesministerium flr
Familie, Senioren, Frauen und Jugend” durch die Angabe ,Bundesministerium fir Bil-
dung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend® ersetzt.

In § 45a Absatz 2 wird die Angabe ,Bundesamt fiir den Zivildienst* durch die Angabe
.Bundesamt” ersetzt.

In § 78 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 wird jeweils die Angabe ,Bun-
desministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe ,Bundes-
ministerium fUr Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend® ersetzt.

Artikel 9

Anderung der Unabkdmmlichstellungsverordnung

Die Unabkémmlichstellungsverordnung vom 24. August 2005 (BGBI. | S. 2538), die zu-

letzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 2. Juni 2016 (BGBI. | S. 1257) geandert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1.

§ 3 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

,(2) Uber die Vorschlage, Wehrpflichtige oder Dienstleistungspflichtige unab-
kémmlich zu stellen, entscheidet das fir den Wohnsitz zustandige Karrierecenter der
Bundeswehr. Vorschlage oberster Landesbehdrden sowie Vorschlage oberster
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1.

Bundesbehodrden sind dem Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr
zur Entscheidung vorzulegen, wenn dem Karrierecenter der Bundeswehr die Vor-
schlage nicht begrindet erscheinen.”

§ 5 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Zustandig fir den Widerruf ist fur Vorschlage

einer obersten Landesbehorde oder einer obersten Bundesbehorde das Bundes-
amt flr das Personalmanagement der Bundeswehr,

in den nicht in Nummer 1 genannten Fallen das fir den Wohnsitz des Wehrpflich-
tigen oder des oder der Dienstleistungspflichtigen zustandige Karrierecenter der
Bundeswehr.”

§ 6 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Der Ausschuss bei dem Karrierecenter der Bundeswehr und bei dem Bun-
desamt flr das Personalmanagement der Bundeswehr besteht aus der Leitung der
Behdrde oder deren Vertretung als Vorsitzender oder Vorsitzende sowie jeweils
einem oder einer von der Landesregierung und von dem Vorstand der Bunde-
sagentur fUr Arbeit zu benennenden Beisitzer oder Beisitzerin. Die Landesregie-
rung kann das Recht zur Benennung der Beisitzer und Beisitzerinnen auf eine an-
dere Behorde Ubertragen. Der Vorstand der Bundesagentur kann das Recht zur
Benennung der Beisitzer und Beisitzerinnen auf die Geschaftsfuhrungen der Re-
gionaldirektionen Ubertragen. Soweit eine Unabkdmmlichstellung widerrufen wer-
den soll, die auf Vorschlag einer obersten Bundesbehdrde erfolgte, besteht der
Ausschuss bei dem Bundesamt fur das Personalmanagement der Bundeswehr
aus der Leitung der Behdrde oder deren Vertretung als Vorsitzender oder Vorsit-
zende sowie jeweils einem oder einer von dem Bundesministerium fir Arbeit und
Soziales und von der obersten Bundesbehorde, die die Unabkémmlichstellung der
Wehrpflichtigen oder der Dienstleistungspflichtigen vorgeschlagen hat, zu benen-
nenden Beisitzer oder Beisitzerin.*

Absatz 3 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Befinden sich der Sitz der vorschlagsberechtigten Behdrde und der Sitz des Kar-
rierecenters der Bundeswehr in verschiedenen Landern, so ist diejenige Landes-

regierung fur die Entsendung des Beisitzers oder der Beisitzerin zustandig, in de-
ren Zustandigkeitsbereich das Karrierecenter der Bundeswehr seinen Sitz hat.”

Artikel 10

Anderung der Berufsférderungsverordnung

Die Berufsférderungsverordnung vom 23. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2336), die zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 423) geandert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

In der Inhaltsibersicht wird die Angabe zu den §§ 34 und 35 durch die folgende An-
gabe ersetzt:

,§ 34 Berufsorientierungspraktika nach § 9 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes
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§ 35 Berufsorientierungspraktikum nach § 9 Absatz 3 des Soldatenversorgungsgesetzes*.
2. § 2 Absatz 9 wird gestrichen.
3. § 7 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Der Bescheid tber die Bewilligung der dienstzeitbegleitenden Férderung kann
widerrufen werden, wenn

1. nicht regelmafig an der Ma3nahme teilgenommen wird,

2. aufgrund der Leistungen oder des Verhaltens der Férderungsberechtigten nicht zu
erwarten ist, dass sie das Ziel der MaRnahme erreichen, oder

3. Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, deren Wehrdienstzeit auf weniger als
1 Jahr festgesetzt wurde und die an einer externen Malinahme teilnehmen, in ein
Dienstverhaltnis als Soldatin auf Zeit oder Soldat auf Zeit mit einem Forderungs-
anspruch nach § 7 des Soldatenversorgungsgesetzes berufen worden sind.”

4. § 16 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
,Eine MalRnahme der beruflichen Bildung in Vollzeitform kann nach § 7 Absatz 12 des
Soldatenversorgungsgesetzes ausnahmsweise bis zu drei Monate vor dem Dienstzeit-
ende gefdrdert werden, wenn

1. der Beginn der Malinahme unabanderlich ist und

2. durch die Forderung eine Verzégerung bei der Umsetzung des Forderungsplans
vermieden wird.*

5. § 19 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Kosten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 werden grundsatzlich nur bis zu fol-
genden Hochstbetragen erstattet:

Dauer der Forderung nach § 7 | Hochstbetrag in Euro
Absatz 5 des Soldatenversor-
gungsgesetzes in Monaten
1 1 1200
2 2 2 400
3 3 3600
4 12 5000
5 18 7 000
6 24 9 000
7 30 11 000
8 36 13 000
9 42 15 000
10 48 17 000
11 54 19 000
12 60 21 000"

6. § 31 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, die keinen Anspruch auf Férderung
der schulischen oder beruflichen Bildung nach § 7 des Soldatenversorgungsgesetzes
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erworben haben, werden Eingliederungshilfen nach Absatz 1 mit Ausnahme der Hilfen
nach Absatz 1 Nummer 3 und 5 nur gewahrt, wenn sie innerhalb eines Jahres nach
Beendigung des Dienstverhaltnisses mit der Mallnahme beginnen.”

7. § 34 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,§ 34

Berufsorientierungspraktika nach § 9 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgeset-
zes".

b) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

,(1) Uber die Freistellung vom militdrischen Dienst zur Teilnahme an einem
Berufsorientierungspraktikum nach § 9 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgeset-
zes wird auf den vor dem Beginn des Praktikums schriftlich oder elektronisch ge-
stellten Antrag der Fdérderungsberechtigten entsprechend dem Verfahren nach
§ 16 Absatz 3 entschieden.”

8. § 35 wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,§ 35

Berufsorientierungspraktikum nach § 9 Absatz 3 des Soldatenversorgungsgeset-
zes".

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Erhohter Berufsorientierungsbedarf im Sinne des § 9 Absatz 3 des Solda-
tenversorgungsgesetzes liegt in der Regel vor, wenn die Férderungsberechtigten
noch keine abschlieliende Berufswahlentscheidung getroffen haben, Neigung und
Eignung fur bestimmte Berufe geklart oder berufliche Alternativen erprobt werden
sollen.”

9. Nach § 38 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefugt:

»(3) Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Sol-
datengesetzes in der am 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, ist diese Ver-
ordnung in der bis einschliefdlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung weiter anzu-
wenden.*

Artikel 11

Anderung der Zivildienst-Personalaktenverordnung

Die Zivildienst-Personalaktenverordnung vom 10. Oktober 2002 (BGBI. | S. 4025), die
durch Artikel 1 der Verordnung vom 7. November 2003 (BGBI. | S. 2261) geandert worden
ist, wird wie folgt gedndert:
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Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

,verordnung uber die FUhrung der Personalakten durch das Bun-
desamt fur Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben — Zivil-
dienst-Personalaktenverordnung (ZDPersAV)".

§ 2 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die Grundakte enthalt den Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweige-
rin oder Kriegsdienstverweigerer, den das Bundesamt flr das Personalmanagement
der Bundeswehr zusammen mit der Personalakte dem Bundesamt nach § 2 Absatz 6
des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes zugeleitet hat. Die Grundakte wird von der fur
die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerin oder Kriegsdienstverweigerer zustandi-
gen Arbeitseinheit des Bundesamtes geflihrt und ist wahrend der Dauer des Anerken-
nungsverfahrens nur dem fur die Bearbeitung des Antrages zustandigen Personal zu-
ganglich. Ist die Anerkennung unanfechtbar, so wird die Grundakte der fir die Durch-
fuhrung des Zivildienstes zustandigen Arbeitseinheit des Bundesamtes zugeleitet.”

In § 9 Absatz 2 Satz 2, § 11 Absatz 1 Satz 1 und § 13 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils die
Angabe ,Kreiswehrersatzamt” durch die Angabe ,Bundesamt fiir das Personalmanage-
ment der Bundeswehr ersetzt.

Artikel 12

Anderung des Bundesmeldegesetzes

Das Bundesmeldegesetz vom 3. Mai 2013 (BGBI. | S. 1084), das zuletzt durch Artikel 6

des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323) geandert worden ist, wird wie
folgt geandert:

1.

§ 3 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 10 wird die Angabe ,Wohnungsgebers,“ durch die Angabe ,Wohnungs-
gebers.” ersetzt.

b) Nummer 11 wird gestrichen.

§ 36 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,(1)" gestrichen.
b) Absatz 2 wird gestrichen.

§ 42 Absatz 3 Satz 3 und § 50 Absatz 5 Satz 2 werden jeweils durch den folgenden
Satz ersetzt:

.Bei einem Widerspruch hat die betroffene__ Person gegenuber der Meldebehodrde ein
Recht auf unentgeltliche Einrichtung einer Ubermittlungssperre.“
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Artikel 13

Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes

Das Arbeitssicherstellungsgesetz vom 9. Juli 1968 (BGBI. | S. 787), das zuletzt durch

Artikel 10 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 72) geandert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) Nach der Angabe zu § 31 wird die folgende Angabe eingefugt:

,Sechster Abschnitt: Datenverarbeitung

§ 31a Datenubermittlung von den Meldebehdrden
§ 31b  Datenlbermittlung durch die Jobcenter; Verordnungserméachtigung

§ 31c  Zweck der Verarbeitung und Léschung der Daten®.

b) Die Angabe zum Sechsten Abschnitt wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»Siebter Abschnitt: Schlussvorschriften®.

§ 4 Absatz 3 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sowie, wenn der versorgende Betrieb der Ge-
sellschaft oder des Unternehmens seinen Sitz im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland hat, nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und 1b und®.

In § 6 wird die Angabe ,im Bundesgrenzschutz® durch die Angabe ,in der Bundespoli-
zei“ ersetzt.

Nach § 31 wird der folgende Sechste Abschnitt eingefugt:

,Sechster Abschnitt

Datenverarbeitung

§ 31a
Datenubermittiung von den Meldebehdrden
(1) Die Bundesagentur fur Arbeit ist berechtigt, im Verteidigungsfall und nach
MaRgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes die folgenden Daten aller
mannlichen Personen vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum Ablauf des Jahres, in
dem die Person das 60. Lebensjahr vollendet, bei den Meldebehdrden abzurufen:
1. Familienname,

2. Vornamen,

3. Geburtsdatum und Geburtsort,
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4. derzeitige Staatsangehorigkeiten,
5. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- und Nebenwohnung.

(2) Die Bundesagentur flr Arbeit ist berechtigt, im Verteidigungsfall die in Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Daten aller weiblichen Personen vom vollendeten 18. Lebens-
jahr bis zum vollendeten 55. Lebensjahr bei den Meldebehdrden abzurufen.

(3) Im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgeset-
zes ist die Bundesagentur flr Arbeit bereits vor den in den Absatzen 1 und 2 genannten
Zeitpunkten berechtigt, den Abruf nach den Absatzen 1 und 2 zum Zweck der Vorbe-
reitung auf MalRnahmen nach § 2 Nummer 2 und 3 sowie zum Einholen von Auskunf-
ten nach § 24, fir die Verpflichtung zu Ausbildungsveranstaltungen nach § 29 und zum
Erlass von Bereithaltungsbescheiden nach § 30 durchzufihren.

(4) Ist der Datenabruf nicht méglich, so erfolgt die Datentbermittiung durch elekt-
ronische Datenubertragung nach § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Bundesmelde-
gesetzes.

§ 31b
Datenubermittlung durch die Jobcenter; Verordnungsermachtigung

Die Jobcenter sind verpflichtet, im Verteidigungsfall oder nach Maltigabe von Arti-
kel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes die zur Durchfihrung dieses Gesetzes erforder-
lichen Daten an die Bundesagentur fir Arbeit zu Ubermitteln. Das Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales legt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundestages
und des Bundesrates die erforderlichen Daten fest.

§ 31c
Zweck der Verarbeitung und Léschung der Daten

(1) Die nach § 15d des Wehrpflichtgesetzes und den §§ 31a und 31b dieses Ge-
setzes erhobenen Daten dirfen durch die Bundesagentur fur Arbeit ausschlief3lich zur
Erflllung der Aufgaben nach diesem Gesetz verarbeitet werden.

(2) Die nach § 15d des Wehrpflichtgesetzes und den §§ 31a und 31b dieses Ge-
setzes erhobenen Daten einer Person sind zu I6schen, wenn die jeweilige Person das
in § 31a Absatz 1 oder 2 genannte Lebensjahr vollendet hat.

(3) Die nach § 15d des Wehrpflichtgesetzes und den §§ 31a und 31b dieses Ge-
setzes erhobenen Daten einer Person sind nach Beendigung des Verteidigungsfalls
oder eines Falls nach Malkgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes zu 16-
schen, soweit diese nicht flr aufgrund dieses Gesetzes begriindete individuelle
Rechtsverhaltnisse weiter erforderlich sind.”

Die Uberschrift des bisherigen Sechsten Abschnitts wird durch die folgende Uberschrift
ersetzt:
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,Siebter Abschnitt

Schlussvorschriften®.

6. § 38 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) FUr Arbeitnehmer bei der Bundeswehr und den verblindeten Streitkraften so-
wie bei Gesellschaften im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und bei sonstigen
Unternehmen im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b, deren Leistungserbrin-
gung im Rahmen von Vertragsverhaltnissen zur Versorgung der Bundeswehr und der
verbundeten Streitkrafte erforderlich ist, gelten § 7 Absatz 1, § 9 Absatz 1 und 2 sowie
§ 32 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 4 mit der Malgabe, dass an die Stelle der Agen-
tur far Arbeit die vom Bundesministerium der Verteidigung durch Rechtsverordnung
bestimmte Stelle tritt.”

Artikel 14

Anderung der Ersten Bundesmeldedateniibermittlungsverord-
nung

Die Erste Bundesmeldedatenibermittiungsverordnung vom 1. Dezember 2014
(BGBI. | S. 1945), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. Januar 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 23) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In § 7 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,2801, 2802 und 3101“ durch die Angabe ,2801 und
2802 ersetzt.

Artikel 15

Anderung der Zweiten Bundesmeldedateniibermittiungsverord-
nung

Die Zweite Bundesmeldedatenibermittiungsverordnung vom 1. Dezember 2014
(BGBI. I S.1950), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. Januar 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 23) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 4 wird wie folgt geandert:
1. In Satz 1 werden die Angabe ,§ 58c" durch die Angabe ,§ 58b“ und die Angabe ,fur die
Ubersendung von Informationsmaterial“ durch die Angabe ,fir die Ubersendung von

Informationsmaterial Uber Tatigkeiten in den Streitkraften® ersetzt.

2. Satz 2 wird gestrichen.
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Artikel 16

Anderung der Bundesmeldedatendigitalisierungsverordnung

Die Bundesmeldedatendigitalisierungsverordnung vom 20. April 2022 (BGBI. | S. 683),
die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 22. Januar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 23) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 7 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 26 wird die Angabe , 3002, durch die Angabe ,3002. ersetzt.
b) Nummer 27 wird gestrichen.

2. In § 8 Absatz 1 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 und in Nummer 1, in Absatz 2 in
der Angabe vor Nummer 1 und in Nummer 1 sowie in Absatz 3 wird jeweils die Angabe
,8 36 Absatz 2, gestrichen.

Artikel 17

Wehrpflichtsoldgesetz
(WPFISG)

Inhaltstbersicht

Abschnitt 1
Allgemeine Vorschriften

§1 Anwendungsbereich

§2 Anspruch auf Wehrpflichtsold

§3 Anwendung von Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes
Abschnitt 2
Geldbeziige

§4 Wehrpflichtsoldgrundbetrag, Kinderzuschlag

§5 Erstattung der Beitrdge zur Kranken- und Pflegeversicherung flr Angehdérige

§6 Anpassung des Wehrpflichtsolds

§7 Entlassungsgeld

§8 Vergutung fur herausgehobene Funktionen

§9 Vergutung fur besondere Erschwernisse

§10 Vergltung fur besondere zeitliche Belastungen

§ 11 Auslandsverwendungszuschlag

§12 Kaufkraftausgleich
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§13 Wehrdienstzuschlag

§14 Verpflichtungszuschlag
Abschnitt 3
Sachbeziige

§ 15 Unterkunft

§ 16 Dienstkleidung und Ausristung

§17 Heilflrsorge

§18 Verpflegung, Verpflegungsgeld

Anlage

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

(1) Wehrpflichtsold erhalten Soldaten, die Wehrdienst aufgrund der §§ 5 und 6a des

Wehrpflichtgesetzes leisten.

10.

11.

(2) Zum Wehrpflichtsold gehdren folgende Geldbezige:
Wehrpflichtsoldgrundbetrag,

Kinderzuschlag

Doppelter Wehrpflichtsoldgrundbetrag,

Erstattung der Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung fir Angehdrige,
Entlassungsgeld,

Vergltung flr herausgehobene Funktionen,

Vergutung fur besondere Erschwernisse,

Vergultung fur besondere zeitliche Belastungen,
Auslandsverwendungszuschlag,

Wehrdienstzuschlag,

Verpflichtungszuschlag.

(3) Zum Wehrpflichtsold gehdren ferner folgende Sachbezilge:

Unterkunft,
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2. Dienstkleidung und Ausrustung,
3. Heilfursorge,

4. Verpflegung.

§2
Anspruch auf Wehrpflichtsold

Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, besteht der Anspruch auf Wehr-
pflichtsold fur die Zeit vom Tag des Dienstantritts bis zum Ablauf des Tages, an dem das
Wehrdienstverhaltnis endet.

§3
Anwendung von Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes

(1) § 3 Absatz 3 bis 6 sowie die §§ 9, 9a, 11, 12, 17, 17a und 42b des Bundesbesol-
dungsgesetzes gelten entsprechend.

(2) Sofern dieses Gesetz auf Leistungen nach dem Bundesbesoldungsgesetz Bezug
nimmt und diese Leistungen nach Besoldungsgruppen differenziert sind, gilt folgende Zu-
ordnung:

1. die Wehrpflichtsoldgruppen 1 und 2 entsprechen der Besoldungsgruppe A 3,
2. die Wehrpflichtsoldgruppen 3 und 4 entsprechen der Besoldungsgruppe A 4,

3. die Wehrpflichtsoldgruppe 5 entspricht der Besoldungsgruppe A 5.

Abschnitt 2

Geldbeziige

§4
Wehrpflichtsoldgrundbetrag, Kinderzuschlag
(1) Die Hohe des Wehrpflichtsoldgrundbetrages richtet sich nach Spalte 3 der Anlage.

(2) Der Wehrpflichtsoldgrundbetrag erhoht sich fur jedes Kind, fir das dem Soldaten
Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz
zusteht oder ohne Berucksichtigung der §§ 64 und 65 des Einkommensteuergesetzes oder
der §§ 3 und 4 des Bundeskindergeldgesetzes zustehen wiirde, um einen monatlichen Zu-
schlag. Die Hohe des Zuschlags richtet sich nach Spalte 4 der Anlage.

(3) Soldaten, die an einer allgemeinen Verwendung im Ausland im Sinne des § 52
Absatz 1 Satz1 des Bundesbesoldungsgesetzes teilnehmen, erhalten den doppelten
Wehrpflichtsoldgrundbetrag unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besol-
dungsempfangern an demselben Dienstort Auslandsdienstbeziige nach § 52 des Bundes-
besoldungsgesetzes zustehen.
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§5
Erstattung der Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung fiir Angehorige

Fir Personen ohne eigenes Einkommen, die nach § 4 der Bundesbeihilfeverordnung
in Verbindung mit § 31 Absatz 2 des Soldatengesetzes berlicksichtigungsfahig waren,
wenn der Soldat Soldat auf Zeit ware, werden dem Soldaten die Beitrédge zu einer gesetz-
lichen oder privaten Kranken- und Pflegeversicherung bis zur Hohe des Basistarifs ohne
Zusatzbeitrage erstattet.

§6
Anpassung des Wehrpflichtsolds

Im Fall der Besoldungsanpassung nach § 14 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgeset-
zes erhdhen oder verringern sich der Wehrpflichtsoldgrundbetrag und der Kinderzuschlag
im gleichen Umfang, um den das Grundgehalt und der Familienzuschlag fur einen dienst-
gradgleichen Soldaten erhoht oder verringert werden. Das Bundesministerium der Vertei-
digung macht die jeweils geltenden Monatsbetrage im Bundesgesetzblatt bekannt.

§7
Entlassungsgeld
(1) Soldaten, die mehr als sechs Monate Wehrdienst leisten, erhalten bei der Entlas-
sung ein Entlassungsgeld. Als Entlassung gilt auch der Eintritt in ein Wehrdienstverhaltnis

besonderer Art nach § 6 des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes.

(2) Das Entlassungsgeld betragt flr jeden vollen Monat des Wehrdienstes mit An-
spruch auf Wehrpflichtsold 100 Euro.

(3) Bei der Berechnung des Entlassungsgelds bleibt die Zeit der Verlangerung des
Wehrdienstes wegen stationarer truppenarztlicher Behandlung (§ 75 Absatz 6 des Solda-
tengesetzes) unbericksichtigt.

(4) Soldaten erhalten kein Entlassungsgeld, wenn sie

1. entlassen werden

a) nach § 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5, Nummer 6 oder Nummer 10 des Soldaten-
gesetzes, sofern sie ihre Dienstunfahigkeit vorsatzlich herbeigefiihrt haben, oder

b) nach § 75 Absatz 2 Nummer 2 oder Nummer 3 des Soldatengesetzes,

2. nach § 76 des Soldatengesetzes aus der Bundeswehr ausgeschlossen werden.

§8
Vergiitung fiir herausgehobene Funktionen

(1) Soldaten, die mehr als sechs Monate Wehrdienst geleistet haben, erhalten fir die
Dauer der Wahrnehmung einer herausgehobenen Funktion eine widerrufliche Vergutung
unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besoldungsempfangern eine Stellenzu-
lage im Sinne des § 42 Absatz 1 und 3 des Bundesbesoldungsgesetzes zusteht.
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(2) Die Hohe der Vergutung entspricht 70 Prozent der Betréage der jeweiligen Stellen-
zulage nach Anlage IX des Bundesbesoldungsgesetzes.

§9
Vergiitung fiir besondere Erschwernisse

(1) Soldaten erhalten zur Abgeltung besonderer Erschwernisse eine widerrufliche Ver-
gltung unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besoldungsempfangern eine Er-
schwerniszulage nach § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes zusteht.

(2) Die Hohe der Vergutung betragt 70 Prozent der entsprechenden Zulagen nach der
auf Grund des § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung. Ab-
weichend von Satz 1 betragt die Vergitung 100 Prozent, wenn sie fur Besoldungsempfan-
ger nicht steuerpflichtig ist.

§10
Vergiitung fir besondere zeitliche Belastungen

(1) Soldaten erhalten eine Vergltung fir jede Dienstleistung, flir die Besoldungsemp-
fangern unter gleichen Voraussetzungen und im gleichen Umfang nach den §§ 50 bis 50b
und 50d des Bundesbesoldungsgesetzes und den dazu erlassenen Rechtsverordnungen
eine Vergutung gewahrt wird.

(2) Die Hohe der Vergutung entspricht 70 Prozent der Leistungen, die dienstgradglei-
chen Soldaten auf Zeit gewahrt werden.

§ 11
Auslandsverwendungszuschlag

Soldaten, die an einer besonderen Verwendung im Ausland im Sinne des § 56 Ab-
satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes teilnehmen, erhalten einen Auslandsverwendungs-
zuschlag unter den gleichen Voraussetzungen, in der gleichen Hohe und in dem gleichen
Umfang wie Besoldungsempfanger. § 56 des Bundesbesoldungsgesetzes und die dazu er-
lassene Rechtsverordnung gelten entsprechend.

§12
Kaufkraftausgleich

Geldbezige nach den §§ 4, 8 bis 10 sowie § 18 Absatz 2 unterliegen dem Kaufkraft-
ausgleich unter den gleichen Voraussetzungen und in demselben Umfang, in denen Besol-
dungsempfangern ein Kaufkraftausgleich nach § 55 des Bundesbesoldungsgesetzes ge-
wahrt wird.
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§13
Wehrdienstzuschlag
(1) Soldaten, die freiwillig den Grundwehrdienst nach § 6a des Wehrpflichtgesetzes
verlangern, erhalten fir jeden Monat des freiwillig verlangerten Wehrdienstes einen Wehr-

dienstzuschlag in Hohe von 150 Euro.

(2) Der Zuschlag wird mit dem Wehrpflichtsold gezahlt.

§ 14
Verpflichtungszuschlag

(1) Soldaten, die sich spatestens bis Ende des sechsten Monats ihrer Dienstzeit mit
der Méglichkeit des Widerrufs verpflichtet haben, fir mindestens vier Jahre Wehrdienst als
Soldat auf Zeit zu leisten, haben Anspruch auf einen Verpflichtungszuschlag nach den fol-
genden Absatzen.

(2) Der Verpflichtungszuschlag betragt fur jeden vollen Monat mit Anspruch auf Wehr-
pflichtsold vom Tag der Abgabe der Verpflichtungserklarung bis zum Tag vor Wirksamwer-
den der Ernennung zum Soldaten auf Zeit 700 Euro.

(3) Der Verpflichtungszuschlag wird nach der Ernennung zum Soldaten auf Zeit ge-

zahlt. Der Ernennung zum Soldaten auf Zeit steht der Eintritt in ein Wehrdienstverhaltnis
besonderer Art nach § 6 des Einsatz-Weiterverwendungsgesetz gleich.

Abschnitt 3

Sachbeziige

§15
Unterkunft

(1) Soldaten, die auf Grund dienstlicher Anordnung verpflichtet sind, in einer Gemein-
schaftsunterkunft zu wohnen, wird die Unterkunft unentgeltlich bereitgestellt.

(2) Soldaten werden die notwendigen Kosten fur die Fahrten zur Unterkunft und zu-

ruckerstattet. Naheres bestimmt das Bundesministerium der Verteidigung durch Verwal-
tungsvorschrift.

§ 16
Dienstkleidung und Ausriistung
(1) Die Dienstkleidung und die Ausrustung werden unentgeltlich bereitgestellit.
(2) Soldaten, die auf dienstliche Anordnung im Dienst Zivilkleidung tragen, erhalten

fur deren Abnutzung eine angemessene Entschadigung. Die Hohe der Entschadigung be-
stimmt das Bundesministerium der Verteidigung durch Verwaltungsvorschrift.
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§17

Heilfiirsorge
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Soldaten haben Anspruch auf Heilflirsorge in Form der unentgeltlichen truppenarztli-
chen Versorgung. § 69a des Bundesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend.

§18

Verpflegung, Verpflegungsgeld

(1) Die Verpflegung wird als Gemeinschaftsverpflegung unentgeltlich bereitgestellt.

(2) Soldaten, die von der Verpflichtung zur Teilnahme an der Gemeinschaftsverpfle-
gung befreit sind oder denen die Gemeinschaftsverpflegung nicht bereitgestellt werden
kann, erhalten als Verpflegungsgeld fir die Tagesverpflegung den Tagessatz des nach der
Sozialversicherungsentgeltverordnung festgesetzten Wertes flir den Sachbezug Verpfle-
gung; als Verpflegungsgeld fiir eine Mahlzeit erhalten sie den entsprechenden Teilbetrag.

(3) Naheres bestimmt das Bundesministerium der Verteidigung durch Verwaltungs-

vorschrift.

Anlage (zu § 4 Absatz 1)

Wehrpflichtsoldgruppe

Dienstgrad

Wehrpflichtsoldgrund-
betrag in Euro

Kinderzuschlag je Kind
in Euro

1 Jager, Panzerschiitze, Panzergrena- | 850
dier, Kanonier, Pionier, Panzerpio-
nier, Funker, Schitze, Flieger, Sani-
tatssoldat, Matrose

2 Gefreiter 878

3 Obergefreiter 907

4 Hauptgefreiter 937

5 Stabsgefreiter, Oberstabsgefreiter 968

100

Artikel 18

Anderung des Einkommensteuergesetzes

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober
2009 (BGBI. | S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juli 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 161) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 3 Nummer 5 wird wie folgt geandert:

a) In Buchstabe e wird die Angabe ,des Wehrsoldgesetzes;“ durch die Angabe ,des
Wehrsoldgesetzes,“ ersetzt.

b) Nach Buchstabe e wird der folgende Buchstabe f eingefugt:

»f) Zuschisse nach § 31b des Soldatengesetzes;*.
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2. § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b

1.

ersetzt:

»b)

sich in einer Ubergangszeit von hdchstens vier Monaten befindet, die zwi-
schen zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsab-
schnitt und der Ableistung des Wehr- oder Zivildienstes, einer vom Wehr-
oder Zivildienst befreienden Tatigkeit als Entwicklungshelfer oder als Dienst-
leistender im Ausland nach § 14b des Zivildienstgesetzes oder der Ableistung
eines freiwilligen Dienstes im Sinne des Buchstaben d liegt, oder*.

Artikel 19

Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni 2009
(BGBI. | S. 1434), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBI.
2025 | Nr. 72) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 27 Absatz 2 wird wie folgt geandert:

a) Nach Satz 1 wird der folgende Satz eingefugt:

»<Ausgenommen von dieser Anerkennung sind Soldaten auf Zeit mit einem Dienstver-
haltnis von weniger als zwei Jahren.®

b) Der neue Satz 5 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Satze 1 bis 4 gelten entsprechend fir

1.

2.

4.

die Versetzung, die Ubernahme und den Ubertritt in den Dienst des Bundes,

den Wechsel aus einem Amt der Bundesbesoldungsordnungen B, R, W oder
C in ein Amt der Bundesbesoldungsordnung A,

die Einstellung eines ehemaligen Beamten, Richters, Berufssoldaten oder Sol-
daten auf Zeit in ein Amt der Bundesbesoldungsordnung A sowie

Soldaten auf Zeit, die ihre Dienstzeit auf mindestens zwei Jahre verlangern.*

§ 43a wird wie folgt geadndert:

a) Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Eine Pramie in H6he von einmalig 6 000 Euro erhalt, wer ein Auswahlverfahren
bei den Spezialkraften der Bundeswehr fur eine Verwendung im Sinne des Absat-
zes 1 bestanden hat und ausgebildet wird.”

b) In Absatz 3 wird die Angabe ,,16 000 Euro® durch die Angabe ,8 000 Euro* ersetzt.

c) Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Eine jahrliche Pramie erhalt, wer Uber sechs Jahre hinaus fur Einsatzauf-

gaben der Spezialkrafte der Bundeswehr zur Verfigung steht. Der Zeitraum von
sechs Jahren rechnet ab dem Beginn der Ausbildung fiir eine Verwendung nach
Absatz 1. Der Anspruch entsteht zu Beginn des siebten oder eines jeden weiteren
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Jahres der Verwendung. Besteht die Verwendung aus Griinden, die der Soldat zu
vertreten hat, nicht wahrend des gesamten Jahres, steht nur der Teil der Pramie
zu, der der Verwendungsdauer entspricht. Die jahrliche Pramie betragt nach einer
Dienstzeit von

1. Uber sechs und weniger als neun Jahren 10 000 Euro,
2. neun und weniger als zwolf Jahren 11 000 Euro,
3. zwolf und weniger als flinfzehn Jahren 12 000 Euro,

4. funfzehn Jahren und langer 13 000 Euro.”

Artikel 20

Folgeanderungen

(1) Die Soldatinnen- und Soldatenurlaubsverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Mai 1997 (BGBI. | S.1134), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.
August 2021 (BGBI. | S. 3932) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 5 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:

»(1) Soldaten, die Wehrdienst nach MalRgabe des Wehrpflichtgesetzes leisten, erhal-
ten fur jeden vollen Monat ihrer Dienstzeit ein Zwodlftel des Jahreserholungsurlaubs nach
§ 1, wenn die Dauer des ohne Unterbrechung abgeleisteten Wehrdienstes mindestens ei-
nen Monat betragt.”

(2) Die Soldatenlaufbahnverordnung vom 28. Mai 2021 (BGBI. | S. 1228), die zuletzt
durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 418) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. § 1 Absatz 1 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

.2. Soldaten, die Wehrdienst nach § 4 Absatz 1 Nummer 1, 3 oder 4 des Wehrpflicht-
gesetzes leisten,”.

2. §48 Absatz 4 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

.Fur die Beférderung der Reserveoffizieranwarterinnen und Reserveoffizieranwarter,
die in ein Dienstverhaltnis als Soldatin auf Zeit oder Soldat auf Zeit berufen worden
sind, gilt § 24 Absatz 1 entsprechend.”

3. Nach § 51 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefugt:

»(3) Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Sol-
datengesetzes in der bis einschlief3lich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten,
sind § 1 Absatz 1 Nummer 2 und § 48 Absatz 4 Satz 1 in der bis einschlie3lich 31. De-
zember 2025 geltenden Fassung weiter anzuwenden.*

(3) Die WDO-Bezligeverordnung vom 17. August 2020 (BGBI. | S. 1964), die durch
Artikel 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 424) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 1 wird wie folgt geandert:
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1. Absatz 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

,2. fur Soldatinnen und Soldaten, die unbefristeten Wehrdienst im Spannungs-
oder Verteidigungsfall leisten,

a) die Pramie nach § 11 des Unterhaltssicherungsgesetzes,

b) der Auslandsverwendungszuschlag nach § 18 des Unterhaltssiche-
rungsgesetzes und

c) der Auslandszuschlag nach § 19 des Unterhaltssicherungsgesetzes.®
2. Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefugt:

»(5) Wehrpflichtsold im Sinne des § 24 der Wehrdisziplinarordnung sind fur
Soldaten, die Grundwehrdienst nach § 5 des Wehrpflichtgesetzes leisten oder den
Grundwehrdienst nach § 6a des Wehrpflichtgesetzes freiwillig verlangern,

1. der Wehrpflichtsoldgrundbetrag nach § 4 des Wehrpflichtsoldgesetzes,

2. die Vergutung fur herausgehobene Funktionen nach § 8 des Wehrpflichtsold-
gesetzes,

3. der Auslandsverwendungszuschlag nach § 10 des Wehrpflichtsoldgesetzes
und

4. der Wehrdienstzuschlag nach § 12 des Wehrpflichtsoldgesetzes.*

(4) Die Wehrdisziplinarordnung vom 17. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 424) wird
wie folgt geandert:

§ 24 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Die Disziplinarbuf3e darf den einmonatigen Betrag der Dienstbezlige, des Wehrsoldes oder
des Wehrpflichtsoldes nicht Gberschreiten.”

(5) Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Ja-
nuar 2009 (BGBI. | S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 449) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b er-
setzt:

,b) sich in einer Ubergangszeit von héchstens vier Monaten befindet, die zwi-
schen zwei Ausbildungsabschnitten oder zwischen einem Ausbildungsab-
schnitt und der Ableistung des Wehr- oder Zivildienstes, einer vom Wehr- o-
der Zivildienst befreienden Téatigkeit als Entwicklungshelfer oder als Dienst-
leistender im Ausland nach § 14b des Zivildienstgesetzes oder der Ableistung
eines freiwilligen Dienstes im Sinne des Buchstaben d liegt, oder®.

(6) Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27. Januar 2015 (BGBI. | S. 33), das zuletzt durch Artikel 43 des Gesetzes vom 2. De-
zember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 387) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 2b Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

»4.  Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten Abschnitt des Solda-
tengesetzes oder Zivildienst nach dem Zivildienstgesetz geleistet hat.”
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(7) Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch — Arbeitsférderung — (Artikel 1 des Gesetzes
vom 24. Marz 1997, BGBI. | S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 60 des Gesetzes vom
23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 323) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstibersicht wird nach der Angabe zu § 459 die folgende Angabe eingefligt:

,§460  Ubergangsregelung aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes”.

2. In § 26 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,, des § 58b des Soldatengesetzes” ge-
strichen.

3. Nach § 459 wird der folgende § 460 eingefugt:

»S 460
Ubergangsregelung aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes

Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Solda-
tengesetzes in der bis einschliellich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten,
ist § 26 Absatz 1 Nummer 2 dieses Buches in der bis einschlieRlich 31. Dezember
2025 geltenden Fassung weiter anzuwenden.”

(8) Das Finfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. | S. 2477, 2482), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 64) geandert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1. In § 10 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe ,den freiwilligen Wehrdienst nach § 58b
des Soldatengesetzes” durch die Angabe ,einen freiwilligen Wehrdienst* ersetzt.

2. In§ 193 Absatz 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,§ 4 Abs. 1 und § 6b Abs. 1 des Wehr-
pflichtgesetzes” durch die Angabe ,§ 4 Absatz 1 und § 6a Absatz 1 des Wehrpflichtge-
setzes” ersetzt.

3. § 204 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

(9) Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBI. | S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 30. Mai 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 173) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

In § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe ,den freiwilligen Wehrdienst nach § 58b
des Soldatengesetzes” durch die Angabe ,einen freiwilligen Wehrdienst” ersetzt.

(10) Die Bundesbeihilfeverordnung vom 13. Februar 2009 (BGBI. | S. 326), die zuletzt
durch Artikel 3 der Verordnung vom 6. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 92) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

§ 4 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
»(2) Kinder sind bertcksichtigungsfahig, wenn sie beim Familienzuschlag der bei-
hilfeberechtigten Person nach dem Besoldungs- und Versorgungsrecht bericksichti-

gungsfahig sind. Dies gilt flr beihilfeberechtigte Personen nach § 3, wenn

1. Anspruch auf einen Auslandszuschlag nach § 53 Absatz 4 Nummer 2 und 2a des
Bundesbesoldungsgesetzes besteht oder
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2. ein Auslandszuschlag nach § 53 Absatz 4 Nummer 2 und 2a des Bundesbesol-
dungsgesetzes nur deshalb nicht gezahlt wird, weil im Inland ein Haushalt eines
Elternteils besteht, der fir das Kind sorgeberechtigt ist oder war.

Befinden sich Kinder nach Vollendung des 25. Lebensjahres noch in Schul- oder Be-

rufsausbildung, so sind sie weiter berlcksichtigungsfahig, wenn die Ausbildung durch

einen freiwilligen Wehrdienst oder einen Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz mit
einer Gesamtdauer unter zwei Jahren, einen Freiwilligendienst nach dem Bundesfrei-
willigendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder einen vergleich-
baren anerkannten Freiwilligendienst oder durch eine Tatigkeit als Entwicklungshelfer

im Sinne des § 1 Absatz 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes unterbrochen oder verzo-

gert worden ist. Die Dauer der weiteren Berlcksichtigungsfahigkeit entspricht der

Dauer des abgeleisteten Dienstes, insgesamt héchstens zwolf Monate.

(11)Die Mindestleistungsanpassungsverordnung vom 11. April 2024 (BGBI. 2024 |
Nr. 127) wird wie folgt geandert:

§ 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt:

u§ 2
Aulerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2026 aulRer Kraft.”

Artikel 21

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 und 3 am 1. Januar 2026 in Kraft.
(2) Artikel 5 Nummer 4 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft.

(3) Artikel 5 Nummer 7 sowie Artikel 7 Nummer 10 Buchstabe ¢ und e und Num-
mer 24 Buchstabe a treten mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Verbesserung der personellen Einsatzbereitschaft der Streitkrafte setzt eine erhebliche
Starkung der Personalbedarfsdeckung und der personellen Aufwuchsfahigkeit voraus.
Hierzu ist es erforderlich, Gber die bisher zu einer freiwilligen Wehrdienstleistung gewonne-
nen Personen hinaus, zunachst auf freiwilliger Basis, weitere Personen im Rahmen eines
einheitlichen Dienstrechts nach dem Soldatengesetz (SG) zu gewinnen. Auch hierbei wird
auf Freiwilligkeit gesetzt. Zusatzlich enthalt der Entwurf auch bereits unmittelbar ver-
pflichtende Elemente wie die Reaktivierung der Erfassung und die Verpflichtung fur wehr-
pflichtige Manner, auf Aufforderung der Wehrersatzbehorde eine Bereitschaftserklarung
abzugeben und sich mustern zu lassen. Neben der Erhdhung der Personalstarke bei akti-
ven Soldatinnen und Soldaten und der Umfange an Reservistinnen und Reservisten soll
damit auch ein verbessertes Lagebild Uber Eignung und Bereitschaft fur den Dienst in den
Streitkraften in den hierfir in Frage kommenden Jahrgangen erreicht werden. Fir den Fall,
dass die verteidigungspolitische Lage einen schnellen Aufwuchs der Streitkrafte zwingend
erfordert, sieht der Entwurf vorsorglich auch die Méglichkeit zur Heranziehung von Wehr-
pflichtigen vor, wenn die Bundesregierung mit Zustimmung des Deutschen Bundestages
eine entsprechende Rechtsverordnung erlasst. Hierzu sind Regelungen im Wehrpflichtge-
setz (WPfIG) und im SG erforderlich.

Il. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Entwurf hat eine Reaktivierung und Modernisierung der Wehrerfassung aller wehr-
pflichtigen Manner, die Einflihrung einer auch kirzeren freiwilligen Wehrdienstleistung im
Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit (Neuer Wehrdienst) sowie die verpflichtende Mus-
terung und die Mdglichkeit der verpflichtenden Einberufung zum Grundwehrdienst aufgrund
einer Rechtsverordnung zum Gegenstand.

Die bislang in § 15 WPfIG geregelte Erfassung als Aufgabe der Lander wird reaktiviert, aber
auch modernisiert und vereinfacht. Das Bundesamt fur das Personalmanagement der Bun-
deswehr wird in der Neuregelung des § 15 WPfIG ermachtigt, hinsichtlich derjenigen Per-
sonen, die der Wehrpflicht unterliegen, bei deren Volljahrigkeit einen umfassenderen Da-
tenkranz abzurufen und fir Aufgaben des Wehrersatzwesens zu verarbeiten. Dagegen ent-
fallen Ubermittlungs- und Aktualisierungspflichten der Lander, wie sie in der bisherigen Fas-
sung des § 15 WPfIG vorgesehen waren. Auch die Datenaktualisierung hinsichtlich der
Wehrpflichtigen erfolgt kiinftig durch aktiven Datenabruf von Seiten des Bundesamtes flr
das Personalmanagement der Bundeswehr.

Fur wehrpflichtige Manner ab dem Geburtsjahrgang 2008 soll die Befragung auf der Grund-
lage der wehrpflichtrechtlichen Erfassung verpflichtend sein; Personen anderen Ge-
schlechts sowie wehrpflichtige Manner ab dem Geburtsjahrgang 2001 erhalten auf der
Grundlage von § 58c SG Informationen und einen Online-Fragebogen, der inhaltlich im We-
sentlichen der Bereitschaftserklarung nach § 15a WPfIG entspricht, und sind eingeladen,
die Fragen freiwillig zu beantworten und damit ihr Interesse an einem Dienst in der Bundes-
wehr zu bekunden.

Darlber hinaus werden auch friihere Jahrgange auf Grundlage von § 15 Absatz 1 WPfIG
flachendeckend erfasst, so dass auf die Daten aller Wehrpflichtigen zurlickgegriffen werden
kann. Auch sie sollen sukzessive gezielt angesprochen und Uber die Tatigkeit der
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Streitkrafte informiert werden. Diese Jahrgange bilden ebenfalls ein Potential, um den auf
Freiwilligkeit basierenden Aufwuchs zu gewahrleisten.

Wehrpflichtige Manner ab dem Geburtsjahrgang 2008 werden zudem verpflichtet, sich mus-
tern zu lassen. Dadurch soll ein konkreteres Lagebild Gber die Verfugbarkeit und Fahigkei-
ten der Wehrpflichtigen gewonnen werden. Mit den hiermit zur Verfiigung stehenden Mus-
terungsdaten kann bei Aktivierung der Einberufung zum Grundwehrdienst ein Zeitgewinn
erzielt werden, da diese Daten dann nicht erst erhoben werden mussen. Die verpflichtenden
Musterungen sollen ab dem 1. Juli 2027 erfolgen, sobald die hierfir erforderlichen Struktu-
ren aufgebaut sein werden.

Der Gesetzentwurf sieht in § 2a WPfIG die Mdglichkeit vor, dass die Bundesregierung mit
Zustimmung des Bundestages eine Rechtsverordnung Uber eine verpflichtende Heranzie-
hung von Wehrpflichtigen (Einberufung) zur Deckung des Personalbedarfs der Streitkrafte
erlasst. Voraussetzung hierflr ist, dass die verteidigungspolitische Lage einen schnellen
Aufwuchs der Streitkrafte zwingend erfordert, der auf freiwilliger Grundlage nicht erreichbar
ist.

Im Ubrigen werden fiir die Zwecke der Durchfilhrung des Arbeitssicherstellungsgesetzes
(ASG) im WPfIG die notwendigen Grundlagen firr die Ubermittlung der Daten von Wehr-
pflichtigen an die Bundesagentur fur Arbeit geschaffen. Im ASG werden die Grundlage flr
die Ubermittlung von Daten der Meldebehérden sowie der Jobcenter an die Bundesagentur
fur Arbeit geregelt.

Weitere Anpassungen im Zivildienstgesetz sollen zu einem spateren Zeitpunkt erfolgen.

1l. Alternativen

Keine.

IV. Gesetzgebungskompetenz
Die ausschlieRliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 73 Ab-
satz 1 Nummer 1 und 3 des Grundgesetzes (GG). Danach hat der Bund die ausschlieRliche

Gesetzgebungskompetenz fir die Verteidigung einschliel3lich des Schutzes der Zivilbevdl-
kerung und das Meldewesen.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist sowohl mit dem Recht der Europaischen Union als auch mit volker-

rechtlichen Vertragen, welche die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, verein-

bar.

VL. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch den Verzicht auf den FWDL erfolgt eine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf tragt zu einer nachhaltigen Entwicklung bei. Er steht im Einklang mit der
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der Agenda 2030 der Vereinten
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Nationen fur nachhaltige Entwicklung dient. Insbesondere folgt er dem Prinzip ,Nachhaltige
Entwicklung als Leitprinzip konsequent in allen Bereichen und bei allen Entscheidungen
anwenden®.

Der Gesetzentwurf bezweckt eine erhebliche Verbesserung der personellen Aufwuchs- und
Durchhaltefahigkeit der Streitkrafte. Damit leistet er einen Beitrag zur Verwirklichung des
Nachhaltigkeitsziels 16 ,Friedliche und inklusive Gesellschaften fir eine nachhaltige Ent-
wicklung férdern, allen Menschen Zugang zur Justiz zu ermdéglichen und leistungsfahige,
rechenschaftspflichtige und inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen®. Dieses Ziel
enthalt die Zielvorgaben, leistungsfahige, rechenschaftspflichtige und transparente Institu-
tionen auf allen Ebenen aufzubauen (16.6) und dafir zu sorgen, dass die Entscheidungs-
findung auf allen Ebenen bedarfsorientiert, inklusiv, partizipatorisch und reprasentativ ist
(16.7). Der Gesetzentwurf fordert die Erreichung dieser Vorgaben, indem die Wehrerfas-
sung reaktiviert und modernisiert, eine — fur Wehrpflichtige verpflichtende — Befragung Utber
die Bereitschaft und die Fahigkeit zu einer Wehrdienstleistung sowie die Musterung Wehr-
pflichtiger eingefuhrt wird. Dadurch wird ein verbessertes Lagebild tber Eignung und Be-
reitschaft fir den Dienst in den Streitkraften in den hierfir in Frage kommenden Jahrgangen
erreicht. Die Moglichkeit einer Rechtsverordnung nach § 2a WPfIG und damit der Einberu-
fung von Wehrpflichtigen zum Grundwehrdienst dient der Verteidigungsfahigkeit Deutsch-
lands und seiner Bundnisverpflichtungen und damit letztlich dem Erhalt der staatlichen In-
stitutionen.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Fir den Bund fallen infolge der geplanten Anderungen Mehrausgaben im Geschéftsbereich
des Bundesministeriums der Verteidigung an.

Soweit derzeit prognostizierbar sind dies insgesamt 495 Millionen Euro fir das Jahr 2026.
Im Finanzplanungszeitraum werden zunachst flir den Einzelplan 14 Mehrausgaben in Hohe
von rund 603 Millionen Euro fur das Jahr 2027, rund 713 Millionen Euro fiir das Jahr 2028
und rund 849 Millionen Euro fUr das Jahr 2029 erwartet. Mehrausgaben im Geschaftsbe-
reich des Bundesministeriums der Verteidigung werden im Einzelplan 14 gegenfinanziert.

Dem liegen folgende Parameter zugrunde:

Die Prognoseberechnung erfolgt dabei unter der Annahme, dass die bisherigen Planungs-
umfange an Soldatinnen und Soldaten im Status FWDL kunftig als Soldatinnen auf Zeit und
Soldaten auf Zeit eingestellt werden. Insoweit wird der Mehrbedarf als Grundlage fir die
Berechnung herangezogen. Der unabhangig davon angestrebte Aufwuchs der Streitkrafte,
der auch mit einer deutlich erhdhten Zahl an SaZ einhergeht, ist in diese Ausgabenberech-
nung nicht mit einbezogen.

Danach wird von folgenden Aufwuchszahlen infolge des Gesetzes ausgegangen:

Jahr 2026 2027 2028 2029 2030
SaZ (ehemals | 20 000 23000 28 000 33000 38 000
FWDL)

Durch die Abschaffung des bisherigen FWDL zugunsten der Berufung von befristet dienen-
den Soldatinnen und Soldaten in das Dienstverhaltnis eines SaZ entstehen jahrlich Mehr-
ausgaben in Héhe von rund 125 Millionen Euro je 10 000 Personen. Diese begriinden sich
im Wesentlichen durch héhere Bezlige und eine zustehende Dienstzeitversorgung fir SaZ.



Drucksache 441/25 -58 -

Unabhangig von diesen Mehrausgaben fiihrt das Gesetz im Betrachtungszeitraum infolge
weiterer Leistungsverbesserungen zu nachstehenden Mehrausgaben fur den Bundeshaus-
halt im Geschaftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung:

Nr. MaRnahme Mehrbedarf in Millionen Euro
2026 2027 2028 2029 Gesamt
1 Artikel 6, Zuschlag fir 6,0 6,0 6,0 6,0 24,0
Fahrtkosten, §17a
USG
2 Artikel 6,  Anhebung 11,3 11,3 11,3 11,3 45,2

der Tagessatze der
Pramie nach §11
USG, Anlage2 (zu
den §§ 11, 14 und 19)

3 Artikel 7, Malinahmen 1,31 1,75 2,0 2,45 7,51
fur Soldatinnen auf
Zeit und Soldaten auf
Zeit unter 4 Jahren,
§ 6 SVG

4 Artikel 7, Anspruch auf 31,2 41,5 47,8 58,2 178,7
Ubergangsgebiihr-
nisse bei kurzen SaZ-
Verpflichtungszeiten,
§ 16 SVG

5 Artikel 7, Anspruch auf 443 59,1 67,9 82,7 254
Ubergangsbeihilfe;
§ 19 SVG

6 Artikel 7 Folgekosten 2,3 3,0 3,5 4.3 13,1
durch  Versorgungs-
riicklage

7 Artikel 7 Folgekosten 3,7 5,0 5,7 7,0 21,4
durch Versorgungslas-
tenteilungs-Staatsver-
trag

8 Verbeitragung  Uber- 5,8 7,7 8,9 10,8 33,2
gangsgeblihrnisse in
der gesetzlichen Ren-
tenversicherung

9 Nachversicherung in 111,26 148,34 170,75 207,67 638,02
der gesetzlichen Ren-
tenversicherung

Durch die Anderungen im SG zur Einrichtung des Neuen Wehrdienstes durch Abschaffung
des bisherigen FWDL werden alle befristet dienenden Soldatinnen und Soldaten kiinftig in
das Dienstverhéltnis einer Soldatin auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit (SaZ) berufen.
Durch diese Berufung mit einer flexiblen Mindestverpflichtungsdauer des Wehrdienstes im
Status SaZ werden kinftig fur diese Gruppe der Soldatinnen und Soldaten ebenfalls das
Bundesumzugskostengesetz und die Trennungsgeldverordnung des Bundes unmittelbar
zur Anwendung kommen.

Die im Bereich der Umzugskosten und des Trennungsgeldes zu erwartenden Mehrausga-
ben belaufen sich insgesamt auf 145,6 Millionen Euro und fur die folgenden vier Jahre wie
folgt:

28,00 Millionen Euro fir das Jahr 2026,
32,20 Millionen Euro fir das Jahr 2027,
39,20 Millionen Euro fir das Jahr 2028 und
46,20 Millionen Euro fur das Jahr 2029.
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Hierbei fallen an fir die Gewahrung von Trennungsgeld nach § 1 Absatz 2 Nummer 13
Trennungsgeldverordnung (TGV) bei einer fehlenden Zusage der Umzugskostenvergltung
nach dem Bundesumzugskostengesetz fir die folgenden vier Jahre:

25,00 Millionen Euro fir das Jahr 2026,
28,75 Millionen Euro fir das Jahr 2027,
35,00 Millionen Euro fir das Jahr 2028 und
41,25 Millionen Euro fur das Jahr 2029 sowie

bei einer Zusage der Umzugskostenvergutung nach § 3 Absatz 1 Bundesumzugskosten-
gesetz fur die Gewahrung der Pauschvergltung fir sonstige Umzugsauslagen nach
§ 10 Absatz 2 Bundesumzugskostengesetz flr die folgenden vier Jahre:

3,00 Millionen Euro fir das Jahr 2026,
3,45 Millionen Euro fir das Jahr 2027,
4,20 Millionen Euro fir das Jahr 2028 und
4,95 Millionen Euro fir das Jahr 2029.

Die Ausgaben flur die Gewahrung eines Zuschusses zum Erwerb einer Fahrerlaubnis der
Klasse B hangen davon ab, in welchem Umfang dieses Instrument in Anspruch genommen
wird. Sie kénnen daher nicht beziffert werden.

Die sich aus der Einfihrung des Wehrpflichtsoldgesetzes ergebenden Ausgaben fir den
Personalhaushalt des Einzelplans 14 sind derzeit nicht absehbar, da weiterhin auf die Frei-
willigkeit des Wehrdienstes abgestellt wird.

Ausgaben, die durch eine verpflichtende Einberufung zum Grundwehrdienst entstehen,
kénnen nicht prognostiziert werden, da weder absehbar ist, ob und wenn ja wann eine Ein-
berufung erfolgt, noch wie hoch die Anzahl der Einzuberufenden gegebenenfalls sein wird.
Zu diesen Ausgaben, die entstehen kdnnen, zdhlen auch Mehrausgaben im Zuge des
Rechts auf Kriegsdienstverweigerung.

Uber diese und gegebenenfalls weitere Mehrbedarfe an Sach- und Personalmitteln in den
Geschéftsbereichen ist finanziell und stellenmafig im laufenden und in kiinftigen Haushalts-
verfahren zu entscheiden.

4. Erfullungsaufwand
4.1 Erflllungsaufwand fir Blrgerinnen und Blrger

Wehrpflichtigen Burgern, die der Pflicht zur Abgabe einer Bereitschaftserklarung nach
§ 15a WPHIG unterliegen, entsteht durch die Abgabe der Erklarung ein Aufwand. Zur Ver-
ringerung wird die Méglichkeit einer elektronischen Erklarungsabgabe geschaffen. Im Rah-
men der Wehrerfassung entstehen keine zusatzlichen Melde- und Mitwirkungsverpflichtun-
gen. Durch die Moglichkeit eines digitalen Datenabrufs entfallen die bisher in § 15 Absatz 1
Satz 2 und 3 WPfIG bestehenden Melde- und Mitwirkungspflichten. Es ist mit rund 300 000
Wehrpflichtigen pro Jahr zu rechnen, denen ein Erfiillungsaufwand pro Fragebogen von ca.
15 Minuten entsteht.

Dadurch entsteht dem Normadressaten Blrger ein laufender Erfullungsaufwand in Hohe
von 75 000 Stunden.

Erklarung zur Bereitschaft durch Wehrpflichtigen; § 15a WPIG
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Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:
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Fallzahl Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand Sachkosten
Fall (in Minuten) Fall (in Euro) (in Tsd. Stunden) | (in Tsd. Euro)
300 000 15,00 0,00 75,00 0,00

Die gesetzliche Vorgabe sieht vor, dass pro Jahr ca. 300 000 mannliche deutsche Staats-
angehorige ihre Erklarung zur Bereitschaft zum Dienst in der Bundeswehr (einschlielich
weiterer Angaben) abgeben missen. Die Fallzahl leitet sich aus Daten zur deutschen Be-
volkerung ab. Als durchschnittlicher zeitlicher Aufwand fir die Erflillung der Pflicht werden
15 Minuten angenommen. In Summe entsteht dadurch ein laufender Erflllungsaufwand fr
den Burger in H6he von 75 000 Stunden jahrlich.

Musterung; § 17 WPfIG

Wehrpflichtigen Burgern, die der Pflicht nach § 17 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 WPfIG, sich
einer Musterung zu unterziehen, unterliegen, entsteht durch die Durchfiihrung der Muste-
rung insoweit ein Aufwand, als sie sich einer personlichen arztlichen kdrperlichen und geis-
tigen Untersuchung unterziehen mussen. Es ist mit rund 300 000 Wehrpflichtigen pro Jahr-
gang zu rechnen, denen ein Erfullungsaufwand pro Musterung von 6 Stunden entstehen
wirde.

Dadurch entstiinde den wehrpflichtigen Blirgern ein laufender Erflllungsaufwand in Héhe
von 1 800 000 Stunden.

Veranderung des jahrlichen Erflllungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand Sachkosten
Fall (in Stunden) Fall (in Euro) (in Tsd. Stunden) | (in Tsd. Euro)
300 000 6,00 0,00 1 800 000.00 0,00

Unter Berlcksichtigung statistischer Erfahrungswerte und Annahmen (u.a. Ausschluss-
grunde fur die Durchfihrung einer Musterung) wird derzeit von einem Umfang von 200 000
Wehrpflichtigen pro Jahrgang gerechnet, denen ein Erflllungsaufwand pro Musterung von
6 Stunden entstehen wirde.

Veranderung des jahrlichen Erflllungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand Sachkosten
Fall (in Stunden) Fall (in Euro) (in Tsd. Stunden) | (in Tsd. Euro)
200 000 6,00 0,00 1200 000,00 0,00

Hinsichtlich der Differenz der Wehrpflichtigen eines Jahrganges wird ein geringer Erflil-
lungsaufwand mit Blick auf die Beflillung der Unterlagen zur Musterungsvorbereitung gese-
hen.

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Sachkosten pro | Zeitaufwand Sachkosten
Fall (in Stunden) Fall (in Euro) (in Tsd. Stunden) | (in Tsd. Euro)
100 000 0,50 0,00 50 000,00 0,00
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Die gesetzliche Vorgabe sieht vor, dass mannliche deutsche Staatsangehdrige sich einer
verpflichtenden Musterung unterziehen mussen. Die Fallzahlen leiten sich aus Daten zur
deutschen Bevdlkerungsentwicklung ab. Als durchschnittlicher zeitlicher Aufwand fir die
Erflllung der Musterungspflicht werden 6 Stunden angenommen. Der zeitliche Aufwand fir
Wegezeiten des wehrpflichtigen Blurgers zum Ort der Musterung kann nicht ermittelt wer-
den.

Der Zweck der Musterung besteht darin, eine Entscheidung Uber die Verfiigbarkeit des un-
gedienten wehrpflichtigen Buirgers fir den Wehrdienst zu treffen. Sie ist eine rechtsnotwen-
dige Voraussetzung fur die Einberufung eines ungedienten Wehrpflichtigen zur Ableistung
eines Wehrdienstes nach dem WPflIG. Die zu musternden wehrpflichtigen Birger haben
sich gemal dem WPfIG, nach Aufforderung durch das fur den Wohnort des Wehrpflichtigen
zustandigen Karrierecenters der Bundeswehr, zur Musterung vorzustellen. Sie sind grund-
satzlich individuell unter Angabe des Ortes, des Tages sowie der Uhrzeit unter Einhaltung
einer Ladungsfrist von zwei Wochen zu laden. Die Durchfiihrung einer Musterung unterliegt
der Forderung des Ein-Tages-Prinzip, d.h. Wegezeiten von und zur Musterungsbehorde,
Einsteuerung in den Musterungsablauf, personliche korperliche arztliche Untersuchung —
untergliedert in Vor- und Hauptuntersuchung —, ein computerassistiertes Assessment mit
indikationsbedingtem Kommissionsgesprach und das abschlielRende Gesprach Uber das
Ergebnis der Musterung einschlieRlich der Verfligbarkeitsentscheidung sind an einem Ka-
lendertag durchzufiihren. Das Musterungsverfahren ist kostenfrei, daneben werden dem
wehrpflichtigen Blrger die entstandenen und notwendigen Auslagen erstattet.

4.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Far die Wirtschaft entsteht kein Erfullungsaufwand, da sie von der Gesetzesanderung nicht
betroffen ist. Blirokratiekosten aus Informationspflichten entstehen nicht, da die Anderun-
gen keine Verpflichtungen beinhalten, Daten und sonstige Informationen flir Behérden oder
Dritte zu beschaffen, verfiigbar zu halten oder zu Gbermitteln.

4.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur den Bund entsteht durch das geplante Regelungsvorhaben ein Erflllungsaufwand wie
nachfolgend dargestellt.

Durch die vorgesehene Erfassung, Datenlbermittiung und die Bereitschaftserklarung ent-
steht dem Normadressaten Wehr- und Arbeitsverwaltung ein einmaliger Erflllungsaufwand
in Hohe von 365 000 Euro und ein laufender Erfillungsaufwand in Héhe von 3 254 000
Euro.

Zur Aufnahme verpflichtender Musterungen ab dem 1. Juli 2027 entsteht ein laufender Er-
flllungsaufwand in H6he von 54 094 000 Euro.

Ein weiterer Erfullungsaufwand entsteht durch administrativen Mehraufwand infolge der
Umstellung von FWDL auf SaZ. Dem gegenulber steht ein administrativer Minderaufwand
durch den Wegfall der Statusgruppe FWDL.

Der Erfullungsaufwand fur die Durchfuhrung verpflichtender Einberufungen kann nicht
prognostiziert werden, da der Eintritt von einer Rechtsverordnung der Bundesregierung ab-
hangt und Zeitpunkt und Inhalt dieser Rechtsverordnung im Einzelnen noch nicht vorher-
gesehen werden kénnen.
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Fir den Bund entsteht ein Erflllungsaufwand fir den Aufbau des Wehrersatzwesens und
fur die Bereitstellung und Auswertung des Online-Fragebogens.

Im Folgenden wird die Schatzung des Erflillungsaufwands im Einzelnen dargestellt:
Bereitstellung des Online-Fragebogens; § 15a WPfIG
Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

Die Entwicklung einer Schnittstelle zu den Meldebehdrden erfordert einen einmaligen Er-
flullungsaufwand in H6he von ca. 200 000 Euro.

Aufforderung der Wehrpflichtigen und Datenverarbeitung; § 15a Absatz 1 in Verbindung mit
§ 15b WPAIG

Veranderung des jahrlichen Erflllungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in|pro Fall (in|ten (in Tsd. | (in Tsd. Euro)
nuten) Euro) Euro) Euro)

300 000 14,00 42,20 1,00 2954 300

Erfiillungsaufwand (in Tsd. Euro) 3254

Das Gesetz sieht vor, dass jahrlich ca. 300 000 junge Manner mit deutscher Staatsange-
horigkeit postalisch angeschrieben und deren Rickmeldungen fiir verschiedene Zwecke
verarbeitet werden. Als durchschnittlicher Zeitaufwand werden pro Fall 14 Minuten auf
Grundlage des Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des Erflllungsaufwands in Rege-
lungsvorhaben der Bundesregierung angenommen sowie ein Euro Sachkosten pro Fall fur
Porto. Als durchschnittlicher Lohnsatz flr die Bundesverwaltung werden 42,20 Euro je
Stunde in Ansatz gebracht. In Summe entsteht fur die Bundesverwaltung ein laufender Er-
fullungsaufwand in Héhe von 3 254 000 Euro jahrlich.

Durchfiihrung der Musterungsvorbereitung ab dem 1. Juli 2027

Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in|pro Fall (in|ten (in Tsd. | (in Tsd. Euro)
nuten) Euro) Euro) Euro)

300 000 14,00 42,20 1,00 2954 300

Erfiillungsaufwand (in Tsd. Euro) 3 254

Das Gesetz sieht vor, dass jahrlich ca. 300 000 junge Manner mit deutscher Staatsange-
horigkeit postalisch angeschrieben und deren Riickmeldungen flir die Musterungsvorberei-
tung verarbeitet werden. Als durchschnittlicher Zeitaufwand werden pro Fall 14 Minuten auf
Grundlage des Leitfadens zur Ermittlung und Darstellung des Erflllungsaufwands in Rege-
lungsvorhaben der Bundesregierung angenommen sowie ein Euro Sachkosten pro Fall fur
Porto. Als durchschnittlicher Lohnsatz fur die Bundesverwaltung werden 42,20 Euro je
Stunde in Ansatz gebracht. In Summe entsteht fur die Bundesverwaltung ein laufender Er-
fullungsaufwand in Héhe von 3 254 000 Euro jahrlich.

Durchfihrung der Musterung ab dem 1. Juli 2027
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Veranderung des jahrlichen Erfullungsaufwands des Bundes:

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in|Stunde (in|pro Fall (in|ten (in Tsd. | (in Tsd. Euro)
Stunden) Euro) Euro) Euro)

200 000 6 42,20 1,00 50 640 200

Erfiillungsaufwand (in Tsd. Euro) 50 840

Bei Umsetzung der gesetzlichen Anderung ist davon auszugehen, dass jahrlich 200 000
junge Manner mit deutscher Staatsangehorigkeit verpflichtend gemustert werden. Als
durchschnittlicher Zeitaufwand werden pro Fall 6 Stunden angenommen sowie ein Euro
Sachkosten pro Fall fur Porto. Als durchschnittlicher Lohnsatz fir die Bundesverwaltung
werden 42,20 Euro je Stunde in Ansatz gebracht. In Summe entsteht fir die Bundesverwal-
tung ein laufender Erfullungsaufwand in H6he von 50 840 000 Euro jahrlich.

Grundsatzlich ist fur die Verwaltung festzustellen, dass das Verfahren einer verpflichtenden
Musterung einen Aufbau einer Wehrersatzorganisation erforderlich macht, welche perso-
nelle, organisatorische und infrastrukturelle Bedarfe nach sich zieht, wodurch derzeit nicht
klar zu ermittelnde weitere Erflllungsaufwande entstehen.

Zuschuss zum Erwerb der Fahrerlaubnis, § 31b SG

Der durch die Gewahrung eines Zuschusses zum Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B
entstehende Erflllungsaufwand ist abhangig von der Anzahl der zu bearbeitenden Antrage
und von der Art der systemseitigen Umsetzung und kann daher erst spater ermittelt werden.

Artikel 6 (Anderung des Unterhaltssicherungsgesetzes (USG)), § 17a USG (Zuschlag fir
Fahrtkosten)

Jahr Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Personalkos- Zeitaufwand
pro Fall (in Mi- | Stunde (in | ten (in Tsd. | (in Tsd. Stun-
nuten) Euro) Euro) den)

2026 22 000 30 33,80 371,8 11

2027 22 000 30 33,80 371,8 11

2028 22 000 30 33,80 371,8 11

2029 22 000 30 33,80 371,8 11

Die Personalkosten kénnen mit den vorhandenen Ressourcen abgedeckt werden.

Erfullungsaufwand Verwaltung fiir Anderung des § 6 Absatz 2 des Soldatenversorgungs-
gesetzes (SVG) — Einfuhrung von MaRnahmen des Berufseinstiegs flr Soldatinnen auf Zeit
und Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungszeit von weniger als 4 Jahre

Jahr Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten | Personal- Zeitaufwand
pro Fall (in|pro Stunde|pro Fall (in|kosten (in Tsd.
Minuten) (in Euro) Euro) (in Tsd. Stunden)
Euro)
2026 3750 45 40,40 1,5 113,6 2,8
3750 16 33,80 33,8 1,0




Drucksache 441/25 -64 -

Jahr Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten | Personal- Zeitaufwand
pro Fall (in|pro Stunde|pro Fall (in|kosten (in Tsd.
Minuten) (in Euro) Euro) (in Tsd. Stunden)
Euro)
2027 5000 45 40,40 1,5 151,5 3,8
5000 16 33,80 45,1 1,3
2028 5750 45 40,40 1,5 174,2 4,3
5750 16 33,80 51,8 1,5
2029 7 000 45 40,40 1,5 212 52
7 000 16 33,80 63,1 1,8

Erflllungsaufwand Verwaltung fiir die Anderung § 7 Absatz 5 SVG. i. V. m. § 19 Absatz 2
Satz 1 der Berufsférderungsverordnung (BF6V) — Gewahrung von Anspriichen nach der
Dienstzeit fir Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungszeit von 1
bis zu drei Jahren oder weniger als 4 Jahre

Jahr Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz Sachkosten | Personal- Zeitaufwand
pro Fall (in|pro Stunde|pro Fall (in|kosten (in Tsd.
Minuten) (in Euro) Euro) (in Tsd. Stunden)
Euro)
2026 15 000 116 40,40 8,00 1171,6 29
15 000 42 33,80 3549 10,5
2027 20 000 116 40,40 8,00 1562,3 38,7
20 000 42 33,80 473,2 14
2028 23 000 116 40,40 8,00 1796,5 445
23 000 42 33,80 5442 16,1
2029 28 000 116 40,40 8,00 2187,0 54,1
28 000 42 33,80 662,5 19,6

Bearbeitung der Antrage auf Umzugskostenvergitung und Trennungsgeldgewahrung

Fallzahl Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten Personalkos- Sachkosten
pro Fall (in Mi-| Stunde (in|pro Fall (in|ten (in Tsd. | (in Tsd. Euro)
nuten) Euro) Euro) Euro)

60 000 20,00 33,80 11,27 676,00

5000 75,00 33,80 42,25 211,25

15 000 60,00 33,80 33,80 507,00

Erfiillungsaufwand (in Tsd. Euro) 1394,25

Durch die gesetzlichen Anderungen werden im Jahr 2026 ca. 20 000 Soldatinnen und Sol-
daten auf Zeit eingestellt, die unmittelbar in den Anwendungsbereich des Bundesumzugs-
kostengesetzes und der Trennungsgeldverordnung fallen.

Fir das Bundesverwaltungsamt entsteht durch die Umsetzung dieses Gesetzes bis 2030
ein Mehraufwand in H6he von 33 738 000 Euro fur 247 Stellen (11,4 eD, 187,7 mD, 40,1
gD und 7,8 hD).

Jahr 2026 2027 2028 2029 2030 Summe

Aufwiichse 20 000 3000 5000 5000 5000 38 000
SaZz




-65 - Drucksache 441/25
hD (A 14) 2,3 1,3 1.4 1,4 1,4 7.8
gD 21,0 42 5,0 5,0 4,9 40,1
mD 95,2 18,5 24,6 24,7 24,7 187,7
eD (E 4) 6,0 1,2 1,4 1,4 1,4 11,4
247,0

Ein einmaliger Mehraufwand entsteht im Bundesverwaltungsamt nicht.

Zusatzlich entsteht im Geschaftsbereich des BMBFSFJ Erfiillungsaufwand durch die Bear-
beitung von Antragen auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerin oder Kriegsdienstver-
weigerer. Der laufende Erflillungsaufwand bemisst sich jedoch in Abhangigkeit von den zu
bearbeitenden Antragen auf Kriegsdienstverweigerung, deren Anzahl derzeit nicht sicher
prognostiziert werden kann. Der Erflllungsaufwand je Fall belauft sich auf 74,37 Euro.

Fallzahl

Zeitaufwand pro Fall (in
Minuten)

Lohnsatz pro Stunde (in
Euro)

Sachkosten pro Fall (in
Euro)

1 3,62 mD 33,80 mD 25,69
67,66 gD 40,40 gD
0,96 hD 67,60 hD

Erfullungsaufwand je Fall (in Euro) 74,37

Hinzu kommen IT-Kosten in Hohe von 3 134 290 Euro fir das Jahr 2026, in Hohe von
3 034 290 Euro fur das Jahr 2027 und laufende-IT Kosten ab 2028 in Hohe von 646 115
Euro.

Fir die Lander und Kommunen entsteht ein Erfullungsaufwand dadurch, dass die Melde-
behdrden zu der neuen Erfassungsstruktur beitragen. Dieser Aufwand fallt aber gegenlber
der bisher schon geltenden Rechtslage nicht ins Gewicht. Die Verpflichtung, Meldedaten
zum Abruf bereitzuhalten, besteht bereits jetzt nach § 39 Absatz 3 des Bundesmeldegeset-
zes (BMG).

Weitergehende Ubermittlungs- und Aktualisierungspflichten der Meldebehdrden, wie bis-
lang in § 15 WPfIG vorgesehen, entfallen. Damit werden die Meldebehdrden von ihren bis-
herigen Aufgaben als Erfassungsbehérden entlastet.

Der Erfullungsaufwand fur die Bundesagentur fur Arbeit besteht im Wesentlichen darin, eine
Datenubertragungsmaoglichkeit zwischen dem Bundesamt fir das Personalmanagement
der Bundeswehr und der Bundesagentur fur Arbeit sowie den Meldebehérden und der Bun-
desagentur fir Arbeit fir die Ubermittlungen nach § 15d WPfIG und § 31a ASG zu schaffen.
Der Aufwand zur Bereitstellung dieser Datentbermittiungsmdéglichkeiten bzw. zentralen IT-
Schnittstelle wird einmalig auf ca. 165 000 Euro geschatzt und setzt sich im Wesentlichen
aus der Inanspruchnahme von externen IT-Dienstleistern zur Anpassungs- und Program-
mierungszwecken zusammen. Die Kosten der Umsetzung des ASG werden der Bunde-
sagentur fur Arbeit vom Bund erstattet.

5. Weitere Kosten

Kosten flr die Wirtschaft und die sozialen Sicherungssysteme sowie Auswirkungen auf die
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Es entstehen keine unmittelbaren Auswirkungen fir Verbraucherinnen und Verbraucher.
Demografische Auswirkungen sind nicht zu erwarten.
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Der Entwurf wirkt sich unterschiedlich auf die Geschlechter aus, da die vorgesehenen ver-
pflichtenden Elemente nur Wehrpflichtige, also Manner, betreffen (Verpflichtung zur Ab-
gabe einer Bereitschaftserklarung, verpflichtende Musterung und ggfs. eine verpflichtende
Einberufung zum Grundwehrdienst). Diese Ungleichbehandlung ist jedoch durch die ver-
fassungsrechtliche Vorgabe des Artikels 12a Absatz 1 GG begriindet, nach der eine allge-
meine Wehrpflicht nur fur Manner besteht.

VIl. Befristung; Evaluierung

Die gesetzlichen Anderungen sind flr einen aus heutiger Sicht noch nicht absehbaren Zeit-
raum erforderlich. Die veranderte sicherheits- und verteidigungspolitische Lage fuhrt zu ge-
stiegenen Anforderungen an die Bindnisfahigkeit und die Verteidigungsfahigkeit Deutsch-
lands. Befristete und damit nur zeitweise wirkende Lésungen wiirden dem dauerhaften und
mithin langfristigen Ziel des Gesetzes nicht gerecht werden.

VIIl. Exekutiver FuBabdruck

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte haben nicht we-
sentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Wehrpflichtgesetzes)
Zu Nummer 1
Anpassung der Inhaltsiibersicht an die Anderungen im Vorschriftenteil.

Zu Nummer 2

§2)

§ 2 legt fest, in welchen Konstellationen das WPfIG zur Anwendung kommt. Dabei ist der
Anwendungsbereich mit Blick auf eine gegebenenfalls erforderliche Effektuierung der
Wehrpflicht gestuft.

Absatz 2 legt zunachst fest, dass das WPfIG — wie bisher — im Spannungs- oder Verteidi-
gungsfall vollstandig gilt. Kiinftig wird dies auch dann der Fall sein, wenn die Bundesregie-
rung eine Rechtsverordnung Uber die verpflichtende Einberufung zum Grundwehrdienst
nach dem neuen § 2a erlasst. In diesem Fall mussen alle Normen des WPfIG angewandt
werden, um die Durchsetzung der Wehrpflicht vollziehen zu kénnen.

Absatz 3 bestimmt diejenigen Regelungen, die unabhangig vom Eintritt des Spannungs-
oder Verteidigungsfalls und unabhangig von einer Rechtsverordnung nach § 2a, Anwen-
dung finden. Darunter fallen auch die Vorschriften Uber die Musterung, welche jedoch erst
ab dem 1. Juli 2027 anzuwenden sind. Letzteres tragt dem Umstand Rechnung, dass zu-
nachst die zur Durchfihrung der Musterung erforderlichen Strukturen aufgebaut werden
mussen.

Absatz 4 beschrankt die Anwendung der §§ 15a und 16 aulRerhalb des Spannungs- oder
Verteidigungsfalls auf Betroffene, die nach dem 31. Dezember 2007 geboren sind. Eine
Anwendung der Neuregelungen auf frihere Geburtsjahrgange, die seit Inkrafttreten des
Wehrrechtsanderungsgesetzes 2011 nicht mehr erfasst wurden (dies ginge bei umfassen-
der Betrachtung bis zum Geburtsjahrgang 1993 zurlick), erfolgt auRerhalb des Spannungs-
oder Verteidigungsfalls zunachst nicht. Ein derartiger Umfang von Befragungen und
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Musterungen ware kurzfristig durch die Melde- und Wehrersatzbehdrden kaum zu bewalti-
gen Hinzu kommt, dass mit dem Gesetz auch der auf Freiwilligkeit beruhende Aufwuchs
der Streitkrafte erreicht werden soll. Hier ist das gezielte Ansprechen der jlingeren Jahr-
gange, die in beruflicher, persdnlicher oder familiarer Hinsicht oft noch nicht nachhaltig
etabliert sind, erfolgversprechender als das Ansprechen alterer Jahrgénge, die sich haufi-
ger bereits in einer beruflich und familiar verfestigten Lebenssituation befinden, aus der
heraus sich eine Entscheidung fur den Wehrdienst nur noch schwer treffen lasst. Beginnend
mit dem Geburtsjahrgang 2008 werden in den nachsten Jahren sukzessive weitere Ge-
burtsjahrgange einbezogen und einer Verpflichtung zur Abgabe einer Bereitschaftserkla-
rung und zur Musterung unterworfen. Damit wird gewahrleistet, dass sich das aktuelle La-
gebild im Laufe der Zeit auf eine immer groRere Anzahl von Wehrpflichtigen erstreckt. Dem-
gegenuber gewahrleistet Satz 2, dass im Spannungs- oder Verteidigungsfall alle der Wehr-
pflicht unterliegenden Manner, d. h. auch diejenigen Jahrgange, die infolge des Wegfalls
der Erfassung seit 2011 nicht mehr betrachtet werden konnten, befragt und gemustert wer-
den kénnen.

(§ 2a)

Durch den neu eingefihrten § 2a wird es der Bundesregierung ermdglicht, den Erfordernis-
sen der verteidigungspolitischen Lage entsprechend, ungediente Wehrpflichtige zum
Grundwehrdienst einzuberufen. Dies erfolgt aufgrund einer Rechtsverordnung der Bundes-
regierung, die der Zustimmung des Bundestages bedarf. Die Rechtsverordnung kann er-
lassen werden, wenn die verteidigungspolitische Lage einen schnellen Aufwuchs der Streit-
krafte zwingend erfordert, der auf freiwilliger Grundlage nicht erreichbar ist. Die Einflihrung
eines verpflichtenden Wehrdienstes wird damit im Rahmen eines exekutiv-parlamentari-
schen Entscheidungsprozesses ermdglicht.

Zu Nummer 3

Folgeanderungen zur Streichung der §§ 6a, 6¢ und 6d sowie zur Neufassung und Neunu-
mmerierung des bisherigen § 6b.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

§ 5 Absatz 2 ermdglicht eine flexible Festlegung der Dauer des Grundwehrdienstes in einer
Rechtsverordnung der Bundesregierung nach § 2a unter Beachtung der gesetzlichen Be-
grenzung auf mindestens sechs und héchstens zwolf Monate.

Zu Buchstabe b

Folgeanderungen zur Neufassung der Wehrdisziplinarordnung durch das Dritte Gesetz zur
Neuordnung des Wehrdisziplinarrechts und zur Anderung weiterer soldatenrechtlicher Vor-
schriften vom 17. Dezember 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 424), die nunmehr in § 26 die Moglich-
keit der Verhangung eines strengen Disziplinararrestes vorsieht.

Zu Nummer 5

Die Begrenzung der Gesamtdauer dient dem Schutz der Wehrubenden. Im Rahmen von
freiwilligen Dienstleistungen entfallt diese Schutzbedurftigkeit. Die Anderung stellt Klar,
dass (nur) bei verpflichtenden Wehriibungen die in der Vorschrift geregelte Gesamtdauer

gilt.
Zu Nummer 6

Die Streichung der bisherigen §§ 6a, 6¢ und 6d (besondere Auslandsverwendung, Hilfe-
leistung im Innern und Hilfeleistung im Ausland) WPfIG erfolgt im Zuge einer Konsolidierung
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der Wehrdienstarten im WPfIG und im SG. Anstelle der bisherigen Doppelregelung in
WPfIG und SG werden die freiwilligen Wehrdienstarten der besonderen Auslandsverwen-
dung, der Hilfeleistung im Innern und der Hilfeleistung im Ausland kiinftig ausschlieflich im
SG geregelt. Diese kdnnen aufgrund der Regelungen in den §§ 59 und 80 SG auch nach
Aktivierung der Wehrpflicht auf Basis der entsprechenden Vorschriften im SG freiwillig ge-
leistet werden.

Der bisherige § 6b wird zu § 6a und im Zuge der Modernisierung des Statusrechts termino-
logisch neu gefasst. Durch die Formulierung wird klargestellt, dass die freiwillige Verlange-
rung des Grundwehrdienstes nicht zu einem Statuswechsel der Betroffenen fihrt. Diese
leisten ihren Dienst weiterhin auf der Grundlage des WPfIG. Die Festlegung einer Héchst-
dauer tragt dem Umstand Rechnung, dass die Verlangerung in Abhangigkeit zur Dauer des
Grundwehrdienstes einerseits und zur damit zusammenhangenden Mindestverpflichtungs-
dauer fir SaZ andererseits steht.

Zu Nummer 7

Der neu eingefiigte § 7a enthalt eine Ubergangsregelung, um sicherzustellen, dass Perso-
nen, die einen Freiwilligendienst flr unsere Gesellschaft leisten oder geleistet haben, nicht
ohne Bericksichtigung des Freiwilligendienstzeitraums verpflichtend zu einem Grundwehr-
dienst herangezogen werden.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a

Die Erweiterung der in § 11 Absatz 2 geregelten Mdglichkeiten, auf Antrag vom Wehrdienst
befreit zu werden, um einen Bundesfreiwilligendienst von mindestens sechs Monaten ist
erforderlich, weil der Bundesfreiwilligendienst als eigenstandiger Freiwilligendienst gleich-
berechtigt neben den Jugendfreiwilligendiensten steht und wie diese ein gleichartig ausge-
staltetes freiwilliges blirgerschaftliches Engagement darstellt.

Zu Buchstabe b

Anpassung im Hinblick auf die Einfuhrung der Bereitschaftserklarung nach § 15a. Da die
Aufforderung zur Abgabe der Bereitschaftserklarung der erste Zeitpunkt ist, zu dem die
Wehrersatzbehérde aktiv an Wehrpflichtige herantritt, ist dies auch der frihestmogliche
Zeitpunkt, ab dem ein Antrag auf Befreiung vom Wehrdienst gestellt werden kann. Der An-
trag ist schriftlich oder zur Niederschrift zu stellen. Dies beinhaltet auch die Méglichkeit einer
Antragstellung insbesondere in den schriftformersetzenden elektronischen Varianten nach
§ 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Zu Nummer 9

Redaktionelle Folgednderung zur Anderung der Bezeichnung des bisherigen Bundesminis-
teriums des Innern und fir Heimat durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom
6. Mai 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 131).

Zu Nummer 10

Durch die Anderung von § 14 Absatz 1 wird der Ubertragung der Aufgabe der Erfassungs-
behdrde auf das Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr Rechnung ge-
tragen.

Die Streichung von Absatz 2 erleichtert den erforderlichen Neuaufbau des Wehrersatzwe-
sens. Die Zustandigkeiten flexibel umverteilen zu kénnen, ist zur Sicherstellung einer resi-
lienten Aufgabenerflllung geboten.
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Zu Nummer 11
(§§ 15 bis 15d)

§ 15 wird neu gefasst und dahingehend vereinfacht, dass das Bundesamt fiir das Perso-
nalmanagement der Bundeswehr die Befugnis erhalt, durch einen Datenabruf die Daten
der zu erfassenden Personen in einem entsprechend dem Zweck der Wehrerfassung auf
das Notwendige beschrankten MaR zu filtern und nach Feststellung der individuellen Wehr-
pflicht zu verarbeiten. Die Regelungen sind erforderlich, damit das Bundesamt fiir das Per-
sonalmanagement der Bundeswehr die Aufgaben der Erfassungsbehorde Ubernehmen
kann.

Die Unterrichtung der erfassten Personen gemal Artikel 13 der Verordnung (EU) 2016/679
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz naturlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABI. L 119 vom
4.5.2016, S.1; L 314 vom 22.11.2016, S.72; L 127 vom 23.5.2018, S.2; L 74 vom
4.3.2021, S. 35) erfolgt Gber das Anschreiben nach § 15a, mit dem die Aufforderung zur
Abgabe der Bereitschaftserklarung ergeht.

Zu § 15 Absatz 1

Die fur die Wehrerfassung bendétigten Meldedaten werden durch das Bundesamt fir das
Personalmanagement der Bundeswehr im automatisierten Verfahren abgerufen. Dadurch
sind eine zeitnahe Umsetzung des neuen Wehrerfassungs- und Wehrdienstmodells sowie
eine effiziente Erfassung maglich.

Zu § 15 Absatz 2

Absatz 2 ermoglicht es, im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder nach Inkrafttreten einer
Rechtsverordnung nach § 2a bereits die Daten von mannlichen Personen ab 17 Jahren zu
verarbeiten, um eine zeitgerechte Einberufung ab Vollendung des 18. Lebensjahres zu ge-
wahrleisten. Eine vergleichbare Regelung war Bestandteil der vor Aussetzung der Wehr-
pflicht geltenden Rechtslage.

Zu § 15 Absatz 3

Sollte ein automatisierter Abruf von Meldedaten technisch nicht mdglich sein, gewahrleistet
Absatz 3 eine Datenubermittlung in anderer Weise.

Zu § 15a

Auf Aufforderung durch die Wehrersatzbehdrde werden die Wehrpflichtigen verpflichtet,
nach Vorbild des schwedischen Wehrdienstmodells eine Bereitschaftserklarung abzuge-
ben.

Mit der Bereitschaftserklarung werden mittels eines Fragebogens die im Gesetz geregelten
Angaben abgefragt. Die Fragen stehen jeweils in einem Zusammenhang mit der Bereit-
schaft und der Fahigkeit zu einer Wehrdienstleistung. Die verpflichtende Befragung ist auf
die nach § 15 erfassten Personen und somit auf Manner beschrankt. Dies resultiert daraus,
dass nur Manner der allgemeinen Wehrpflicht unterliegen (vgl. § 1). Angesichts des Um-
stands, dass der Eintritt des Spannungs- oder Verteidigungsfalls nicht planbar ist und tber
§ 2 Absatz 2 das Wiederaufleben der Pflichten aus dem WPfIG auslést, muss die Bundes-
wehr in der Lage sein, den dann notwendigen Personalaufwuchs rasch zu bewerkstelligen.

Die einzelnen in der Bereitschaftserklarung anzugebenden Informationen begriinden sich
wie folgt:
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Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 1: Beim Bundesamt fir das Personalmanagement der Bun-
deswehr liegen die Angaben zur Person, Geschlecht und Familienstand Gber den Abruf
nach § 15 vor. Sie werden daher in dem elektronischen Fragebogen bereits eingetragen
sein, wenn die Aufforderung zur Abgabe der Bereitschaftserklarung erfolgt. Es ist daher
ausreichend, dass die Wehrpflichtigen die Richtigkeit dieser Angaben bestatigen und erfor-
derlichenfalls korrigieren. Durch das Gesetz zur Modernisierung des Staatsangehdrigkeits-
rechts vom 22. Marz 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 104; 2025 | Nr. 98) wurde der Grundsatz der
Vermeidung von Mehrstaatigkeit aufgegeben. Es ist somit davon auszugehen, dass kunftig
vermehrt wehrpflichtige deutsche Staatsburger auch Uber weitere Staatsangehdrigkeiten
verfugen. Dies entspricht auch dem erklarten Ziel, den Anteil von Menschen mit Migrations-
geschichte in der Bundeswehr zu erhdhen. Fur den mit der Bereitschaftserklarung verfolg-
ten Zweck, ein Lagebild Gber Fahigkeiten und Bereitschaft fir den Dienst in den deutschen
Streitkraften zu erhalten, ist die Kenntnis von weiteren Staatsangehoérigkeiten der Wehr-
pflichtigen von Bedeutung. Dies kann z.B. dann eine Rolle spielen, wenn es sich um Staats-
angehorigkeiten von Staaten mit besonderen Sicherheitsrisiken handelt (vgl. § 13 Absatz 1
Satz 1 Nummer 17 des Sicherheitsiberprifungsgesetzes) oder von Staaten, die ein Ein-
satzgebiet der Bundeswehr darstellen. Hier ist nicht auszuschliel3en, dass Wehrpflichtige
aufgrund ihrer doppelten Staatsangehdrigkeit Verpflichtungen unterliegen, die jedenfalls
vor einem Dienst in den deutschen Streitkraften betrachtet werden missen. Die Regelung
stellt keinen Ausdruck des Misstrauens gegeniiber Doppelstaatern dar und begriindet auch
keine Benachteiligung im Hinblick auf den Dienst in der Bundeswehr. Sie verschafft dem
Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr vielmehr Informationen, die
nicht zuletzt im eigenen Interesse der Wehrpflichtigen und gegebenenfalls auch ihrer An-
gehdrigen in dem anderen Staat mit in die Entscheidung Uber eine Dienstleistung in den
deutschen Streitkraften einzuflieRen haben.

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 2: Der in der Bereitschaftserklarung abgefragte Grad der Be-
reitschaft zu einem Wehrdienst folgt dem schwedischen Wehrdienstmodell, tragt zu einem
umfassenden Lagebild bei und erleichtert bei einem Wiederaufleben der Wehrpflicht im
Spannungs- oder Verteidigungsfall die Einplanung und Heranziehung der Wehrpflichtigen.
Denn unter der Annahme, dass im Spannungs- oder Verteidigungsfall nicht alle wehrpflich-
tigen Manner auf einen Schlag gemustert und einberufen werden kénnen, erscheint es fur
einen schnellen Personalaufwuchs sachgerecht, bei der Einberufung bzw. Heranziehung
zunachst auf diejenigen zurtickzugreifen, die sich prinzipiell einem Wehrdienst gegentiber
aufgeschlossen und motiviert zeigen und sich voraussichtlich nicht auf Befreiungs-, Zurlck-
stellungs- oder Tauglichkeitsgriinde berufen. Mit Blick auf die potenzielle Verpflichtung zum
Wehrdienst bestehen auch keinerlei Einwande dagegen, dass die Wehrpflichtigen (quasi
als wehrpflichtrechtliches Minus gegenulber einer Verpflichtung Wehrdienst zu leisten) ver-
pflichtend gefragt werden konnen, ob und in welchem Malde eine grundsatzliche Bereit-
schaft zum Wehrdienst besteht. Die verpflichtende Befragung verfolgt das Ziel, einen Da-
tenbestand uber die Wehrpflichtigen zu erhalten. Gegenuber einer ggf. zwangsweisen Ein-
berufung oder Heranziehung ist die verpflichtende Befragung ein deutlich niedrigerer
Grundrechtseingriff und entspricht damit dem Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit.

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 3: Die Frage nach Kdrpergréfte und Gewicht ist fur die Ein-
schatzung der persoénlichen Eignung und die Verwendbarkeit in den Streitkraften und damit
fur eine zielgerichtete Ansprache und ggf. spatere Einplanung erforderlich. Insbesondere
gibt es flr eine Verwendung als Soldat bestimmte Mindest- und Obergrenzen flir Gewicht
und KoérpergrofRe. Darlber hinaus bestehen fur bestimmte Verwendungen in den Streitkraf-
ten Vorgaben zu Korpergroéf3e und Gewicht, die nicht unter- bzw. Gberschritten werden dir-
fen. Zum Beispiel betragt aus Griinden der Betriebssicherheit die maximale Kdrpergrolie
fur eine Verwendung im Schitzenpanzer Puma 184 cm. Ungeachtet der Tatsache, dass
das Kérpergewicht erheblichen Anderungen unterliegen kann, stellt dies auch im Verhaltnis
zur KorpergroRe einen mafgeblichen Anhalt fir bestimmte Verwendungsmaoglichkeiten o-
der Verwendungsausschlisse dar. Durch die erneute Abfrage innerhalb von zehn Jahren
werden diese Angaben aktualisiert. Es kommt hinzu, dass die Angaben im Fragebogen
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auch relativ zeitnah gemaR § 15b Absatz 1 Nummer 1 fiir die Ubersendung von Informati-
onen Uber Tatigkeiten in den Streitkraften genutzt werden.

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 4: Die Frage nach einer anerkannten Schwerbehinderung oder
einer entsprechenden Gleichstellung ist deswegen von Bedeutung, weil dies Auswirkungen
auf die Heranziehbarkeit zum Wehrdienst hat.

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 5: Fur eine Einplanung und mdgliche Verwendung auch im
Hinblick auf bestimmte militérische Laufbahnen ist eine Information tUber vorhandene Bil-
dungsabschlisse sowie sonstige Befahigungen und Qualifikationen (zum Beispiel Fahrer-
laubnisse, Funkpatente und Sprachkenntnisse) unerlasslich.

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 6: Bei der Frage nach Einschatzung der koérperlichen Leis-
tungsfahigkeit geht es neben der Motivation und Bereitschaft fur einen Wehrdienst auch um
die Selbstreflexion im Hinblick auf eine Eignung und nicht um Erkenntnisse Uber etwaige
gesundheitliche Beeintrachtigungen, die einer spateren Untersuchung durch die Wehrer-
satzbehodrde vorbehalten sind. Diese Frage ermdglicht eine gezielte Ansprache und Einpla-
nung im Hinblick auf Verwendungen mit hohen kérperlichen Belastungen und ist daher un-
ter Beachtung von Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g der Datenschutz-Grundverordnung er-
forderlich.

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 7: Die Frage, ob ein Wehrpflichtiger Wehrdienst in fremden
Streitkraften geleistet hat, ist unter verschiedenen Aspekten von Belang. Hieraus kann auf
bereits vorhandene militarische Qualifikationen geschlossen werden. Es stellt sich aber
auch die Frage der moglichen Anrechnung des Wehrdienstes in fremden Streitkraften auf
eine mdgliche Verpflichtung zum Wehrdienst in den deutschen Streitkraften (vgl. § 8 Ab-
satz 2) oder der Erflllung einer mdglichen Verpflichtung zum Wehrdienst in den deutschen
Streitkraften im Rahmen eines Doppelstaater-Abkommens. Nicht auszuschlieRen ist auch,
dass ein Wehrdienst in fremden Streitkraften als Eignungshindernis fiir einen Dienst in den
deutschen Streitkraften qualifiziert wird.

Der Fragebogen ist grundsatzlich digital auszufillen und in elektronischer Form abzugeben.
Dadurch wird sowohl dem verstarkten Einsatz digitaler Instrumente in der Verwaltung als
auch der auf digitale Kommunikation ausgerichteten Lebenswirklichkeit junger Menschen
Rechnung getragen. In Ausnahmefallen kann die Erklarung auch schriftlich abgegeben wer-
den; dies umfasst auch die Mdglichkeit der Niederschrift, wenn es der Wehrersatzbehoérde
zuzumuten ist. Die Abgabe der Erklarung durch einen Bevollmachtigten ist in den im Gesetz
vorgesehenen Fallen mdglich. So wird sichergestellt, dass jeder Wehrpflichtige flir seinen
persdnlichen Fall einen Weg zur Abgabe der Bereitschaftserklarung findet. Fur den Fall,
dass der Wehrpflichtige dieser ersten Aufforderung nicht nachkommt, wird ihm eine zweite
Aufforderung durch die Wehrersatzbehorde zugestellt. Es gelten die Zustellungsvorschrif-
ten des Verwaltungszustellungsgesetzes. Sollte der Wehrpflichtige auch der zweiten Auf-
forderung zur Abgabe der Bereitschaftserklarung nicht nachkommen, so begeht er eine
Ordnungswidrigkeit, welche mit BuRgeld bedroht ist. Die Abgabe der Bereitschaftserklarung
auf Aufforderung ist zudem eine Rechtspflicht, die erforderlichenfalls nach den allgemeinen
Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes vollstreckt werden kann.

Durch die Einfihrung einer durch die wehrpflichtigen Manner aufgrund der Aufforderung
durch die Wehrersatzbehdérde verpflichtend abzugebenden Bereitschaftserklarung in Form
eines Fragebogens wird ein verbessertes Lagebild Uber Eignung und Bereitschaft fir den
Dienst in der Bundeswehr erreicht, was im Falle des Spannungs- oder Verteidigungsfalls
eine gezielte Einberufung oder Heranziehung zu einem Wehrdienst erleichtert und damit
der Effektuierung der Wehrpflicht dient und zur Einsatzbereitschaft der Streitkrafte beitragt.

Die in Absatz 5 vorgesehene erneute Aufforderung zur Abgabe der Bereitschaftserklarung
ist notwendig, um einen aktualisierten Datenbestand zu erhalten. Dies dient auch dazu,
insbesondere die zwischenzeitlich erworbenen Bildungsabschlisse und Qualifikationen zu
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erfahren, was dazu beitragt, das Potenzial der Wehrpflichtigen, insbesondere auch mit Blick
auf eine spatere Heranziehung im Spannungs- oder Verteidigungsfall, besser ausschopfen
zu kénnen. Im Hinblick darauf richtet sich der Zeitpunkt einer erneuten Aufforderung unter
anderem nach den individuellen Angaben in der ersten Bereitschaftserklarung und ihrer
erkennbaren Entwicklungsoffenheit sowie dem Bedarf der Streitkrafte und einem daraus
abzuleitenden Aktualisierungsbedurfnis. Durch die Beschrankung des Personenkreises
wird geregelt, dass die erneute Aufforderung zur Abgabe der Bereitschaftserklarung an die-
jenigen Wehrpflichtigen unterbleibt, die bereits Wehrdienst leisten oder als Reservist der
Dienstleistungsiiberwachung nach § 77 SG unterliegen. Dies vermeidet eine unnétige Da-
tenverarbeitung, schont Ressourcen der Verwaltung und tragt dem Grundsatz der Daten-
minimierung Rechnung.

Zu § 15b

Mit dem neu eingeflgten § 15b wird die erforderliche Rechtsgrundlage fur eine Datenver-
arbeitung durch die Wehrersatzbehérden geschaffen, die die personenbezogenen Daten
der erfassten Wehrpflichtigen zum Zwecke der Personalbearbeitung auswerten und verar-
beiten mussen. Insbesondere im Hinblick auf den Spannungs- oder Verteidigungsfall ist
diese Regelung essentiell. Sobald dieser Fall eintritt, kdnnen die Daten der wehrpflichtigen
Personen nicht erstmalig beschafft werden, sie missen bereits vorliegen, um schnellstmdg-
lich auf Bedrohungslagen reagieren zu kdnnen. Sofern Daten auch von Personen verarbei-
tet werden, die bei der Befragung kein Interesse an einem Wehrdienst auf3ern, ist dies im
Rahmen der Wehrerfassung erforderlich, weil der betroffene Personenkreis bereits nach
Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 2a, spatestens aber mit Eintritt des Span-
nungs- oder Verteidigungsfalls einer verpflichtenden Einberufung oder Heranziehung zum
Wehrdienst unterliegt und hierflr ein bestimmter Datenbestand zum Kreis der Wehrpflich-
tigen bendtigt wird. Der Zeitfaktor zwingt dazu, den Datenbestand bereits jetzt und nicht
erst im Spannungs- oder Verteidigungsfall aufzubauen. Die jeweiligen Zwecke der Daten-
verarbeitung werden in Absatz 1 einzeln aufgeflihrt, um eine den in Artikel 6 Absatz 1 Buch-
stabe e der Datenschutz-Grundverordnung normierten Voraussetzungen genugende
Rechtsgrundlage zu schaffen. Das Erfordernis, flr besondere Kategorien personenbezo-
gener Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Datenschutz-Grundverordnung Schutz-
malinahmen zu treffen, folgt aus § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes. Diese
Regelung normiert zudem auf der Basis und unter Berlcksichtigung von Artikel 9 Absatz 2
Buchstabe g der Datenschutz-Grundverordnung die Zulassigkeit der Verarbeitung beson-
derer Kategorien personenbezogener Daten.

Zu § 15¢c

Mit dem neu eingefligten § 15c wird eine Rechtsgrundlage fir die Aktualisierung der nach
§ 15b gespeicherten Daten geschaffen. Dies ist fur eine effektive Personalbearbeitung er-
forderlich. Die Aktualisierung wird bis zum Ablauf des 60. Lebensjahres der Wehrpflichtigen
bendtigt, denn nach § 3 Absatz 5 WPfIG endet die Wehrpflicht im Spannungs- oder Vertei-
digungsfall mit Ablauf des Jahres, in dem der Wehrpflichtige das 60. Lebensjahr vollendet.
Dadurch wird sichergestellt, dass die Wehrersatzbehdrden entsprechend dem Ziel des Ge-
setzes Uber einen aktuellen Datenbestand verfligen, auf den im Bedarfsfall zurlickgegriffen
werden kann.

Zu § 15d

Mit dem neu eingefligten § 15d Absatz 1 wird die erforderliche Rechtsgrundlage flr die
Ubermittlung der fir die Erflllung der Aufgaben nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz
(ASG) relevanten Daten von Wehrpflichtigen durch das Bundesamt fir das Personalma-
nagement der Bundeswehr an die Bundesagentur fur Arbeit geschaffen. Dies ermdglicht
den das ASG durchflihnrenden Agenturen fir Arbeit, auf die fir die Durchfiihrung erforderli-
chen Daten zuzugreifen. Die Ubermittlung erfolgt im Einklang mit § 3 ASG ausschlieRlich
im Verteidigungsfall oder nach MafRgabe von Artikel 80a Absatz 1 GG.
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Die in den Nummern 1 bis 5 genannten Daten dienen der moglichst eindeutigen Identifika-
tion der Person. Hierfur wird neben dem Namen auch auf Geburtsdatum und -ort, derzeitige
Staatsangehérigkeiten sowie auf derzeitige Anschriften abgestellt.

Nummer 6 soll eine eindeutige Identifizierung der Person auch in solchen Fallen ermogli-
chen, in denen die jeweiligen Meldedaten durch die Angaben in der Bereitschaftserklarung
aktualisiert werden.

Die Nummern 7 bis 10 enthalten Angaben, die fir die Verwendbarkeit der Person im Rah-
men des ASG, insbesondere fur die Prifung der §§ 5 und 6 ASG, relevant sind.

Absatz 2 ermdglicht das Einholen zusatzlicher, ausschlieflich fur die Durchfihrung des
ASG erforderlicher Ausklinfte, die auf Seiten der Wehrersatzbehorden zusatzlich zu den
Daten im Sinne von Absatz 1 wahrend der Musterung erhoben werden kénnen. Die Wehr-
ersatzbehdrden holen diese Auskiinfte nur im Verteidigungsfall und nach Maftgabe von Ar-
tikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes ein. Die in der Aufzahlung enthaltenen Daten sind
fur die Prifung des Vorliegens méglicher Befreiungen nach § 5 ASG erforderlich.

Sollte die elektronische Datentbermittlung nicht moglich sein, gewahrleistet Absatz 3 eine
Datenubermittlung in anderer Weise. Die Ursache der Unmdoglichkeit spielt dabei keine
Rolle, sie kann technischer, rechtlicher oder sonstiger Natur sein.

Zu Nummer 12
Zu Buchstabe aund b

Redaktionelle Anpassung im Hinblick auf die derzeitigen Strukturen der Wehrersatzbehor-
den.

Zu Buchstabe ¢

Um Musterungskapazitaten zu sparen und den Wehrersatzbehérden mehr Flexibilisierung
zu ermdglichen, wird die arztliche Untersuchung der Wehrpflichtigen nicht mehr in jedem
Fall zwingend vorgeschrieben. Die Anordnung einer Untersuchung wird in das pflichtge-
mafe Ermessen der Wehrersatzbehérden gestellt und kann unterbleiben, wenn bereits an-
hand der Bereitschaftserklarung und weiteren Erkenntnissen eine Heranziehung ausge-
schlossen erscheint.

Zu Nummer 13

Folgeanderung zur Einflhrung der Bereitschaftserklarung nach § 15a. Da die Aufforderung
zur Abgabe der Bereitschaftserklarung der erste Zeitpunkt ist, zu dem die Wehrersatzbe-
horde aktiv an Wehrpflichtige herantritt, ist dies auch der friihestmdgliche Zeitpunkt, ab dem
sinnvollerweise ein Antrag auf Zurlickstellung vom Wehrdienst gestellt werden kann. Der
Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift zu stellen. Dies beinhaltet auch die Moglichkeit
einer Antragstellung insbesondere in den schriftformersetzenden elektronischen Varianten
nach § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Zu Nummer 14

Die Anderung schafft einen Gleichklang mit der fiir Dienstleistungspflichtige geltenden Vor-
schrift des § 71 Satz 2 SG, der eine erneute Untersuchung grundsatzlich erst nach drei
Jahren vorsieht. Das entsprechende Untersuchungsintervall ist mit dem Bundeswehr-Ein-
satzbereitschaftsstarkungsgesetz vom 4. August 2019 (BGBI. | S. 1147) von zwei auf drei
Jahre angehoben worden, um die Zahl arztlicher Untersuchungen zu reduzieren und den
Aufwand fur die Betroffenen zu reduzieren (vgl. Bundestagsdrucksache 19/9491, S. 117).
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Zu Nummer 15

Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Anderung des § 4 Absatz 1 WPfIG.

Zu Buchstabe b

Folgeanderungen zur Streichung der §§ 6¢ und 6d WPfIG.

Zu Nummer 16

Die Anderung schafft einen Gleichklang mit der fiir Dienstleistungspflichtige geltenden Vor-
schrift des § 73 Satz 2 SG, der eine erneute Anhérung bzw. bedarfsweise arztliche Unter-
suchung erst nach drei Jahren vorsieht.

Zu Nummer 17

Folgeanderung zur Streichung des § 6¢c WPfIG.

Zu Nummer 18

Die Vorschrift iber den Anderungsdienst zu Daten der wehrpflichtigen Personen kann ent-
fallen, da die entsprechenden Regelungen nunmehr in § 15¢ verankert sind.

Zu Nummer 19

Durch die Neufassung des § 29b wird die Verlangerung der Dienstzeit nicht mehr von einer
Verwendung des Soldaten im Ausland abhangig gemacht. Damit wird dem Umstand Rech-
nung getragen, dass sich der Kernauftrag fir die Bundeswehr auf die Landes- und Bind-
nisverteidigung verlagert hat. Der durch die Regelung gewahrte Schutz soll unabhangig
davon gewahrt werden, an welchem Ort der die Verlangerung auslésende Vorfall eintritt.
Die Verlangerung der Dienstzeit ist nicht mehr davon abhangig, dass der Soldat die die
Verlangerung auslésenden Grinde nicht zu vertreten hat. Die Besonderheiten militarischer
Einséatze, die von Soldaten aufgrund ihrer Pflicht zur Tapferkeit (§ 7 SG) ein bewusst risiko-
bereites Handeln verlangen, kdnnen nicht anhand von herkdbmmlichen Haftungsmafstaben
bewertet werden.

Zu Nummer 20

Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Streichung der §§ 6¢ und 6d WPfIG.

Zu Buchstabe b

Redaktionelle Folgeanderung zur Anderung von § 15.

Zu Nummer 21

Zu Buchstabe a

Zur Durchsetzung der Pflicht zur Abgabe einer Bereitschaftserklarung ist eine Erganzung
des bisherigen Buligeldkatalogs in § 45 erforderlich.

Die Moglichkeit einer Verwaltungsvollstreckung reicht nicht aus, weil die Pflicht zur Abgabe
der Bereitschaftserklarung nach § 15a ein wesentlicher erster Schritt zur individuellen
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Durchsetzung der Wehrpflicht ist, deren Verletzung nach Eigenart und Schwere den bisher
in § 45 WPfIG geregelten Bul3geldtatbestanden entspricht. Dies tragt dem Willen des Ge-
setzgebers Rechnung, dass nur gravierende RegelverstoRe bulRgeldbewehrt sein sollen
(vgl. Bundestagsdrucksache 15/4458 S. 35 zum Wehrrechtsdnderungsgesetz 2008). In-
dem das Verhangen einer GeldbufRe in das Ermessen der Verwaltungsbehorde gestellt ist
(,Kann“-Regelung in § 45 Absatz 2), wird sichergestellt, dass geringflgige und fahrlassige
Verstdlie gegen die Pflicht aus § 15a nicht zwangslaufig zu einem Buf3geld fiihren missen.

Die Anderungen in § 45 Absatz 1 Nummer 6 und 7 dienen der Bereinigung von redaktio-
nellen Versehen, wodurch die Verweise im bisher geltenden Recht ins Leere liefen.

Zu Buchstabe b

Die Neufassung von Absatz 3 tragt den derzeitigen Strukturen der Wehrersatzbehdérden
Rechnung.

Zu Nummer 22

Die Streichung der bisherigen Nummer 1 erfolgt aufgrund der Neuregelung der Erfassung
in den §§ 15 ff. Einer Ubermittlung durch die Meldebehérden bedarf es danach nicht mehr.

Durch die neu eingefligte Nummer 3 wird festgelegt, dass der Ausschlussgrund wegen un-
erwlnschter Merkmale des duf3eren Erscheinungsbildes nach § 4 Absatz 4 SG im Span-
nungs- oder Verteidigungsfall einer Einberufung zum Grundwehrdienst nicht entgegen-
steht. Damit wird sichergestellt, dass dieser Personenkreis gegentiber anderen Wehrpflich-
tigen nicht in ungerechtfertigter Weise privilegiert wird, und au3erdem einer potentiellen
Missbrauchsgefahr vorgebeugt.

Mit Einfugung der neuen Nummer 4 wird geregelt, dass im Spannungs- oder Verteidigungs-
fall eine Befreiung vom Wehrdienst nach § 11 unwirksam wird. Damit soll die erforderliche
Flexibilitdt der Wehrersatzbehdrden bei der Heranziehung sichergestellt und einer Miss-
brauchsgefahr entgegengewirkt werden.

Aufgrund der Streichung und der Einfligungen werden die bisherigen Nummern neu num-
meriert.

Zu Nummer 23

Streichung von § 53 WPfIG, da der Anwendungsbereich dieser Ubergangsvorschrift entfal-
len ist.

Zu Artikel 2 (Anderung des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes)
Zu Nummer 1

§ 1 Absatz 2 wird dahingehend erweitert, dass nach Inkrafttreten einer Rechtsverordnung
der Bundesregierung nach § 2a WPfIG, die eine verpflichtende Einberufung zum Grund-
wehrdienst erméglicht, Wehrpflichtige Zivildienst leisten missen, wenn sie als Kriegsdienst-
verweigerer anerkannt worden sind.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Zur Straffung des Verfahrens soll zudem
sichergestellt werden, dass die erforderlichen Unterlagen zusammen mit dem Antrag ein-
gereicht werden. Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift zu stellen. Dies beinhaltet
auch die Moglichkeit einer Antragstellung insbesondere in den schriftformersetzenden
elektronischen Varianten nach § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.
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Zu Nummer 3

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten infolge des Organisationser-
lasses des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025.

Zu Nummer 4

Wird die Musterung verweigert, stellt dies einen Ablehnungsgrund dar.
Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

§ 12 Absatz 2 regelt neu, dass der Bescheid Uber die Anerkennung als Kriegsdienstverwei-
gerin oder Kriegsdienstverweigerer solange aufzubewahren ist, wie dies zu Erflllung der
Wehrpflicht gemal § 3 Absatz 3 bis 5 des Wehrpflichtgesetzes erforderlich ist. Dadurch
wird eine gesetzliche Licke geschlossen. Bislang sieht § 7 Absatz 1 in Verbindung mit § 2
Absatz 2 der Verordnung Uber die Flihrung der Personalakten durch das Bundesamt flr
den Zivildienst vor, dass der Anerkennungsbescheid als Teil der Grundakte mit Ablauf des
Jahres vernichtet wird, in dem die Kriegsdienstverweigerin oder der Kriegsdienstverweige-
rer das 45. Lebensjahr vollendet hat. Dies ist jedoch insbesondere im Hinblick auf die Wehr-
pflicht gemaR § 3 Absatz 4 und 5 des Wehrpflichtgesetzes zu kurz. Eine Aufbewahrung des
Anerkennungsbescheides ist solange erforderlich, wie eine Wehrpflicht in Betracht kommen
kann. Im Rahmen des § 3 Absatz 4 und 5 des Wehrpflichtgesetzes ist dies bis zur Vollen-
dung des 60. Lebensjahres der Fall.

Zu Buchstabe b
Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.
Zu Nummer 6

Im neu eingefihrten § 13 Absatz 1 wird geregelt, unter welchen Voraussetzungen Antrage
auf Anerkennung der Kriegsdienstverweigerung ohne vorherige Musterung an das Bundes-
amt weitergeleitet und in der Folge dort entschieden werden kénnen.

Die Regelung betrifft die Geburtenjahrgange, die nicht nach § 16 Absatz 1 des Wehrpflicht-
gesetzes der verpflichtenden Musterung unterliegen (Jahrgédnge 1993 — 2007) bzw. die
zwar gem. § 2 Absatz 4 des Wehrpflichtgesetzes in den Geltungsbereich des § 16 des
Wehrpflichtgesetzes fallen, bei denen die tatsachliche Durchfiihrung einer Musterung aber
gdf. erst zu einem spateren Zeitpunkt — nach Aktivierung der Musterungspflicht — in Betracht
kommt (Jahrgange 2008/2009), sowie Einzelfalle aus Geburtsjahrgangen vor 1993, bei de-
nen trotz der bis 2011 geltenden Musterungspflicht seinerzeit eine Musterung tatsachlich
unterblieben ist. Dadurch sollen die Musterungskapazitaten bei der Bundeswehr entlastet
werden, da die entsprechenden Strukturen erst aufgebaut werden missen und die bis dahin
vorhandenen Kapazitaten auf Personen verwandt werden sollen, die freiwillig Wehrdienst
leisten mochten. Dies steht einer Musterung jedoch nicht entgegen, sondern regelt lediglich,
dass eine Zuleitung des Antrags in diesen Fallen entgegen § 2 Absatz 6 Satz 2 nicht erst
moglich ist, wenn der Musterungsbescheid unanfechtbar geworden ist. Sofern entspre-
chende Kapazitaten vorhanden sind bzw. eine verpflichtende Musterung vorgesehen ist,
muss der Aufforderung zur Musterung nachgekommen werden. Dies dient dazu, sicherzu-
stellen, dass eine Heranziehung zu einem im Falle einer Wehrpflicht erforderlichen Zivil-
dienst ohne vorherige Musterung oder arztliche Untersuchung auf die Tauglichkeit (vgl. § 39
des Zivildienstgesetzes) in jedem Fall ausgeschlossen ist.

Absatz 2 regelt die Bearbeitungszeit im Bundesamt. In der Folge des Absatz 1 werden auch
Antrage potenziell Untauglicher im Bundesamt bearbeitet und entschieden, was zu einem
weiteren Antragsanstieg dort filhren wird. Um der héheren Anzahl an Antragen Rechnung
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zu tragen, sollen diese Antrage in Ausnahme zu § 75 der Verwaltungsgerichtsordnung spa-
testens innerhalb von neun Monaten entschieden werden konnen.

Absatz 3 legt fest, dass aufgrund der moéglichen zeitlichen Verzégerung der Bearbeitung
diese Antrage in jedem Fall aufschiebenden Wirkung haben. Dadurch ist gewahrleistet,
dass den Antragstellern selbst bei einer Reaktivierung der Wehrpflicht oder bei Eintritt des
Spannungs- oder Verteidigungsfalls keine Nachteile infolge des Absatzes 2 entstehen.

Zu Artikel 3 (Anderung des Soldatengesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Anpassung der Inhaltsibersicht im Hinblick auf den neu eingefligten § 31b SG.

Zu den Buchstaben b bis d

Mit der Abschaffung des FWDL kénnen die zugehorigen Regelungen im SG entfallen. Da-
her ist die Inhaltsibersicht im Hinblick auf die Streichungen und Anderungen im Dritten
Abschnitt entsprechend anzupassen.

Zu Buchstabe e

Anpassung der Inhaltstbersicht im Hinblick auf den neu eingefligten § 69a SG.

Zu Buchstabe f

Anpassung der Inhaltsiibersicht im Hinblick auf die neu eingefiigte Ubergangsregelung in
§ 101.

Zu Nummer 2
Folgeadnderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 3

Mit der Anderung wird eine Regelungsliicke geschlossen. Auch fiir die Einberufung zu ei-
nem Wehrdienst nach dem WPfIG bedarf es einer Bestimmung des Beginns des Wehr-
dienstverhaltnisses.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

§ 9 Absatz 1 Satz 3 Iasst wie bisher Ausnahmen von der Eidesformel zu. Die Vorschrift wird
an die fur Beamtinnen und Beamte geltende Regelung in § 64 Absatz 3 des Bundesbeam-
tengesetzes angeglichen. Auf den bisher geltenden Gesetzesvorbehalt wird nunmehr ver-
zichtet. Ein Gesetz, das Mitgliedern von Religionsgemeinschaften den Gebrauch anderer
Beteuerungsformeln gestattet, ist nie erlassen worden. Aus der durch Artikel 4 GG garan-
tierten Glaubens- und Gewissenfreiheit folgt die Notwendigkeit, eine alternative Beteue-
rungsformel fur Personen von Glaubens- und Religionsgemeinschaften (z.B. Soldatinnen
und Soldaten jldischen Glaubens) zu ermdglichen, denen die Eidesleistung ,ich schwore”
nicht zugemutet werden kann. Durch die Neuregelung wird einer mdglichen Gewissensnot
solcher Personen vorgebeugt, was auch der Zielsetzung eines attraktiven Arbeitgebers
Bundeswehr entspricht.
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Zu Buchstabe b
Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 5

Redaktionelle Folgednderung zur Umbenennung des Bundesministeriums des Innern und
fur Heimat durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025.

Zu Nummer 6
Folgeanderungen zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 7

Redaktionelle Folgednderung zur Umbenennung des Bundesministeriums des Innern und
fur Heimat durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025.

Zu Nummer 8
Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 9

Die Regelung ermdglicht die Gewahrung eines einmaligen Zuschusses zum Erwerb einer
Fahrerlaubnis der Klasse B im Sinne der Fahrerlaubnis-Verordnung.

Absatz 4 regelt die Hohe des Zuschusses. Der Zuschussbetrag von héchstens 3 500 Euro
tragt den Ublichen Kosten fir den Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B von ca. 2 500
bis 4 500 Euro Rechnung.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

Durch die Neufassung des § 40 Absatz 5 wird die Verlangerung der Dienstzeit nicht mehr
von einer Verwendung im Ausland abhangig gemacht. Damit wird dem Umstand Rechnung
getragen, dass sich der Kernauftrag fur die Bundeswehr auf die Landes- und Blindnisver-
teidigung verlagert hat. Der durch die Regelung gewahrte Schutz soll unabhangig davon
gewahrt werden, an welchem Ort der die Verlangerung auslésende Vorfall eintritt.

Die Verlangerung der Dienstzeit ist nicht mehr davon abhangig, dass die Soldatin oder der
Soldat die die Verlangerung auslésenden Grinde nicht zu vertreten hat. Die Besonderhei-
ten militérischer Einsatze, die von Soldatinnen und Soldaten aufgrund ihrer Pflicht zur Tap-
ferkeit (§ 7 SG) ein bewusst risikobereites Handeln verlangen, kénnen nicht anhand von
herkdbmmlichen Haftungsmalstaben bewertet werden.

Zu Buchstabe b

Der neue Absatz 9 Gbernimmt die bisher fir den FWDL in § 58e enthaltene Regelung. Im
Hinblick auf die Kirze des Wehrdienstverhaltnisses und die damit korrespondierende mili-
tarische Ausbildung kommt fir diese SaZ eine besondere Verwendung im Ausland regel-
mafig nicht in Betracht.

Zu Nummer 11

Folgeanderung zur Anderung des § 40 Absatz 5.
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Zu Nummer 12

Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 13

Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 14

Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 15

(§ 58b)

Mit der Neufassung des § 58b entfallt die Rechtsgrundlage fir den bisherigen freiwilligen
Wehrdienst als besonderes staatsbirgerliches Engagement. An dessen Stelle tritt die Mdg-
lichkeit, auch fir kirzere Verpflichtungszeiten freiwillig Wehrdienst im Status einer Soldatin
auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit zu leisten.

Die Vorschrift Gbernimmt nunmehr im Wesentlichen den Regelungsgehalt des bisherigen
§ 58¢ SG. Es soll wie bisher die Verarbeitung von Daten junger Menschen ermdglicht wer-
den, um diesen Informationsmaterial Uber Tatigkeiten in den Streitkraften zu tGbersenden.
Dies dient sowohl der allgemeinen Information junger Staatsburgerinnen und Staatsburger
Uber die Institution Bundeswehr und ihren verfassungsrechtlichen Auftrag als auch der Ge-
winnung von Freiwilligen. Vor dem Hintergrund dieser Zielsetzung werden die bisher vor-
gesehenen Mdglichkeiten eines Widerspruchs gegen die Datenidbermittlung sowie eines
Lédschungsverlangens gestrichen.

(§ 58c)

Die Neufassung des § 58c ermdglicht sowohl nicht wehrpflichtigen Personen als auch den-
jenigen Wehrpflichtigen, die der Verpflichtung zur Abgabe einer Bereitschaftserklarung
nach § 2 Absatz 4 in Verbindung mit § 15a WPfIG nicht unterliegen, die freiwillige Abgabe
einer solchen Bereitschaftserklarung. Indem auch diese Personen die Bereitschaftserkla-
rung freiwillig abgeben kénnen, wird ein groRerer Personenkreis mit méglichem Interesse
an der Bundeswehr erreicht. Gleichzeitig kann die Bundeswehr mehr Informationen tUber
die Bereitschaft zu einem Dienst in den Streitkraften und den Fahigkeiten der in Betracht
kommenden Jahrgange erhalten.

Durch die Regelung in Absatz 3 Satz 2 wird sichergestellt, dass die Daten der Personen,
die eine Bereitschaftserklarung auf freiwilliger Basis abgeben und darin kein Interesse an
einem Wehrdienst bekundet haben, nicht langer als nétig aufbewahrt werden.

Zu Nummer 16

Die Begrenzung der Gesamtdauer dient dem Schutz der Dienstleistenden. Im Rahmen frei-
williger Dienstleistungen entfallt diese Schutzbedurftigkeit. Die Anderung stellt klar, dass
(nur) bei verpflichtenden Ubungen die in der Vorschrift geregelte Gesamtdauer gilt.

Zu Nummer 17

Neben der in § 77 Absatz 3 vorgesehenen generellen Moglichkeit, Daten abzurufen und
weiterzuverarbeiten, soll mit dem neuen § 69a erganzend die Fihrung eines Registers si-
chergestellt werden. Hierdurch wird ein effektiver Beitrag zu einer verzugslosen Heranzie-
hung im Bedarfsfall geschaffen. Mit der Regelung in Absatz 3 werden die Vorgaben der
Datenschutz-Grundverordnung erflillt.
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Zu Nummer 18

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung zur Anderung des § 40 Absatz 5.
Zu Nummer 19

Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Buchstabe b

Durch die Regelung wird eine Anwendung der allgemeinen Vorschriften des BMG ermdég-
licht. Die in § 77 Absatz 4 Nummer 1 festgelegte personliche Meldepflicht der Dienstleis-
tungspflichtigen Gber Wohnungswechsel und die in § 77 Absatz 4 Nummer 2 geregelte
Pflicht Gber die Sicherstellung der Erreichbarkeit fur Mitteilungen der Wehrersatzbehdrden
stellen alleine nicht sicher, dass die Wehrersatzbehérden die Dienstleistungspflichtigen er-
reichen kdnnen. Nur Uber eine schnell umsetzbare Befugnis zur Datenerhebung kann im
Bedarfsfall eine verzugslose Heranziehung zur Dienstleistung sichergestellt werden. Dieser
erforderliche Ruckgriff ist bislang ausgeschlossen, weil das in § 78 geregelte Aufenthalts-
feststellungsverfahren als lex specialis die Anwendung allgemeiner melderechtlicher Vor-
schriften (lex generalis) ausschlief3t.

Durch die Regelung erhalten die Wehrersatzbehdrden hinreichende Mdglichkeiten, jeder-
zeit auf Dienstleistungspflichtige — insbesondere in Krisensituationen — zur Aufgabenerful-
lung nach dem Vierten Abschnitt des SG zuriickgreifen zu kdnnen und bei Versdumnis der
Pflichten im Umfang des § 86 durch Buligeldverfahren die Einhaltung der Dienstleistungs-
pflichten — insbesondere mittels der dazu erforderlichen mdglichen Erreichbarkeit — wieder
zu fordern. Es wird insbesondere gewahrleistet, dass die in § 15 Absatz 1 WPflIG genannten
Daten zu den einzelnen Dienstleistungspflichtigen abgerufen werden konnen.

Zu Nummer 20

§ 80 wird aufgrund der neu eingefiihrten Méglichkeit, durch Rechtsverordnung der Bundes-
regierung mit Zustimmung des Bundestages die Verpflichtung von Wehrpflichtigen zur Ab-
leistung des Grundwehrdienstes anzuordnen, neu gefasst. Auch im Fall einer derart erfol-
genden Aktivierung der Wehrpflicht muss das Verhaltnis zwischen den nach dem WPfIG zu
leistenden Wehrdienstarten und den nach dem Vierten Abschnitt des SG zu erbringenden
Dienstleistungen geregelt sein.

Zu diesem Zweck ordnet § 80 fur Wehrpflichtige die vorrangige Anwendung des WPfIG
nicht nur — wie bisher — im Spannungs- oder Verteidigungsfall an, sondern auch im Fall der
Aktivierung der Wehrpflicht durch Rechtsverordnung der Bundesregierung. Durch die For-
mulierung wird klargestellt, dass fur Personen, die dem WPfIG unterliegen, die Vorschriften
des SG im Kollisionsfall zuriicktreten.

Aulerhalb eines Kollisionsfalls bleibt das SG anwendbar. Dies gilt auch fiir die im Vierten
Abschnitt geregelten, aufgrund freiwilliger Verpflichtung zu erbringenden Dienstleistungen,
deren bisherige Entsprechungen im WPfIG dort nicht mehr enthalten sind.
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Zu Nummer 21

Redaktionelle Folgeanderung zur Umbenennung des Bundesministeriums des Innern und
fur Heimat durch den Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025.

Zu Nummer 22

§ 101 enthalt eine Ubergangsvorschrift zur Regelung des Status derjenigen Personen, die
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes in einem Wehrdienstverhaltnis nach § 58b
SG stehen.

Zu Absatz 1

Far diejenigen Personen, die bereits Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b SG leisten, wird
die Fortgeltung der entsprechenden Vorschriften angeordnet.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift erlaubt denjenigen Personen, deren freiwilliger Wehrdienst noch mindestens
sechs Monate andauern wurde, auf Antrag einen Wechsel in das Dienstverhaltnis einer
Soldatin auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit fur die restliche Verpflichtungsdauer. Es be-
steht ein dienstliches Interesse, diesen bereits militarisch ausgebildeten Soldatinnen und
Soldaten einen Verbleib in den Streitkraften zu attraktiven Bedingungen zu ermdglichen.
Durch den Verweis auf § 4 wird klargestellt, dass die Ubernahme in das Dienstverhaltnis
einer Soldatin auf Zeit oder eines Soldaten auf Zeit durch Ernennung erfolgt. Ein solcher
Statuswechsel kann nicht erzwungen werden und bedarf der Mitwirkung der oder des Be-
troffenen durch Entgegennahme der entsprechenden Ernennungsurkunde.

Zu Artikel 4 (Anderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes)
Zu Nummer 1

Die bisherige Regelung, wonach der Arbeitgeber den Antrag auf Erstattung des Arbeitsent-
gelts spatestens einen Monat vor Beginn der Wehribung stellen muss, hat sich in der Ver-
waltungspraxis nicht bewahrt. Eine Erstattung scheitert nach der bisherigen Rechtslage ins-
besondere dann, wenn die Heranziehung kurzfristig, d.h. mit zeitlichem Vorlauf von weniger
als einem Monat zum Beginn der Wehriibung erfolgt. Die neue Regelung ist fir Arbeitgeber
gunstiger.

Zu Nummer 2

§ 4 modifiziert das Urlaubsrecht des Bundesurlaubsgesetzes. Die aktuelle Fassung des § 4
Absatz 1 Satz 1 kann im Einzelfall zu einer nicht gerechtfertigten Privilegierung des Arbeit-
nehmers fuhren.

Zu Nummer 3

Die bisherige Regelung, wonach der Dienstherr den Antrag auf Erstattung der Bezlge spa-
testens einen Monat vor Beginn der Wehriibung stellen muss, hat sich in der Verwaltungs-
praxis nicht bewahrt. Eine Erstattung scheitert nach der bisherigen Rechtslage insbeson-
dere dann, wenn die Heranziehung kurzfristig, d.h. mit zeitlichem Vorlauf von weniger als
einem Monat zum Beginn der Wehrubung erfolgt. Die neue Regelung ist fur Dienstherrn
gunstiger.

Zu Nummer 4

Redaktionelle Folgeanderung zu Artikel 22 des Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstar-
kungsgesetzes.
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Zu Nummer 5

Die Anderung entspricht § 14a Absatz 2 Satz 1 und 2, wonach der Arbeitgeber wahrend
des Wehrdienstes die Beitrage weiter zu entrichten hat und nach Ende des Wehrdienstes
die auf die Zeit des Wehrdienstes entfallenden Beitrage zur Erstattung anmeldet.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Im Falle des unbefristeten Wehrdienstes im Spannungs- oder Verteidigungsfall werden An-
reize fur Arbeitgeber und Dienstherren zur Freistellung ihrer Beschéaftigten nicht gewahrt.

Zu Buchstabe b
Folgeanderung zur Anderung des bisherigen § 6b WPfIG durch dieses Gesetz.
Zu Buchstabe ¢

Folgeanderungen zu den Streichungen der §§ 6a, 6¢ und 6d WPfIG sowie in § 58 SG durch
dieses Gesetz.

Zu Nummer 7
Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgednderung zu Artikel 15 des Dienstrechtsneuordnungsgesetzes vom
5. Februar 2009 (BGBI. | S. 160, 462).

Zu Buchstabe b

Die sprachliche Anderung dient der Klarstellung hinsichtlich der Zustandigkeit innerhalb der
Bundeswehr fur die Pflicht, den Arbeitgeber unverzuglich zu benachrichtigen. Durch die
Anderung werden Informationsdefizite auf Seiten der Arbeitgeber abgestellit.

Zu Artikel 5 (Anderung des Wehrsoldgesetzes)

Zu Nummer 1

Folgeadnderung zur Streichung von Abschnitt 4.

Zu Nummer 2

Folgeanderung zur Neufassung des § 58b SG mit diesem Gesetz.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Streichung des Absatzes 2.

Zu Buchstabe b

Folgeanderung zur Anderung des § 29b WPfIG und des § 75 Absatz 5 SG.
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Zu Nummer 4

Die Erganzung dient der rechtssystematischen Klarstellung, dass eine unterschiedliche Be-
handlung von Freiwilligen Wehrdienst Leistenden und Besoldungsempfangerinnen und Be-
soldungsempfangern durch die konstitutive Neufassung des Wehrsoldgesetzes (WSG) mit
dem Bundeswehr-Einsatzbereitschaftsstarkungsgesetz in Bezug auf die Anrechnung ande-
rer Einkiinfte auf den Wehrsold und den mdglichen Anspruch einer Aufwandsentschadi-
gung (z.B. Aufwandsentschadigung flr Diensthundefihrer; § 17 BBesG) nicht beabsichtigt
war. Es handelt sich um eine Rechtsgrundverweisung. Danach sind andere Einklnfte auf
den Wehrsold der Freiwilligen Wehrdienst Leistenden unter denselben Voraussetzungen
anzurechnen wie bei Besoldungsempfangerinnen und Besoldungsempfangern. Des Weite-
ren durfen Freiwilligen Wehrdienst Leistende eine Aufwandsentschadigung unter densel-
ben Voraussetzungen und in derselben Hohe wie Besoldungsempfangerinnen und Besol-
dungsempfanger erhalten.

Zu Nummer 5

Die Anderung dient der redaktionellen Klarstellung, eine inhaltliche Anderung ist hiermit
nicht verbunden.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Streichung des § 58h SG.
Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Folgeanderung zur Streichung des § 58h SG.
Zu Doppelbuchstabe bb

Folgeadnderung zur Streichung des § 58h SG.
Zu Doppelbuchstabe cc

Im Rahmen der konstitutiven Neufassung des WSG mit dem Bundeswehr-Einsatzbereit-
schaftsstarkungsgesetz wurde die Rickforderung des Entlassungsgelds bei einer Uber-
nahme in ein Dienstverhaltnis als Soldatin oder Soldat auf Zeit innerhalb eines Jahres nach
Beendigung des freiwilligen Wehrdienstes eingefuhrt. Da das Entlassungsgeld der finanzi-
ellen Unterstiitzung bei der Riickkehr in das zivile Leben dient, ist bei einer zeitnahen Uber-
nahme in ein Dienstverhaltnis als Soldatin oder Soldat auf Zeit flir ein zweckentsprechen-
des Entlassungsgeld kein Sachgrund mehr gegeben. Dagegen fehlt es nach Beendigung
des freiwilligen Wehrdienstverhaltnisses bei einem zeitnahen Eintritt ehemaliger Freiwilli-
gen Wehrdienst Leistender in ein erneutes freiwilliges Wehrdienstverhaltnis an einer Rege-
lung flir eine mogliche Rickforderung des Entlassungsgeldes. Die unterschiedliche Be-
handlung dieser Fallgestaltungen lasst sich nicht sachgerecht begriinden. Zudem darf der
madglicherweise als belastend empfundene Aspekt der Rickforderung des Entlassungsgel-
des bei zeitnaher Ubernahme in ein Dienstverhéltnis als Soldatin oder Soldat auf Zeit im
Zusammenhang mit der Attraktivitat des Wehrdienstes in der Bundeswehr nicht unbeachtet
bleiben. Die Ruckzahlungsverpflichtung trifft genau diejenigen, die sich fur einen Wieder-
eintritt und damit fur eine Verpflichtung bei der Bundeswehr entscheiden. Das konnte dem
erforderlichen/notwendigen Personalaufwuchs bei den Streitkraften entgegenwirken.

Darlber hinaus bindet die Bearbeitung und Uberwachung der Riickforderung des Entlas-
sungsgeldes (§ 8 Absatz 4 Nummer 3 WSG) zusatzlich zur durchzuflihrenden Betrachtung
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und Anrechnung am Ende der Wehrdienstzeit als Soldatin oder Soldat auf Zeit (§ 13a Ab-
satz 1 Satz 2 SVG) unverhaltnismaRig viele Ressourcen beim Bundesverwaltungsamt (Ge-
schaftsbereich des Bundesministerium des Innern) und verschiedenen Dienststellen der
Bundeswehr.

Schlieflich sind bei Soldatinnen und Soldaten im Rahmen der Festsetzung der Anspriiche
nach dem SVG auch Leistungen aus vorherigen Wehrdienstverhaltnissen anzurechnen.
D. h. am Ende des Dienstverhaltnisses als Soldatin oder Soldat auf Zeit ist u.a. das Entlas-
sungsgeld auf die Anspruche nach dem SVG anzurechnen.

Vor diesem Hintergrund steht der Verwaltungsaufwand in keinem angemessenen Verhalt-
nis zum Nutzen und kann die Regelung nicht zuletzt unter Beachtung des Haushaltsgrund-
satzes der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entfallen.

Der Erfullungsaufwand betragt Stand Juli 2024 pro Personalfall rd. 60 267 Minuten bzw.
36 160 €.

Zu Nummer 7

Die Erganzung dient der rechtssystematischen Klarstellung, dass eine unterschiedliche Be-
handlung von Freiwilligen Wehrdienst Leistenden und Besoldungsempfangerinnen und Be-
soldungsempfangern durch die Einflihrung von § 50d BBesG mit dem Bundeswehr-Ein-
satzbereitschaftsstarkungsgesetz in Bezug auf einen moéglichen Anspruch auf eine Vergu-
tung fur Soldaten mit besonderer Alarmierungsverpflichtung nicht beabsichtigt war. Es han-
delt sich um eine Rechtsgrundverweisung. Freiwilligen Wehrdienst Leistende durfen da-
nach eine Vergutung fur besondere Alarmierungsverpflichtungen unter denselben Voraus-
setzungen und in derselben Hohe wie Besoldungsempfangerinnen und Besoldungsemp-
fanger erhalten.

Zu Nummer 8

Zu Buchstabe a

Die Anderung dient der redaktionellen Klarstellung, dass § 56 BBesG in Ganze entspre-
chend gilt. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht verbunden.

Zu Buchstabe b
Folgeanderung zu Buchstabe a.
Zu Nummer 9

Die Ubergangsregelungen finden keine Anwendung mehr, so dass ein gesonderter Ab-
schnitt fur diese entfallt.

Zu Artikel 6 (Anderung des Unterhaltssicherungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgeanderung aufgrund der neuen Vorschrift des § 17a.
Zu Buchstabe b

Redaktionelle Folgednderung aufgrund der Anderung des § 24.
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Zu Nummer 2
Absatz 3

Werden ungediente Wehrpflichtige aufgrund einer Rechtsverordnung zum Grundwehr-
dienst einberufen, erhalten sie Leistungen nach dem Wehrpflichtsoldgesetz. Auch im Span-
nungs- oder Verteidigungsfall werden Grundwehrdienst Leistende nach § 5 WPfIG sowie
diejenigen, die ihren Grundwehrdienst nach § 6a WPfIG freiwillig verlangern, kunftig Leis-
tungen nach dem Wehrpflichtsoldgesetz erhalten. Durch die Anderung wird klargestellt,
dass in diesen Fallen das USG nicht (mehr) gilt.

Aufgrund der Neuordnung der Wehrdienstarten in § 4 WPfIG sowie der Einfihrung der Még-
lichkeit flr die Bundesregierung, mit Zustimmung des Bundestages eine Rechtsverordnung
nach § 2a WPfIG zu erlassen, wird § 6 WPfIG (Wehribungen) entsprechend in den Anwen-
dungsbereich des USG aufgenommen.

Absatz 4

Durch die Anderung wird klargestellt, dass die neue Vorschrift des § 17a im Spannungs-
oder Verteidigungsfall, vergleichbar den anderen Zuschlagen im USG, nicht anzuwenden
ist.

AuRerdem gilt dann nicht mehr das Antragserfordernis fir § 19. Hierdurch soll eine Entlas-
tung der Verwaltung bewirkt werden.

Zu Nummer 3

Mit der Anderung wird kiinftig die Anrechnung von Ruhegehaltern nach den beamtenver-
sorgungsrechtlichen Vorschriften des Bundes und der Lander auf die Mindestleistung si-
chergestellt. Damit wird eine bislang bestehende systemwidrige Licke geschlossen, die
Ruhegehaltsempfangerinnen und -empfanger nach beamtenversorgungsrechtlichen Vor-
schriften gegenlber Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfangern nach dem
SVG in nicht zu rechtfertigender Weise privilegiert.

Zu Nummer 4

Sinn und Zweck von § 14 USG ist die Unterstlitzung des besonderen Engagements von
Reservistendienst Leistenden, insbesondere an Feiertagen und Wochenendtagen aktiv
Dienst zu leisten. Ein besonderes Engagement, das Uber die allgemeine tagliche Dienst-
pflicht hinausgeht, ist allerdings im Rahmen einer besonderen Auslandsverwendung, fur die
der Auslandsverwendungszuschlag gewahrt wird, nicht ersichtlich. Anders als im Grundbe-
trieb stellt hier der Dienst an sieben Tagen pro Woche die Regel und nicht die Ausnahme
dar. Fir die Teilnahme an einer besonderen Verwendung im Ausland erhalten Reservisten-
dienst Leistende gemaR § 18 USG einen Auslandsverwendungszuschlag unter den glei-
chen Voraussetzungen, in der gleichen Héhe und in dem gleichen Umfang wie Besoldungs-
empfangerinnen und Besoldungsempfanger. Der Auslandsverwendungszuschlag gilt samt-
liche Erschwernisse und Belastungen der besonderen Verwendung im Ausland vollumfang-
lich ab und damit auch besondere zeitliche Belastungen. Daher soll auch aus Griinden der
Gleichbehandlung von Reservistendienst Leistenden und aktiven Soldatinnen und Soldaten
das Dienstgeld nach § 14 USG bei Anspruch auf den Auslandsverwendungszuschlag nicht
gezahlt werden.

Zu Nummer 5

Mit der Anderung wird eine Gleichbehandlung von aktiven Soldatinnen und Soldaten mit
Reservistendienst Leistenden erreicht. Wenn der entsprechende Zuschlag fir beide Sta-
tusgruppen steuerfrei ist, soll er in voller Hohe an Reservistendienst Leistende gezahlt wer-
den. Nach der bislang geltenden Rechtslage erhalten Reservistendienst Leistende indes in
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bestimmten Fallen lediglich 70 Prozent dessen, was aktive Soldatinnen und Soldaten er-
halten.

Zu Nummer 6

Ausgehend von der fehlenden Trennungsgeldberechtigung Reservistendienst Leistender
soll die neue Vorschrift der Steigerung der Attraktivitat des Reservistendienstes dienen. Fir
Reservistendienst Leistende wird — auch vor dem Hintergrund der steuerrechtlichen Nicht-
Absetzbarkeit der Fahrkosten — die Moglichkeit geschaffen, einen — pauschalierten — Zu-
schlag fir das tagliche Pendeln zwischen Wohnung und Dienststatte zu erhalten. Vor die-
sem Hintergrund wird nicht auf eine dem Grunde oder der H6he nach entsprechende An-
wendung von Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes oder der Trennungsgeldverord-
nung verwiesen. Bei der Bemessung der Héhe des Zuschlags findet insbesondere die Mdg-
lichkeit der kostenlosen Nutzung der Bahn (Bahnfahren in Uniform) sowie die grundsatzli-
che Mdglichkeit, die Diensterledigung am Wohnort besorgen zu kénnen (Telearbeit), Be-
ricksichtigung. Fir die Nutzung von Fahrradern, mit oder ohne elektronische Unterstit-
zung, soll eine Erstattung ausgeschlossen sein. Der Zuschlag wird nur Personen zuteil, die
aus personlichen oder dienstlichen Griinden von der Pflicht zum Wohnen in einer Gemein-
schaftsunterkunft befreit sind und taglich von ihrer Wohnung zur Dienststatte pendeln. Er
wird ab dem 31. Kilometer gezahlt und ist auf 20 Cent je Kilometer der mit einem privaten
Kraftfahrzeug zurtickgelegten Strecke der einfachen Entfernung zwischen Dienststatte und
Wohnung begrenzt. Die Wegstreckenentschadigung betragt hochstens 20 Euro pro Dienst-
leistungstag. Die Vorschrift sieht auch die Erstattung fir das Pendeln von der Wohnung zur
Dienststatte unter Nutzung des offentlichen Personennahverkehrs vor. Auch hier gilt die
Hochstgrenze von 20 Euro pro Dienstleistungstag.

Zu Nummer 7

Die Vorschrift dient der Klarstellung, dass das USG in bundeseigener Verwaltung ausge-
fuhrt wird (vgl. Artikel 87b GG).

Zu Nummer 8

Folgeadnderung aufgrund des neu in das USG eingefiigten § 17a (Zuschlag fir Fahrtkos-
ten). Leistungen nach § 17a werden nur auf Antrag gewahrt.

Zu Nummer 9

Mit der Anderung werden die Tagessatze der Mindestleistung nach § 8 USG in Anlage 1 zu
§ 8 insofern aktualisiert, als sie aus der die aktuellen Werte abbildenden Mindestleistungs-
anpassungsverordnung vom 11. April 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 127) Gbernommen werden.
Gleichzeitig werden die bislang fehlenden Dienstgrade Korporal sowie Stabskorporal in die
Anlage aufgenommen.

Mit der Anderung in Anlage 2 Spalte 2 erfolgt erstmals seit dem Jahr 2015 eine Anpassung
der Tagessatze in Anlehnung an die seitherige allgemeine Preissteigerung. Gleichzeitig
werden die bislang fehlenden Dienstgrade Korporal sowie Stabskorporal in die Anlage auf-
genommen.

Zu Artikel 7 (Anderung des Soldatenversorgungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgeanderung zu Nummer 3.
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Zu Buchstabe b

Redaktionelle Folgednderung zur Anderung der §§ 56 bis 58 SVG.
Zu Buchstabe c

Redaktionelle Folgeanderung zur Einfligung des § 136 SVG.

Zu Nummer 2

Nach der neuen Regelung in § 5 Absatz 2 WPfIG zur Dauer des Grundwehrdienstes legt
zuklnftig die Bundesregierung die Dauer des Grundwehrdienstes durch Rechtsverordnung
fest (§ 2a WPfIG). Dies ermdglicht eine flexible Festsetzung der Dauer des Grundwehr-
dienstes. Dieser neuen Rechtslage wird durch die Einfligung der Worte ,durch Rechtsvor-
schrift* Rechnung getragen. Grundwehrdienst, der nach dem WPfIG in der bis zum 31. De-
zember 2025 geltenden Fassung abgeleistet wurde, wird weiterhin mit der gesetzlich fest-
gelegten Dauer angerechnet.

Zu Nummer 3

Redaktionelle Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 4

Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 5

Absatz 1

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden in Satz 1 als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Mit dem neuen Satz 2 kann zuséatzlich Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit Ver-
pflichtungszeiten unter vier Jahren der friihzeitige Erwerb von Einstiegsqualifikationen auf
dem Arbeitsmarkt ermdglicht werden, die als Ausgangspunkt fir spatere Férderungen nach
§ 7 Absatz 5 SVG bzw. von Eingliederungsmafinahmen nach § 9 SVG dienen sollen. Zu-
dem werden hiermit auch kirzere Verpflichtungszeiten attraktiver gemacht.

Absatz 2

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung dieser Wehrdienstform. Soldatinnen
auf Zeit und Soldaten auf Zeit, deren Wehrdienstzeit weniger als ein Jahr betragt, sollen
weiterhin die bisher bestehenden Leistungen fur Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des
Soldatengesetzes Leistende erhalten.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer festgesetzten Wehrdienstzeit von we-
niger als vier Jahren aber mindestens einem Jahr, erhalten erstmalig Anspriiche auf For-
derung der schulischen und beruflichen Bildung nach dem Dienstzeitende. Mit dieser Uber
das Dienstzeitende hinausgehenden fursorglichen MalRnahme soll die Attraktivitat des
Dienstes in den Streitkraften erhdht sowie der Einstieg in das zivile Erwerbsleben nach dem
Wehrdienst fir diese Personengruppe erleichtert werden.
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Zu Buchstabe b

Mit der Gewahrung von Ansprichen auf Férderung der schulischen und beruflichen Bildung
an Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer festgesetzten Wehrdienstzeit von
weniger als vier Jahren wird der Einstieg in das zivile Erwerbsleben vereinfacht und damit
die Attraktivitat des Wehrdienstes erhoht. Dies tragt dem gesteigerten Personalbedarf der
Streitkrafte Rechnung. Bei der anzusetzenden Dauer der Leistungen ist zu berlicksichtigen,
dass die Abwesenheit vom zivilen Berufsleben von Soldatinnen und Soldaten mit kurzen
Verpflichtungszeiten noch nicht so lang ist, dass eine gréRere Entfremdungsphase zu tber-
bricken ist. Bestehende Qualifikationen haben in der Regel bei diesen Férderungsberech-
tigten ihre Gultigkeit noch nicht verloren bzw. missen nicht im umfangreichen Male aufge-
frischt werden.

Zu Buchstabe c

Die Gewahrung einer Freistellung vom militdrischen Dienst soll erst bei Soldatinnen auf Zeit
und Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungszeit von mindestens vier Jahren erfolgen, da
ansonsten der Freistellungszeitraum nicht in einem angemessenen Verhaltnis zur Dienst-
zeit stehen wirde. Zudem sind im Hinblick auf die nach Absatz 5 gewahrten Férderungs-
zeitrdume zumeist nur kurzere berufliche oder schulische BildungsmalRnahmen maoglich,
die auch zumeist terminlich flexibler sind. Zudem besteht die Mdglichkeit, den Anspruch
sieben Jahre lang zu nutzen.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Buchstabe b

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 8

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Buchstabe b

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 10
Zu Buchstabe a

Folgeanderung zur Anderung des § 7 SVG, wonach Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf
Zeit mit einer festgesetzten Wehrdienstzeit von weniger als vier Jahren Anspruche auf
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Foérderung der schulischen und beruflichen Bildung erhalten. Soweit Soldatinnen und Sol-
daten mit kurzen Wehrdienstzeiten (Verpflichtungszeit von weniger als vier Jahren, aber
von mindestens einem Jahr) nunmehr Anspriche auf Férderung der schulischen und be-
ruflichen Bildung eingerdumt wird, ist es sachgerecht, diesen auch Ubergangsgebiihrnisse
zu gewahren, damit sie die Qualifizierungsmal3nahmen in einem gesicherten Rahmen in
Anspruch nehmen kénnen und der Ubergang in das zivile Berufsleben finanziell abgefedert
wird.

Zu Buchstabe b

Bei der anzusetzenden Leistungsdauer der Ubergangsgebiihrnisse gelten die Erwagungen
zur Anderung des § 7 Absatz 5 SVG.

Zu Buchstabe c

Von friiheren Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit aus einer geférderten Bildungs-
mafRnahme privatwirtschaftlich erzielte Einkunfte sollen wie aus einer BildungsmalRnahme
erzieltes Verwendungseinkommen nicht mehr der Anrechnung unterliegen. Die Streichung
dient der Attraktivitatssteigerung.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine Ausnahmeregelung, die in besonderen Fallen die Moglichkeit ein-
raumt, Ubergangsgebuhrnisse zu erhalten. Damit die Verwaltung uberhaupt Uber das Vor-
liegen der Anspruchsvoraussetzungen entscheiden kann, bedarf es eines Antrags.

Zu Buchstabe e

Streichung des 2. Halbsatzes, da dieser ins Leere geht. Verwendungseinkommen wird nicht
mehr auf Ubergangsgeblhrnisse angerechnet.

Zu Nummer 11
Folgeadnderung zur Abschaffung des FWDL.
Zu Nummer 12

Um den Unterhaltsbeitrag erhalten zu kénnen, bedarf es eines Antrags des betroffenen
Personenkreises.

Zu Nummer 13

Berichtigung eines gesetzgeberischen Versehens. Wie in der Parallelvorschrift des § 6 Ab-
satz 1 Nummer 5 des Beamtenversorgungsgesetzes geht es um Zeiten im o&ffentlichen
Dienst einer zwischenstaatlichen Einrichtung.

Zu Nummer 14

Berichtigung einer fehlerhaften Verweisung.

Zu Nummer 15

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.
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Zu Buchstabe b

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Buchstabe c

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 16

Zu Buchstabe a

Klarstellung, dass der Anspruch auf laufende Unterstitzung nur Hinterbliebenen von Sol-
datinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit zusteht, nicht aber Wehrdienst nach dem WPfIG
oder Wehrdienst nach dem 4. Abschnitt des SG Leistenden.

Zu Buchstabe b

Streichung der Bedurftigkeit als Anspruchsvoraussetzung fir die laufende Unterstlitzung
von Hinterbliebenen von verstorbenen Soldatinnen und Soldaten auf Zeit. Vor dem Hinter-
grund, dass es sich bei der Unterstutzungsleistung um eine von vornherein der Héhe und
Dauer nach begrenzte Leistung handelt und sich die Hinterbliebenen nach dem Tode der
Soldatin auf Zeit oder des Soldaten auf Zeit in einer schwierigen Umbruchsituation befin-
den, bedarf es keiner weiteren Bedurftigkeitsprifung. Die Auszahlung der Leistung ohne
Prufung der Bedurftigkeit entspricht insoweit dem Firsorgegedanken.

Zu Nummer 17

Zu Buchstabe a

Redaktionelle Folgednderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Buchstabe b

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 18

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeadnderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 19

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeadnderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 20

Folgeanderung zur Streichung von § 16 Absatz 3 Satz 4 SVG.



-91 - Drucksache 441/25

Zu Nummer 21
Zu Buchstabe a

Klarstellung, dass die Erwerbsfahigkeit der Soldatin oder des Soldaten zum Zeitpunkt der
Beendigung des Dienstverhaltnisses um mindestens 50 Prozent beeintrachtigt sein muss.

Zu Buchstabe b

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL. Anpassung der Hohe
der Kompensationszahlung an die Hohe der Ausgleichszahlung des § 90 SVG. Von der
Regelung wird insbesondere auch die neue Gruppe der kurz dienenden Soldatinnen auf
Zeit und Soldaten auf Zeit erfasst. lhnen steht bei schweren Unféllen, in denen sie sich
einer Lebensgefahr ausgesetzt haben, eine hochwertige Versorgungsleistung zur Verfi-

gung.
Zu Buchstabe c

Klarstellende Einfligung einer Konkurrenzregelung bezogen auf die Ausgleichzahlung nach
§ 90 SVG.

Zu Nummer 22

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 23

Folgeanderung zur Streichung von § 16 Absatz 3 Satz 4 SVG.
Zu Nummer 24

Zu Buchstabe a

Bereinigung eines gesetzgeberischen Versehens. Die Hinzuverdienstregelungen des § 68
SVG wurden mit dem Gesetz zur weiteren Starkung der personellen Einsatzbereitschaft
und zur Anderung von Vorschriften fiir die Bundeswehr vom 27.Februar 2025
(BGBI. 2025 | Nr. 72) weitestgehend aufgehoben. Die Ubergangsregelung des § 126 nor-
miert, welche Vorschriften des SVG in welcher Fassung auf Soldatinnen auf Zeit und Sol-
daten auf Zeit anzuwenden sind, wenn diese bereits vor dem 26. Juli 2012 in das Dienst-
verhaltnis berufen wurden. Grundsatzlich gilt flr diese Personengruppe, dass das am
25. Juli 2012 geltende Versorgungsrecht anzuwenden ist. Satz 4 regelt, dass bestimmte
Vorschriften des SVG in der jeweiligen Fassung anzuwenden sind. Dazu gehort nach der
Aufhebung der Hinzuverdienstgrenzen auch § 68 SVG, da es ansonsten zur unbilligen An-
wendung der Hinzuverdienstgrenzen bei dem genannten Personenkreis kame.

Zu Buchstabe b
Redaktionelle Folgeanderung zur Anderung des § 20 Absatz 3 Satz 2 SVG.
Zu Nummer 25

Mit der Regelung wird sichergestellt, dass fur die Soldatinnen und Soldaten, die nach der
Ubergangsvorschrift des § 101 SG weiterhin in dem Status eines Freiwilligen Wehrdienst
Leistenden nach § 58b SG in der bis zum 31. Dezember 2025 geltenden Fassung verblei-
ben, die fir sie geltenden Regelungen des SVG in der bis zum 31. Dezember 2025 gelten-
den Fassung zur Anwendung kommen.
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Zu Artikel 8 (Anderung des Zivildienstgesetzes)

Zu Nummer 1

Folgeanderungen zu den Anderungen im Regelungsteil.
Zu Nummer 2

Die Wiedereinflihrung einer verpflichtenden Heranziehung zum Grundwehrdienst erfordert
ein Wiederaufleben der Méglichkeit der Heranziehung zu einem Ersatzdienst.

Zu Nummer 3

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 4

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 5

Folgeanderung zur Erweiterung von § 14c.

Zu Nummer 6

Neben der redaktionellen Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten wird geregelt, dass
der Antrag schriftlich oder zur Niederschrift zu stellen ist. Dies beinhaltet auch die Moglich-
keit einer Antragstellung insbesondere in den schriftformersetzenden elektronischen Vari-
anten nach § 3a Absatz 2 und 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Zu Nummer 7

Die Erweiterung des § 14c auf einen Bundesfreiwilligendienst ist erforderlich, weil der Bun-
desfreiwilligendienst als eigenstandiger gesetzlich geregelter Freiwilligendienst gleichbe-
rechtigt neben den gesetzlich geregelten Jugendfreiwilligendiensten steht. Hinzu kommt,
dass der Bundesfreiwilligendienst zum Ausgleich des Wegfalls des Zivildienstes im Rah-
men der Aussetzung der allgemeinen Wehrpflicht geschaffenen wurde, um die positiven
Auswirkungen des Zivildienstes auf die soziale Infrastruktur zu erhalten. Damit ist der Bun-
desfreiwilligendienst der Natur der Sache nach gleichwertig zum Zivildienst. Maligeblich ist
dies derzeit flr Falle im Anwendungsbereich von Abkommen zur Vermeidung der doppelten
Heranziehung zur Erfullung der Wehrpflicht bei Doppelstaatern.

Zu Nummer 8

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 9

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 10

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 11

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.
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Zu Nummer 12
Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.
Zu Nummer 13

Redaktionelle Anderung infolge einer Verschiebung der entsprechenden Textpassage im
Infektionsschutzgesetz.

Zu Nummer 14

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 15

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Nummer 16

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.

Zu Artikel 9 (Anderung der Unabkémmlichstellungsverordnung)

Zu Nummer 1

Anpassung des Gesetzeswortlauts an die heutigen Strukturen der Bundeswehrverwaltung.
Zu Nummer 2

Anpassung des Gesetzeswortlauts an die heutigen Strukturen der Bundeswehrverwaltung.
Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Anpassung des Gesetzeswortlauts an die heutigen Strukturen der Bundeswehrverwaltung.
Zu Buchstabe b

Anpassung des Gesetzeswortlauts an die heutigen Strukturen der Bundeswehrverwaltung.
Zu Artikel 10 (Anderung der Berufsférderungsverordnung)

Zu Nummer 1

Folgeanderung zur Anderung der §§ 34 und 35.

Zu Nummer 2

Streichung als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 3

Anpassung an die Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 4

Der Verweis auf § 7 Absatz 12 SVG dient der klarstellenden Erganzung.
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Zu Nummer 5

Mit der erstmaligen Gewahrung von Anspruchen auf Férderung der schulischen und beruf-
lichen Bildung an Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer festgesetzten Wehr-
dienstzeit von weniger als vier Jahren wird der Einstieg in das zivile Erwerbsleben verein-
facht und damit die Attraktivitdt des Wehrdienstes deutlich erhoéht. Dies tragt dem gestei-
gerten Personalbedarf der Streitkrafte Rechnung. Entsprechend werden Hochstbetrage fur
die Erstattung anfallender Kosten fir schulische und berufliche Bildung gewahrt. Die Erstat-
tungshdchstbetrage sind in der Hohe nach den bisher bestehenden Moglichkeiten der
dienstzeitbegleitenden Forderung eines Freiwilligen Wehrdienst nach § 58 b des Soldaten-
gesetzes Leistenden gestaffelt ausgebracht worden und berticksichtigen die mit einer kir-
zeren Abwesenheit vom Bildungs- und Arbeitsmarkt verkirzt notwendigen Bildungsmalf3-
nahmen.

Zu Nummer 6

Streichung der Personengruppe der Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatenge-
setzes Leistenden als Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Berichtigung einer fehlerhaften Verweisung.

Zu Buchstabe b

Berichtigung einer fehlerhaften Verweisung.

Zu Nummer 8

Zu Buchstabe a

Berichtigung einer fehlerhaften Verweisung.

Zu Buchstabe b

Berichtigung einer fehlerhaften Verweisung.

Zu Nummer 9

Mit der Regelung wird sichergestellt, dass fur die Soldatinnen und Soldaten, die nach der
Ubergangsvorschrift des § 101 SG weiterhin in dem Status eines Freiwilligen Wehrdienst
Leistenden nach § 58b SG in der bis einschlieRlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung
verbleiben, die fur sie geltenden Regelungen der BF3V in der bis einschliel3lich 31. Dezem-

ber 2025 geltenden Fassung zur Anwendung kommen.

Zu Artikel 11 (Anderung der Verordnung iiber die Fiihrung der Personalakten durch
das Bundesamt fiir den Zivildienst)

Zu Nummer 1
Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.
Zu Nummer 2

Folgeanderung zur Anderung des § 5 Absatz 2 WPfIG.
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Zu Nummer 3

Redaktionelle Anderung zur Anpassung der Begrifflichkeiten.
Zu Artikel 12 (Anderung des Bundesmeldegesetzes)

Zu Nummer 1

Da die Aufgabe der Wehrerfassung kiinftig nicht mehr durch die Meldebehérden, sondern
durch die Bundeswehr selbst im Wege des Datenabrufs wahrgenommen wird, ist es nicht
mehr erforderlich, die Tatsache, dass ein Einwohner bereits vor der Erfassung seines Jahr-
gangs erfasst worden ist, im Melderegister zu speichern.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Anderung des § 58b SG. Die Regelung uber-
nimmt im Wesentlichen den Regelungsinhalt des derzeitigen § 58c SG, jedoch ohne das
Widerspruchsrecht. Die Bezugnahme auf das Widerspruchsrecht in § 58c SG in § 36 BMG
ist daher zu streichen.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Anderung des § 58b SG und zur Streichung in
§ 36 BMG. Durch die Streichung entfallt die Grundlage fur die Verweisung in § 42 Absatz 3
Satz 3 BMG auf § 36 BMG. Der Inhalt der Verweisung ist daher auszuformulieren.

Zu Artikel 13 (Anderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes)
Zu Nummer 1
Folgeadnderungen zur Einfigung des neuen Sechsten Abschnitts.
Zu Nummer 2

Redaktionelle Anpassung der Formulierung, um starker zu verdeutlichen, dass die Voraus-
setzung des Gesellschafts- oder Unternehmenssitzes in Deutschland nur bei den Num-
mern 1a und 1b greift.

Zu Nummer 3

Redaktionelle Anpassung. Der Bundesgrenzschutz wurde mit dem Gesetz zur Umbenen-
nung des Bundesgrenzschutzes in Bundespolizei (BGBI. | 2005 S. 1818) umbenannt.

Zu Nummer 4

Der neu eingefligte Sechste Abschnitt regelt die Verarbeitung der fir die Zwecke der Durch-
fuhrung des Arbeitssicherstellungsgesetzes (ASG) erforderlichen Daten. Bei Sozialdaten-
verarbeitungen im Rahmen des ASG gilt das Zehnte Kapitel des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB X). Soweit die Agenturen fir Arbeit Sozialdaten fir die Arbeitsvermittlung
erhoben haben, dirfen sie daher diese Daten auch zur Erfillung ihrer Aufgaben nach dem
ASG speichern, verandern oder nutzen bzw. die erforderlichen Sozialdaten erstmals erhe-
ben oder Ubermitteln; vgl. § 67¢c Absatz 2 Nummer 1, § 67a Absatz 1, § 69 Absatz 1 Num-
mer 1 jeweils in Verbindung mit § 67 Absatz 3 Nummer 4 zweite Alternative SGB X.
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Zu § 31a (Datenuibermittlung von den Meldebehorden)

§ 31a schafft die erforderliche Rechtsgrundlage fir die Ubermittlung im Einzelnen bestimm-
ter, flr die Durchflihnrung des ASG notwendiger Meldedaten von den Meldebehdrden im
Sinne von § 1 BMG an die Bundesagentur fir Arbeit.

Absatz 1 ermdglicht die fiir die Zwecke des § 2 Nummer 2 ASG erforderliche Ubermittlung
der Daten von Wehrpflichtigen. Diese ist zulassig in den Fallen von § 3 Satz 1 und 2 ASG,
eine vorherige Datentbermittlung ist nur in den Fallen des Absatzes 3 gestattet.

Absatz 1 und der neue § 15d WPfIG erganzen sich zu einer zweistufigen Datenlbermitt-
lung, die im Anwendungsfall des ASG die schnellstmdgliche Handlungsfahigkeit der Bun-
desagentur fiir Arbeit sicherstellen soll. Absatz 1 ist erforderlich, um die Daten aller Wehr-
pflichtigen unabhangig davon, ob sie auch von der Wehrverwaltung abgerufen werden, zu
bekommen und zudem unverzlglich Uber die Daten zu verfigen. Daneben erméglicht die
Datenubermittlung nach § 15d WPfIG die Erlangung zuséatzlicher Angaben, die fur die An-
wendung des ASG malgeblich sind.

Zugleich wird dem Grundsatz der Datensparsamkeit dadurch Rechnung getragen, dass le-
diglich ein auf das zur eindeutigen Identifikation einer Person erforderliche Maf} beschrank-
ter Meldedatensatz der jeweiligen Personengruppe (Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 5)
Ubermittelt wird. Durch die Ubereinstimmung des Katalogs mit § 15d Absatz 1 Nummern 1
bis 5 WPfIG wird eine mdglichst eindeutige Zuordnung ermdglicht, um die Daten der Per-
sonen mit den zusatzlich nach § 15d Absatz 1 WPfIG Ubermittelten Daten zu ergénzen.

Absatz 2 ermdglicht die fir die Zwecke des § 2 Nummer 3 ASG erforderliche Ubermittlung
der Daten von Frauen. Diese ist im Fall des § 3 Satz 1 ASG mdoglich, eine Ausnahme hier-
von ist in Absatz 3 geregelt.

Um eine schnelle und passgenaue Datenlbermittiung zu ermdéglichen und eine Vorratsda-
tenspeicherung zu verhindern, soll die Datentibermittlung nach Absatz 1 und 2 primar Uber
einen Datenabruf der Bundesagentur fir Arbeit bei den Meldebehdrden erfolgen.

Absatz 3 verlagert den Zeitpunkt der Datenlbermittlung fir einen abschlielenden Katalog
eng begrenzter Anwendungsfalle auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Rechtsverord-
nung nach § 2a Absatz 1 WPfIG vor. Hierdurch wird es der Bundesagentur flr Arbeit er-
mdglicht, sich bereits zum Zeitpunkt einer sich zuspitzenden, verteidigungspolitischen
Lage, die einen schnellen Aufwuchs der Streitkrafte zwingend erfordert, gezielt auf die Vor-
nahme von Verpflichtungen nach § 2 ASG vorzubereiten sowie diejenigen MaRnahmen des
ASG, die bereits vor Eintritt der Voraussetzungen des § 3 ASG mdoglich sind, vorzunehmen.

Sollte ein automatisierter Abruf der Meldedaten nicht méglich sein, gewahrleistet Absatz 4
als nachrangiges Verfahren eine elektronische Datentbermittlung. Die Ursache der Un-
moglichkeit spielt dabei keine Rolle, sie kann technischer, rechtlicher oder sonstiger Natur
sein. Sollte auch eine elektronische Datenlbermittlung nicht mdglich sein, richtet sich das
Verfahren nach § 34 Absatz 2 Satz 5 BMG.

Zu § 31b (Dateniibermittlung durch die Jobcenter; Verordnungsermachtigung)

§ 6 Absatz 1 der Verordnung uber die Feststellung und Deckung des Arbeitskraftebedarfs
nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz (ArbSV) sieht vor, den Arbeitskraftebedarf im An-
wendungsfall des ASG vorrangig durch Verpflichtung nicht erwerbstatiger Personen zu de-
cken. Aufgrund der Organisationsstruktur der Jobcenter kann die Bundesagentur flir Arbeit
allerdings auf die Daten der Jobcenter nicht ohne Weiteres selbst zugreifen. § 31b ASG
verpflichtet daher die Jobcenter zur Ubermittlung der diesen vorliegenden, fir die Zwecke
des ASG erforderlichen Daten an die Bundesagentur fir Arbeit. Die Berechtigung der Bun-
desagentur fur Arbeit zur Verarbeitung dieser Daten ergibt sich bereits aus § 67b Absatz 1
Satz 1i.V.m. § 67 Absatz 3 Nummer 4 zweite Alternative SGB X. Die Konkretisierung der
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zu ubermittelnden Daten erfolgt mittels einer Rechtsverordnung, die vor dem Hintergrund
der Wesentlichkeitslehre der Zustimmung des Bundestages und des Bundesrates bedarf.

Zu § 31c (Zweck der Verarbeitung und Léschung der Daten)

Der neu eingefligte § 31c ASG tragt datenschutzrechtlichen Vorgaben Rechnung und stellt
sicher, dass die Verarbeitung der Daten einer klar bestimmten Zweckbindung unterliegt und
personenbezogene Daten nicht langer als unbedingt erforderlich gespeichert werden.

Zu Nummer 5
Folgeanderung zur Einfigung des neuen Sechsten Abschnitts.
Zu Nummer 6

Bereits im geltenden Recht ist fir die Zustimmung zu einer Kiindigung nach § 7 Absatz 1
anstelle der Agentur flr Arbeit eine vom Bundesministerium der Verteidigung durch Rechts-
verordnung bestimmte Stelle zusténdig. Diese Aufgaben werden nach der Verordnung zur
Ubertragung von Zusténdigkeiten nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz auf Dienststellen
im Geschaftsbereich des Bundesministers der Verteidigung teilweise von der personalbe-
arbeitenden Dienststelle, die fur die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses zustandig ist, und
teilweise durch das Bundesamt fir das Personalmanagement der Bundeswehr wahrge-
nommen (im Folgenden gemeinsam als ,die Bundeswehr” bezeichnet). Kinftig soll die Bun-
deswehr diese Aufgaben auch bei Beschaftigten verblindeter Streitkrafte wahrnehmen. Mit
dem Gesetz zur weiteren Starkung der personellen Einsatzbereitschaft und zur Anderung
von Vorschriften flr die Bundeswehr wurden zudem neue Regelungen in § 4 Absatz 1
Satz 1 Nummer 1a und 1b geschaffen, die den Anwendungsbereich des ASG um mehrheit-
lich im Eigentum des Bundes befindliche Gesellschaften, soweit sie zur Versorgung der
Bundeswehr und der verblndeten Streitkrafte dienen, und sonstige Unternehmen, soweit
deren Leistungserbringung im Rahmen von Vertragsverhaltnissen zur Versorgung der Bun-
deswehr und der verbindeten Streitkrafte erforderlich ist, erweitert haben. Auch in diesen
Fallen soll anstelle der Agentur fiir Arbeit nunmehr die in der oben genannten Rechtsver-
ordnung genannte Stelle zustandig sein. Dies ist in Anbetracht einer entsprechenden Sach-
nahe sowie zusatzlich bei § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a einer personellen Nahe der Bun-
deswehr sachgerecht.

Zu Artikel 14 (Anderung der Ersten Bundesmeldedateniibermittiungsverordnung)

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Streichung des § 3 Absatz 2 Nummer 11 BMG.
Da die Tatsache, dass ein Einwohner bereits vor der Erfassung seines Jahrganges erfasst
worden ist, im Melderegister nicht mehr gespeichert wird, kann auch das entsprechende
Datenblatt 3101 im Datensatz fur das Meldewesen entfallen und muss nicht mehr bei der
Auswertung der Rickmeldung von der Wegzugsmeldebehoérde an die Zuzugsmeldebe-
hoérde Ubermittelt werden.

Zu Artikel 15 (Anderung der Zweiten Bundesmeldedateniibermittiungsverordnung)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeanderung: Der Regelungsinhalt des § 58c SG ist nach § 58b
verschoben worden. AuRerdem erfolgt eine sprachliche Anpassung an § 58b Absatz 2 SG
bezlglich des Inhalts des Informationsmaterials.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeanderung: Das Widerspruchsrecht wird in § 58b SG gestri-
chen; es ist daher auch aus der 2. BMeldDUV zu streichen.
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Zu Artikel 16 (Anderung der Bundesmeldedatendigitalisierungsverordnung)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Streichung des § 3 Absatz 2 Nummer 11 BMG.
Da die Tatsache, dass ein Einwohner bereits vor der Erfassung seines Jahrganges erfasst
worden ist, im Melderegister nicht mehr gespeichert wird, kann auch das entsprechende
Datenblatt 3101 im Datensatz fur das Meldewesen entfallen. Es ist daher auch nicht mehr
im Wege der Selbstauskunft abrufbar.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um eine Folgeanderung zu der Streichung des § 36 Absatz 2 BMG.
Zu Artikel 17 (Wehrpflichtsoldgesetz)

Das Wehrpflichtsoldgesetz regelt die Geld- und Sachbezuge der Wehrpflichtigen. Zur An-
wendung der Wehrpflicht kann es neben dem Spannungs- oder Verteidigungsfall auch dann
kommen, wenn die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundestages nach § 2a WPfIG
eine Rechtsverordnung erlasst, um Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst einzuberufen. Ins-
besondere, wenn die verteidigungspolitische Lage einen schnellen Aufwuchs der Streit-
krafte zwingend erfordert, der auf freiwilliger Grundlage nicht erreichbar ist.

Der Gedanke der freiwilligen Dienste, die durch ihre Leistungen fur sich sprechen missen,
um potentielle Soldatinnen und Soldaten gewinnen zu kénnen, liegt dem Wehrpflichtsold-
gesetz fern. Der Wehrpflichtige wird durch die Leistungen nach diesem Gesetz, namlich die
unentgeltlichen Sachbezlige (truppenarztliche Versorgung, Gemeinschaftsunterkunft, Ge-
meinschaftsverpflegung sowie Dienstkleidung und Ausristung) grundsatzlich umfassend
ausgestattet. Es verbleiben steuerfreie Geldbezlige, denen im Ausgangspunkt mit dem
Wehrpflichtsoldgrundbetrag ein Taschengeldcharakter anhaftet.

Zu Abschnitt 1 (Allgemeine Vorschriften)

Zu § 1 (Anwendungsbereich)

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt den persénlichen Anwendungsbereich des Gesetzes. Das Gesetz qilt fir
Soldaten, die nach § 5 WPfIG Grundwehrdienst leisten und nach § 6a WPfIG diesen frei-
willig verlangern.

Zu Absatz 2

Absatz 2 benennt die Geldbezuge.

Zu Absatz 3

Absatz 3 benennt die Sachbeziige.

Zu § 2 (Anspruch auf Wehrpflichtsold)

§ 2 regelt den Beginn und das Ende des Anspruchs auf Wehrpflichtsold. Anspruch auf

Wehrpflichtsold besteht fir die tatsachliche Dauer eines Wehrdienstverhaltnisses nach
MalRgabe von § 1 dieses Gesetzes.
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Zu § 3 (Anwendung von Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes)
Zu Absatz 1

Absatz 1 bestimmt die entsprechende Anwendung allgemeiner Vorschriften des BBesG.
Die Vorschrift regelt die administrative Abwicklung wehrpflichtsoldrechtlicher Anspriiche
und fuhrt im Ergebnis zu einer Vereinheitlichung des Verwaltungshandelns im Bereich der
Personalabrechnung.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Zuordnung der Wehrpflichtsoldgruppen zu Besoldungsgruppen, um eine
sachgerechte analoge Anwendung der besoldungsrechtlichen Vorschriften zu gewahrleis-
ten, sofern das Wehrpflichtsoldgesetz auf solche Bezug nimmt.

Zu Abschnitt 2 (Geldbeziige)
Zu § 4 (Wehrpflichtsoldgrundbetrag, Kinderzuschlag)
Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt einen monatlichen Wehrpflichtsoldgrundbetrag. Damit wird die fur diesen
Personenkreis bis zum Aussetzen der Wehrpflicht geltende Aufteilung der nach Tagessat-
zen bemessenen Geldbezige in einen steuerfreien Wehrsoldgrundbetrag und einen steu-
erpflichtigen Wehrdienstzuschlag zugunsten eines dienstgradbezogenen steuerfreien Mo-
natsbetrages aufgegeben. Die in den Dienstgraden unterschiedlich bemessenen Steige-
rungsbetrage geben gleichzeitig einen finanziellen Anreiz, sich fir mehr als zwolf Monate
Dienstzeit freiwillig zu verpflichten.

Zu Absatz 2
Ubernahme der entsprechenden Regelung aus dem WSG.
Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt den Anspruch auf einen doppelten Wehrpflichtsoldgrundbetrag bei einer
allgemeinen Verwendung im Ausland im Sinne des § 52 Absatz 1 Satz 1 BBesG.

Zu § 5 (Erstattung der Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung fiir
Angehorige)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu § 6 (Anpassung des Wehrpflichtsolds)

Die Geldleistungen nach § 4 werden kunftig im gleichen Umfang erh6ht oder verringert, wie
sich jeweils die Besoldung im Fall einer Besoldungsanpassung nach § 14 des Bundesbe-
soldungsgesetzes andert. Die Bekanntmachungserlaubnis nach Satz 2 dient der Vereinfa-
chung und Beschleunigung.

Zu § 7 (Entlassungsgeld)

Zu Absatz 1

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG. Das Entlassungsgeld dient

der finanziellen Abfederung bei Ruckkehr in das zivile Erwerbsleben oder bei Beginn einer
Berufsausbildung.
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Zu Absatz 2

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG. Das Entlassungsgeld wird
abweichend vom Wehrpflichtsoldgrundbetrag nicht monatlich im Voraus, sondern zum
nachstmdglichen Termin bei der Entlassung gezahlt.

Zu Absatz 3

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu Absatz 4

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG. Abweichend wird die Rege-
lung in § 8 Absatz4 Nummer 4 WSG nicht idbernommen, da diese aufgrund des hohen
Verwaltungsaufwandes entfallen soll.

Zu § 8 (Vergitung fiir herausgehobene Funktionen)

Zu Absatz 1

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu Absatz 2

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG. Vor dem Hintergrund der
Steuerfreiheit der Beziige der Wehrpflichtigen ist es angemessen, diese Vergutung betrags-
maRig auf 70 Prozent der Betrage nach dem BBesG zu begrenzen.

Zu § 9 (Vergiitung fiir besondere Erschwernisse)

Zu Absatz 1

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu Absatz 2

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem USG.

Zu § 10 (Vergiitung fiir besondere zeitliche Belastungen)

Zu Absatz 1

Angesichts des gleichen Verwendungsspektrums derjenigen, die Wehrdienst nach den
§§ 5 und 6a WPTIG leisten, ist es sachgerecht, diesem Personenkreis die gleichen Vergu-
tungen zur zeitlichen Belastung zu gewahren, wie sie Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf
Zeit fur entsprechende Dienste nach den §§ 50 bis 50b und 50d BBesG gewahrt werden.
Zu Absatz 2

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG. Vor dem Hintergrund der
Steuerfreiheit der Beziige der Wehrpflichtigen ist es angemessen, diese Vergltung betrags-
mafig auf 70 Prozent der Betrage nach dem BBesG zu begrenzen.

Zu § 11 (Auslandsverwendungszuschlag)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen des § 12 WSG in der Fassung des Artikels 5
Nummer 8.
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Zu § 12 (Kaufkraftausgleich)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu § 13 (Wehrdienstzuschlag)

Zu Absatz 1

Ziel des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes ist es, Anreize zu schaffen, um die politi-
schen Vorgaben zum Umfang der Streitkrafte durch den Einsatz aller Wehrdienstverhalt-
nisse zu erreichen. Es ist daher sachgerecht, im Rahmen der Wehrpflicht monetare Anreize
zur freiwilligen Verlangerung des Grundwehrdienstes zu schaffen. Dies kdnnte von beson-
derer Bedeutung sein, um auch aus der Gruppe derjenigen, die freiwillig ihren Grundwehr-
dienst verlangern, militarisches Personal auch fir besondere Auslandsverwendungen zu
gewinnen.

Zu Absatz 2

Regelt den Zeitpunkt der Auszahlung.

Zu § 14 (Verpflichtungszuschlag)

Zu Absatz 1

Ziel des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes ist es, Anreize zu schaffen, um die politi-
schen Vorgaben zum Umfang der Streitkrafte zu erreichen. Das Dienstverhaltnis eines Sol-
daten auf Zeit tragt hierzu besonders bei. Daher soll mit dem Verpflichtungszuschlag ein
monetarer Anreiz geschaffen werden, innerhalb der ersten sechs Monate des Wehrdiens-
tes in das Dienstverhaltnis eines Soldaten auf Zeit zu wechseln, sofern der Soldat sich auf
insgesamt vier Jahre Wehrdienst verpflichtet.

Zu Absatz 2

Absatz 2 legt die Anspruchsvoraussetzungen zur Gewahrung eines Verpflichtungszu-
schlags und die Hohe des Verpflichtungszuschlags fest.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt den Auszahlungszeitpunkt des Verpflichtungszuschlags.
Zu Abschnitt 3 (Sachbeziige)

Zu § 15 (Unterkunft)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu § 16 (Dienstkleidung und Ausriistung)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu § 17 (Heilfiirsorge)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG.

Zu § 18 (Verpflegung, Verpflegungsgeld)

Ubernahme der entsprechenden Regelungen aus dem WSG in der Fassung vor Ausset-
zung der Wehrpflicht.
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Zu Artikel 18 (Anderung des Einkommensteuergesetzes)
Zu Nummer 1

Da die Gewahrung des Zuschusses zum Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B steuerfrei
erfolgen soll, wird dessen Steuerfreiheit im Einkommensteuergesetz festgeschrieben.

Zu Nummer 2

Nach der geltenden Regelung in § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 b) des Einkommensteu-
ergesetzes wird ein Kind, welches das 18. Lebensjahr vollendet hat u.a. dann berticksich-
tigt, wenn es sich in einer Ubergangszeit von héchstens vier Monaten befindet, die zwi-
schen einem Ausbildungsabschnitt und der Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zivil-
dienstes oder der Ableistung des Freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b SG befindet.

Der bis zu 23 Monate dauernde freiwillige Wehrdienst nach § 58b SG soll kinftig entfallen
und zur Steigerung der Attraktivitat soll ein kiirzerer Wehrdienst im Status eines SaZ nach
§ 1 Absatz 2 Satz 2 SG geleistet werden kénnen.

Zu Artikel 19 (Anderung des Bundesbesoldungsgesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Die Bearbeitung der Festsetzung einer Erfahrungsstufe bei Soldatinnen und Soldaten kann
mehrere Monate dauern. Einfluss auf den Zeitpunkt der Festsetzung einer Erfahrungsstufe
nehmen hierbei der Eingang der Akte des Bewerbers/der Bewerberin, der Inhalt der Akte —
Umfang der durch die Bewerberin / den Bewerber vorgelegten Nachweise zum bisherigen
Lebenslauf — und der notwendigen Mitwirkung des Bewerbers/der Bewerberin nach Fest-
setzung der vorlaufigen Erfahrungsstufe auf Grundlage der sich aus der Akte des Bewer-
bers/der Bewerberin ergebenen Daten. Die Festsetzung der endgultigen Erfahrungsstufe
kann daher insbesondere bei befristeten Dienstverhaltnissen von weniger als zwdlf Mona-
ten teilweise erst nach der Entlassung erfolgen. Die Kenntnisnahme des Festsetzungsbe-
scheides ist durch die Soldatin/den Soldaten durch Empfangsbekenntnis zu bestatigen. Erst
nach Eingang der Bestatigung kann die Nachberechnung angesto3en werden. Daruber
hinaus kann die Soldatin/der Soldat Nachweise nachreichen und gegen den Festsetzungs-
bescheid Beschwerde einlegen, was ggf. in einem Klageverfahren endet. Der Zweck des
befristeten Dienstverhaltnisses wirde dem mit der Festsetzung einer Erfahrungsstufe nach
§ 28 BBesG verbundenen Verwaltungsaufwand entgegenstehen. Zur Bewaltigung des Auf-
wandes ist ein hdherer Personalumfang bei den mit der Festsetzung befassten Stellen not-
wendig, was wiederum zu héheren Personalkosten fiihrt. Daher werden Soldatinnen auf
Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer Dienstzeit von weniger als zwei Jahren kinftig pauschal
der Stufe 1 zugeordnet. Eine Prifung der Anwendung von § 28 BBesG erfolgt nicht.

Zu Buchstabe b

Bis zur Einfuhrung eines kurzzeitigen Wehrdienstes fur Soldatinnen auf Zeit und Soldaten
auf Zeit galt, dass die Soldatin oder der Soldat sich flir mindestens zwei Jahre verpflichten
musste. Die Festsetzung einer Erfahrungsstufe wurde bei diesen Soldatinnen und Soldaten
gemal den §§ 27 und 28 BBesG vorgenommen. Sofern die Dienstzeit auf mindestens zwei
Jahre verlangert wird, ist von Amts wegen eine Festsetzung der Erfahrungsstufe durchzu-
fuhren, bei der auch Zeiten nach § 28 BBesG anerkannt werden. Die Vermeidung eines
unverhaltnismaRigen Verwaltungsaufwand bei unter zwei Jahren Dienenden sollte nicht zur
finanziellen Schlechterstellung von Soldatinnen und Soldaten fihren, die sich wahrend des
kurzzeitigen Wehrdienstes flr eine Verlangerung entscheiden. Die Entscheidung, langer
Wehrdienst zu leisten, unterstitzt den personellen Aufwuchs des militdrischen Personalké-
pers und dient insbesondere dazu, die Landes- und Bundnisverteidigung sicherzustellen.
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Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Mit dem Besoldungsstrukturmodernisierungsgesetz vom 9. Dezember 2019 (BGBI. I.
Nr. 46) wurde die Hohe der Pramie letztmalig angepasst. Grundsatzlich haben sich die Pra-
mien flr Spezialkrafte der Bundeswehr gemal § 43a BBesG bewahrt, aber die aktuelle
sicherheitspolitische Lage erfordert es, diese an die gesteigerten Anforderungen an das zu
gewinnende Personal anzupassen. Die Pramienerhdhung soll insbesondere fir jlingere
Menschen zusatzliche Anreize schaffen, sich fir den Dienst in den Spezialkraften zu be-
werben und wahrend der Ausbildung dauerhaft Hochstleistung zu erbringen.

Das Abstellen auf bestandene Auswahlverfahren ab dem 1. April 2008 ist aufgrund des
Zeitablaufs entbehrlich.

Zu Buchstabe b

Die Reduzierung der Pramie nach § 43a Absatz 3 BBesG, die nach erfolgreichem Ab-
schluss der Basisausbildung fir eine Mindestverwendungszeit bei den Spezialkraften ge-
wahrt wird, steht im Zusammenhang mit der jetzt vorgesehenen Staffelung der Pramie nach
Absatz 4. Hiermit soll ein klarer Anreiz gesetzt werden, uber die Mindestverwendungszeit
von sechs Jahren hinaus fur die Einsatzaufgaben der Spezialkrafte zur Verfligung zu ste-
hen.

Zu Buchstabe ¢

Die Gewahrung einer jahrlichen Pramie an Soldatinnen und Soldaten, die sich fur Einsatz-
aufgaben der Spezialkrafte zur Verfligung halten, ist notwendig, um die mit der Verwendung
fur Einsatzaufgaben in den Spezialkraften verbundenen hdheren physischen und psychi-
schen Belastungen im Gegensatz zum allgemeinen Truppendienst — insbesondere mit stei-
gendem Alter — zu wirdigen. Durch eine gestaffelte Pramie mit steigender Héhe in Abhan-
gigkeit zur Verwendungsdauer soll, in Verbindung mit der abgesenkten Pramie nach Ab-
satz 3, darlber hinaus ein starker Anreiz flr eine langfristige Personalbindung geschaffen
werden.

Zu Artikel 20 (Folgeanderungen)

Zu Absatz 1

Folgeadnderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Absatz 2

Folgeanderung zur Abschaffung des FWDL.

Zu Absatz 3

Folgeanderungen zur Einfuhrung des Wehrpflichtsoldgesetzes, das fur Grundwehrdienst-
leistende und diejenigen, die den Grundwehrdienst freiwillig verlangern, die Zahlung von
Wehrpflichtsold vorsieht.

Zu Absatz 4

Folgeanderung zur Einfuhrung des Wehrpflichtsoldgesetzes, das fur Grundwehrdienstleis-

tende und diejenigen, die den Grundwehrdienst freiwillig verlangern, die Zahlung von Wehr-
pflichtsold vorsieht.
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Zu Absatz 5

Nach der geltenden Regelung in § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b des Bundes-
kindergeldgesetzes wird ein Kind, welches das 18. Lebensjahr vollendet hat, u.a. dann be-
riicksichtigt, wenn es sich in einer Ubergangszeit von héchstens vier Monaten befindet, die
zwischen einem Ausbildungsabschnitt und der Ableistung des gesetzlichen Wehr- oder Zi-
vildienstes oder der Ableistung des Freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b SG liegt.

Der bis zu 23 Monate dauernde freiwillige Wehrdienst nach § 58b SG soll kiinftig entfallen.
Zur Steigerung der Attraktivitat soll kinftig ein kirzerer Wehrdienst im Status eines SaZ
nach § 1 Absatz 2 Satz 2 SG geleistet werden kdnnen. Die Anpassung tragt der Einfihrung
diesen neuen Wehrdienstes Rechnung.

Zu Absatz 6

Die Folgeanderung in § 2b Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 des Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetzes ist wegen der Anderung im Wehrpflichtgesetz notwendig.

Zu den Abséatzen 7 bis 9

Die Folgeanderungen im Dritten, Funften und Elften Buch Sozialgesetzbuch sind durch die
Anderung des § 58b SG erforderlich.

Soweit Vorschriften im Sozialgesetzbuch allgemein auf den Wehrdienst Bezug nehmen,
bleiben sie auch auf Soldatinnen und Soldaten anwendbar, die nach der Ubergangsvor-
schrift des § 101 SG weiterhin in dem Status eines Freiwilligen Wehrdienst Leistenden nach
§ 58b SG in der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2025 geltenden Fassung verbleiben.

Anstelle eines freiwilligen Wehrdienstes nach § 58b SG kdnnen junge Menschen kinftig als
Soldat auf Zeit einen freiwilligen (vgl. § 1 Absatz 2 Satz 2 des Soldatengesetzes) Wehr-
dienst leisten. Auch kiinftig sollen diese Personen, wenn sie eine Schul- oder Berufsausbil-
dung durch diesen Dienst unterbrechen, die Méglichkeit haben, eine Familienversicherung
in der gesetzlichen Krankenversicherung und der sozialen Pflegeversicherung tber das 25.
Lebensjahr hinaus um bis zu 12 Monate zu verlangern (§ 10 Absatz 2 Nummer 3 des Finf-
ten Buches Sozialgesetzbuch und § 25 Absatz 2 Nummer 3 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch).

Zudem werden die Anderungen im WPfIG im Finften Buch Sozialgesetzbuch nachvollzo-
gen (neue Nummerierung des bisherigen § 6b WPfIG und Streichung der Hilfeleistung im
Innern).

Zu Absatz 10

Nach der bisher geltenden Regelung in § 4 Absatz 2 Satz der Bundesbeihilfeverordnung
sind Kinder einer beihilfeberechtigten Person, die sich nach Vollendung des 25. Lebensjah-
res noch in Schul- oder Berufsausbildung befinden, weiter bericksichtigungsfahig, wenn
die Ausbildung u.a. durch einen Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b SG unterbrochen oder
verzogert worden ist.

Der bis zu 23 Monate dauernde freiwillige Wehrdienst nach § 58b SG soll kunftig entfallen.
Zur Steigerung der Attraktivitat soll kinftig ein kirzerer Wehrdienst im Status eines SaZ
nach § 1 Absatz 2 Satz 2 SG geleistet werden kdnnen. Die Verzégerung der Ausbildung in
diesem neuen Wehrdienst entspricht jener des wegfallenden Wehrdienstes nach § 58b SG.
Ferner kann sich die Ausbildung durch einen Wehrdienst nach dem WPfIG verzdgern, zu
dem Wehrpflichtige kinftig auch aufgrund einer Rechtsverordnung der Bundesregierung
nach § 2a WPfIG herangezogen werden konnen. Die damit einhergehende Verzogerung
einer Ausbildung soll wie bei dem bisherigen Freiwilligen Wehrdienst nach § 58b SG
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unschadlich fur die Beihilfeberechtigung sein. Eine Streichung des § 58b SG erfolgt mit
Blick auf frihere und bestehende Wehrdienstverhaltnisse nach § 58b SG nicht.

Zu Absatz 11

Mit der Anderung der Anlage 1 des USG muss die Mindestleistungsanpassungsverordnung
vom 11. April 2024 (BGBI. 2024 | Nr. 127) auler Kraft treten.

Zu Artikel 21 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Absatz 1 enthalt die Inkrafttretensregelung zum 1. Januar 2026. Ein verzogertes oder auf
die Zukunft gerichtetes Inkrafttreten wirde die Zielsetzungen des Gesetzes bremsen, ei-
nerseits die Wehrerfassung zu modernisieren, zum anderen aktiv an die Wehrpflichtigen
mit der Pflicht zur Abgabe einer Bereitschaftserklarung heranzutreten sowie Musterungen
durchzufiihren und nach dem Inkrafttreten einer entsprechenden Rechtsverordnung der
Bundesregierung Einberufungen zum Grundwehrdienst zu erméglichen.

Zu Absatz 2

Durch das riickwirkende Inkrafttreten der Anderung des WSG mit Wirkung zum 1. Januar
2024 wird eine Regelungsliicke geschlossen, die sich aus der konstitutiven Neufassung
des WSG ergeben hat.

Zu Absatz 3

Es handelt sich bei den rickwirkend zum 1. Januar 2025 in Kraft tretenden Regelungen um
attraktivitatssteigernde, versorgungsrechtliche Korrekturen im Nachgang zum Gesetz zur
weiteren Starkung der personellen Einsatzbereitschaft und zur Anderung von Vorschriften
fur die Bundeswehr.
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Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes - Wehrdienst-Modernisie-

rungsgesetz (NKR-Nr. 7750, BMVg)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis gepriift:

L. Zusammenfassung

Biirgerinnen und Biirger

Jahrlicher Zeitaufwand:

Dargestellt: rund 1,3 Mio. Stunden (33,1 Mio.

Jahrlicher Erfillungsaufwand:

Einmaliger Erfillungsaufwand:

Euro)
Wirtschaft keine Auswirkungen
Verwaltung
Bund

Dargestellt: rund 58 Mio. Euro
Dargestellt: rund 54,6 Mio. Euro

Ziele Das Ressort hat die Ziele des Vorhabens wie
folgt beschrieben:
o Verbesserung des Lagebildes tiber den
Personalumfang der Wehrpflichtigen
e Gewinnung von mehr Freiwilligen mit
einem attraktiveren Wehrdienst
Alternativen Das Ressort hat keine Alternativen darge-

stellt.
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Evaluierung Das Ressort hat ohne Angaben von Griinden
auf eine Evaluierung verzichtet.

Nutzen des Vorhabens Das Ressort hat den Nutzen des Vorhabens
im Vorblatt des Regelungsentwurfs wie
folgt beschrieben:

Nachhaltige Verbesserung der Fihigkeiten
zur gesamtstaatlichen Verteidigung

Digitaltauglichkeit (Digitalcheck) Das Ressort hat Moglichkeiten zum digita-
len Vollzug der Neuregelung (Digitaltaug-
lichkeit) gepriift und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis
durchgefiihrt.

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) hat im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags zu
beanstanden, dass die Regelungsfolgen unvollstindig und teilweise nicht nachvollzieh-
bar dargestellt sind. Der NKR weist darauf hin, dass es im Sinne Besserer Rechtsetzung er-
forderlich ist, bereits bei Erlass eines Gesetzes die Auswirkungen und Folgekosten zum
Zeitpunkt der Entscheidung zu kennen. Dies betrifft hier im Besonderen zum einen den
erforderlichen Aufbau der Wehrersatzorganisation und zum anderen auch den Fall der
verankerten Moéglichkeit zur Einfiihrung der Wehrpflicht. Da dieser Aufwand nicht darge-
stellt ist, liefert der Entwurf den politischen Entscheidern kein realititsnahes Bild der Re-
gelungsfolgen. Dies ist umso mehr zu kritisieren, als der Entwurf keine klaren Regeln de-
finiert, ab wann nicht ,genug“ Freiwillige gewonnen werden konnten und damit die
Wehrpflicht wieder eingefiihrt werden soll. Um den Anforderungen guter Rechtsetzung
zumindest ansatzweise nachzukommen, empfiehlt der NKR, bis zur Beschlussfassung im

Parlament Transparenz iiber die Gesetzesfolgen herzustellen.

Fir den NKR ist keineswegs nachvollziehbar, dass das Regelungsvorhaben als alternativ-
los dargestellt wird, insbesondere da es nach Kenntnisstand des NKR und der Stakeholder
Alternativen gibt. Der NKR macht in dieser Stellungnahme einen Vorschlag fiir eine auf-

wandsirmere Umsetzung.

Der NKR hat weiterhin zu beanstanden, dass keine Evaluierung vorgesehen ist. Aufgrund

der erheblichen Auswirkungen des Vorhabens wird eine zeitnahe Evaluierung empfohlen.

Der NKR beanstandet auferdem die sehr kurze Frist von sieben Arbeitstagen, die Lindern
und Verbédnden fiir die Abgabe ihrer Stellungnahmen eingerdumt wurde. Angesichts des
erheblichen Umfangs und der Auswirkungen des Regelungsvorhabens wére es im Sinne
guter Rechtsetzung zwingend erforderlich gewesen, die Stellungnahmen der Verbande
einer grindlichen Priifung und ggf. 6ffentlichen Diskussion zu unterziehen, auch um

moglicherweise kostengiinstigere Regelungsalternativen zu finden.
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IL. Regelungsvorhaben

Mit dem Vorhaben sollen das Lagebild tiber den Personalumfang der Wehrpflichtigen verbessert,
mehr Freiwillige gewonnen und die Méglichkeit geschaffen werden, durch Rechtsverordnung
und mit Zustimmung des Bundestages auch auf3erhalb des Spannungs- und Verteidigungsfalls
eine Verpflichtung zum Grundwehrdienst einzufiihren. Dazu sieht der Entwurf folgende Maf}-

nahmen vor:

e Einfihrung einer verpflichtenden Bereitschaftserkldrung

¢ Einfihrung einer verpflichtenden Musterung ab dem 1. Juli 2027

I11. Bewertung

II1.1. Erfiallungsaufwand

Die Darstellung des Erfiillungsaufwands ist unvollstindig. So wurde der Aufwand zahlreicher
Vorgaben nicht quantifiziert: z. B. fehlen Quantifizierungen zum im Entwurf genannten Auf-
wand fiir den Aufbau der Strukturen und Wehrersatzorganisation zur Durchfithrung von Mus-
terungen ab 1. Juli 2027 fiir die Bundesverwaltung. Weiterhin wurde notwendiger Schulungsauf-
wand in der Bundesverwaltung nicht ermittelt.! Zudem werden die Wegezeiten bei der Vorgabe
zur Musterung erwahnt, aber nicht quantifiziert. Ebenso verhilt es sich mit den Vorgaben zum
Zuschuss zum Fiihrerscheinerwerb und der Bearbeitung von Antrigen auf Kriegsdienstver-
weigerung. Auch Be- und Entlastungen infolge der Umstellung von Freiwilligen Wehrdienst
Leistenden (FWDL) zu Soldatinnen und Soldaten auf Zeit (SaZ) werden genannt, aber nicht

quantifiziert.

Fiir eine Bessere Rechtsetzung ist es weiterhin erforderlich, die Auswirkungen und Folgekosten
aller Regelungen, insbesondere den Erfiillungsaufwand, schon zum Zeitpunkt der Entscheidung
zu kennen. Dies betrifft hier auch den Fall, wenn von der mit vorliegendem Gesetz verankerten
Moglichkeit zur Einfithrung der Verpflichtung zum Grundwehrdienst Gebrauch gemacht wird.
Geeignete Studien fiir eine Kostenfolgenabschitzung liegen dazu vor.2 Die Neuregelung betont
sogar, dass auch ohne Sicherheit dariiber, ob die verpflichtende Heranziehung wieder eingefiihrt
wird, notwendige militirische und administrative Strukturen jetzt schon dafiir etabliert wer-
den sollen. Auch dieser Aufwand ist nicht dargestellt. Als Anhalt liefRe sich bereits zugrunde le-

gen, dass im Jahr 2012 rund 50 Kreiswehrersatzdmter mit rund 4 000 Dienstposten abgeschafft

1 Verband der Beamten und Beschiftigten der Bundeswehr e.V. (VBB): Stellungnahme.

2 ifo Zentrum fiir 6ffentliche Finanzen und politische Okonomie & ifo Zentrum fiir internationalen Institutionenver-
gleich und Migrationsforschung: Volkswirtschaftliche Kosten einer Wiedereinfiihrung der Wehrpflicht oder eines so-
zialen Pflichtjahres.
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wurden und auch Entlohnungen fiir zivile Arztinnen und Arzte sowie Aufwand fiir die Sicher-
heitsiiberprifungen beim Bundesamt fiir den Militirischen Abschirmdienst anfielen. Fiir rund
4 000 Mitarbeiterkapazitiaten bei durchschnittlichen Lohnkosten (Bund) wiirde bereits ein jahrli-

cher Erfiillungsaufwand in Hohe von rund 284 Mio. Euro (ohne Umstellungsaufwand) anfallen.

Dariiber hinaus ist die Darstellung des Erfiillungsaufwands nicht nachvollziehbar. Hierzu im

Einzelnen:
Biirgerinnen und Biirger

Das Ressort stellt fiir Biirgerinnen und Biirger einen jahrlichen Aufwand in Héhe von rund
1,3 Mio. Stunden (rund 33,1 Mio. Euro?) dar. Die dargestellten Anderungen beim Erfiillungsauf-

wand entstehen aus den folgenden Vorgaben:

. Bereitschaftserklarung ab 2026

Die vorgesehene Pflicht zur Bearbeitung einer Bereitschaftserklarung 16st bei Wehrpflichtigen,
die das 18. Lebensjahr vollendet haben, ab 2026 jahrlichen Erfiillungsaufwand in Héhe von rund
75 000 Stunden (rund 1,9 Mio. Euro). Das Ressort geht dabei davon aus, dass bei rund 300 000 Fal-

len ein zeitlicher Einzelfallaufwand von rund 15 Minuten anfallt.

. Musterung ab 2027

Durch die Pflicht zur Musterung resultiert fiir Wehrpflichtige, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben, ab 2027 Aufwand fiir die Absolvierung der Musterung, soweit keine Ausschlussgriinde
vorliegen. Daraus folgt ein jahrlicher Erfiillungsaufwand in Héhe von rund 1,2 Mio. Stunden
(rund 30 Mio. Euro). Das Ressort gibt dabei an, dass bei rund 200 000 Fillen (Fallanzahl der Vor-
gabe zur Bereitschaftserkldrung abztglich der Fille mit Ausschlussgriinden) ein zeitlicher Einzel-
fallaufwand von rund sechs Stunden entsteht. Das Ressort beriicksichtigt dabei jedoch nicht die
anfallenden Wegezeiten. Weiterhin stellt das Ressort zusétzlichen jahrlichen Aufwand in Hohe
von rund 50 000 Stunden (rund 1,3 Mio. Euro) zur Bearbeitung von Unterlagen zur Musterungs-

vorbereitung fiir diejenigen dar, die Ausschlussgriinde vorbringen.
Verwaltung

Das Ressort stellt fiir die Verwaltung des Bundes einen jihrlichen Erfiillungsaufwand in Hohe
von rund 58 Mio. Euro und einmaligen Erfiillungsaufwand in Héhe von rund 55 Mio. Euro dar.

Diese Anderungen beim Erfiillungsaufwand ergeben sich aus den folgenden Vorgaben:

3 Fiir den Zeitaufwand der Biirgerinnen und Blrger nimmt der NKR einen Stundensatz von 25 Euro an.
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. Durchfiihrung der Musterung ab 2027

Durch die Pflicht zur Musterung resultiert fiir die Bundesverwaltung ab 2027 jihrlicher Perso-
nalaufwand in Héhe von rund 50,6 Mio. Euro und jihrliche Sachkosten in Héhe von rund
200 000 Euro. Das Ressort geht bei rund 200 000 Féllen von einem zeitlichen Einzelfallaufwand

von rund 6 Stunden und Sachkosten von jeweils rund 1 Euro aus.

. Versand der Bereitschaftserklarung und Auswertung der Riickmeldungen

Die Neuregelung sieht vor, dass die Wehrpflichtigen (spiegelbildlich zur Vorgabe fiir Biirger Fall-
zahl von 300 000) postalisch angeschrieben werden sollen, die Bereitschaftserklarung auszufil-
len. Aufierdem miissen die Riickmeldungen ausgewertet werden. Hieraus folgen ein jahrlicher
Personalaufwand in Héhe von rund 6 Mio. Euro und jihrliche Sachkosten in Héhe von rund
500 000 Euro. Diese Aufwinde stellt das Ressort unter der Annahme von einem Einzelfallauf-

wand von 30 Minuten und rund 2 Euro Sachkosten nachvollziehbar dar.

. Aufwand fiir das Bundesverwaltungsamt

Das Ressort stellt fiir das Bundesverwaltungsamt bis 2030 Umstellungsaufwand in Héhe von
33,7 Mio. Euro aufgrund rund 250 neuer Stellen dar. Das Ressort stellt dabei nicht nachvollzieh-

bar dar, fiir welche Aufgaben der erhebliche personelle Mehrbedarf benétigt wird.
. IT-Kosten

Das Ressort stellt IT-Kosten von jahrlich rund 650 000 Euro ab 2028 und einmalig von rund

6,2 Mio. Euro dar, ohne anzugeben, wofir diese benotigt werden.

. Weitere Vorgaben

Das Ressort stellt weitere einmalige Aufwinde in Héhe von rund 14,7 Mio. Euro dar, die in fol-

gender Tabelle dargestellt werden:

Vorgaben Einmaliger Erfiillungsaufwand (in Tsd. Euro)

Gewihrung von Anspriichen nach der Dienstzeit fiir 9417
Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit

Bearbeitung der Antrige auf Umzugskostenvergiitung 2789
und Trennungsgeldgewihrung

Zuschlag fiir Fahrtkosten 1487

Einfihrung von Maftnahmen des Berufseinstiegs fiir 845
Soldatinnen auf Zeit

Ermoglichung von Dateniibertragungsmaoglichkeit 165

Auch hier ist nicht dargestellt, ob aus der Antragsbearbeitung nicht ggf. auch spiegelbildlicher

Aufwand auf Seiten der Antragstellenden zusétzlich resultiert.
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IIL.2. Alternativenpriifung

Der NKR kritisiert, dass das Regelungsvorhaben als alternativlos dargestellt wird und empfiehlt,
Regelungsalternativen fiir eine kostenglinstigere Umsetzung der umfassenden Bereitschaftser-
klarungs- und Musterungspflichten zzgl. des Aufbaus einer nicht unerheblichen Wehrersatzor-

ganisation zu priifen:

Die Musterung sollte so aufwandsarm wie moglich ausgestaltet sein, bspw. durch eine ,redu-
zierte Musterung” (halbtégig), bspw. ohne drztliche Untersuchung, da sich der Gesundheitszu-
stand bis zur (moglichen) Einflihrung einer Wehrpflicht ohnehin dndern kénnte und ggf. neu

festgestellt werden muss.

Dartiiber hinaus empfiehlt der NKR klare Regeln zu definieren, ab wann genau "Mafnahmen zur
Erhoéhung freiwilliger Bewerbungen nicht rechtzeitig wirksam werden", damit die Wehrpflicht
wieder eingefiihrt werden soll. Bereits im Gesetz sollten transparent entsprechende "Meilen-

steine“ Uber Zeitlinien definiert werden.*
II1.3. Evaluierung

Das Vorhaben belastet den grofien Kreis an Betroffenen mit sehr hohem Erfiillungsaufwand und
stellt die Verwaltung vor administrative und praktische Herausforderungen. Umso mehr kriti-
siert der NKR, dass fiir die Neuregelung, trotz Evaluierungspflicht, keine Evaluierung vorgese-

hen ist.

IIL.4. Digitaltauglichkeit

Das Ressort gibt an, um die Bediirfnisse der Regelungsbetroffenen zu berticksichtigen, Erfahrun-
gen aus dem Gesetzesvorhaben zur Modernisierung wehrersatzrechtlicher Vorschriften und zur
Einfliihrung eines neuen Wehrdienstes, das in der 20. LP der Diskontinuitdt unterlag, andere Res-
sorts und den Datenschutzbeauftragten fiir den Geschiftsbereich BMVg eingezogen zu haben.
Die daraus gewonnen Erkenntnisse sollen sich in der Moglichkeit zum Datenabruf bei den Mel-
debehorden, in der Bereitschaftserkldrung sowie in datenschutzrechtlichen Belangen durch
Zweckbestimmung der Datenverarbeitung und Aufbewahrungsfristen widerspiegeln. Weiterhin
ist die Bereitschaftserklarung digital nutzbar und die erhobenen Daten werden fiir eine spitere

Heranziehung zum Wehrdienst weiterverwendet.

4 Deutscher Caritasverband e.V.: Stellungnahme.
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Dartiiber hinaus empfiehlt der NKR zu priifen, ob fiir die Vorgabe der postalischen Anschrift der
jahrlich neuen Wehrpflichtigen nicht gebiindelte Informationen iiber die generelle Pflicht digital
und aufwandsarm verbreitet werden kénnten und erst ab einem bestimmten Datum (Frist) die

noch fehlenden Erklarungspflichtigen mit postalischem Aufwand angeschrieben werden.

26. August 2025

Lutz Goebel Prof. Dr. Sabine Kuhlmann

Vorsitzender Berichterstatterin fiir das
Bundesministerium der Verteidigung
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Anlage 2

Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des NKR Nr. 7750 vom 26. August
2025 zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes
Die Bundesregierung nimmt zur Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates vom

26. August 2025 wie folgt Stellung:

Die sich schnell verdandernde sicherheitspolitische Lage erfordert einen raschen Aufwuchs
der Bundeswehr. In dieser dynamischen Situation ist es erforderlich, mit Annahmen und
Prognosen zu arbeiten. Ein Abwarten auf das Vorliegen endgiiltiger Zahlen ist mit Blick auf
die Verantwortung gegeniiber der Bundesrepublik Deutschland und seiner Bevdlkerung
nicht angezeigt.

Der vorliegende Gesetzentwurf tragt diesem Grundgedanken Rechnung. Wo immer moglich
wurden konkrete Zahlen und Rahmendaten angegeben. Punkte, bei denen dies nicht

moglich ist, sind konkret benannt.

Der Nationale Normenkontrollrat beanstandet:
1. Die Darstellung des Erfullungsaufwands sei unvollstandig. So sei der Aufwand zahlreicher
Vorgaben nicht quantifiziert worden.

Stellungnahme der Bundesregierung:

Der Erflllungsaufwand ist, soweit er bezifferbar ist, dargestellt. Konkrete Zahlen, zum
Beispiel fir die Ausgaben fiir den Zuschuss zum Fihrerscheinerwerb, hdangen von der Anzahl
der Antragsstellerinnen und Antragssteller ab, die wiederum von der Anzahl der
Bewerberinnen und Bewerber abhangt.

Dies gilt vergleichbar auch fiir die Kosten der Reaktivierung der Musterung: Das neue System
der Musterung ist mit dem System von vor 2011 nicht vergleichbar. Es ist u. a. vorgesehen,
einen Teil der Musterung in ein digitales Verfahren vorzuziehen. Dies hat nicht
quantifizierbare Auswirkungen fiir den Erfullungsaufwand der Verwaltung, aber auch fir den
der Biirger, beispielsweise im Hinblick auf die erwdahnten Wegezeiten.

Grundsatzlich ist fur die Verwaltung festzustellen, dass das Verfahren einer verpflichtenden
Musterung den Aufbau einer Wehrersatzorganisation erforderlich macht, welcher
personelle, organisatorische und infrastrukturelle Bedarfe nach sich zieht, wodurch derzeit

nicht klar zu ermittelnde weitere Erflllungsaufwande entstehen.



Drucksache 441/25 -2-

Sofern der Erflllungsaufwand derzeit noch nicht bezifferbar ist, ist dies ebenfalls im

Gesetzentwurf angegeben.

2. Der Nationale Normenkontrollrat beanstandet weiterhin, dass das Regelungsvorhaben als
alternativlios dargestellt werde, und empfiehlt, Regelungsalternativen fiir eine
kostengilinstigere Umsetzung zu priifen.

Stellungnahme der Bundesregierung:

Denkbare, aber nicht oder nicht zeitgerecht realisierbare Alternativen wurden nicht
angegeben. Mit Blick auf das Ziel des Gesetzes, welches, wie dargestellt, auf der unsicheren
sicherheitspolitischen Lage beruht, kommen zudem keine kostenglinstigeren Alternativen in

Betracht.

3. Das Vorhaben belaste einen grofRen Kreis an Betroffenen mit sehr hohem
Erfillungsaufwand und stelle die Verwaltung vor administrative und praktische
Herausforderungen. Trotz Evaluierungspflicht sei dennoch keine Evaluierung vorgesehen.

Stellungnahme der Bundesregierung:

Die Evaluierung des Gesamtsystems des Neuen Wehrdienstes ist systemimmanent. Wie
dargestellt sind verschiedene Rahmenbedingungen noch nicht berechenbar und stehen zum
grofRen Teil in Abhangigkeit zur sicherheitspolitischen Lage. Mit Vorliegen weiterer Daten
und zunehmender Erfahrungswerte sowie in Abhangigkeit von der sicherheitspolitischen

Entwicklung werden erforderliche Anpassungen vorgenommen.

4. Daruber hinaus empfiehlt der Nationale Normenkontrollrat zu priifen, ob anstelle des
postalischen Hinweises auf die Pflicht zur Abgabe der Bereitschaftserklarung diese
Information digital und aufwandsarm verbreitet werden kdnne.

Stellungnahme der Bundesregierung:

Sowohl die Wehrerfassung als auch die Bereitschaftserklarung sind umfassend digitalisiert.
Sofern einzelne Verfahrensschritte aus rechtlichen Griinden der Schriftform bediirfen (z. B.

Verwaltungsakt), musste dies im Gesetzentwurf Berlicksichtigung finden.
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	Artikel 1
	Änderung des Wehrpflichtgesetzes
	Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. August 2011 (BGBl. I S. 1730), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 2 wird durch die folgenden §§ 2 und 2a ersetzt:
	§ 2 „
	Anwendung dieses Gesetzes
	(1) Die nachfolgenden Vorschriften gelten nach Maßgabe der folgenden Absätze.
	(2) Die §§ 3 bis 52 gelten
	(3) Außerhalb des Spannungs- oder Verteidigungsfalls und solange keine Rechtsverordnung nach § 2a gilt, gelten die §§ 3, 8a bis 20b, 25, 32 bis 35, 44 und 45 mit der Maßgabe, dass die Vorschriften über die Musterung erst ab dem 1. Juli 2027 anzuwenden...
	(4) Die §§ 15a und 16 sind nur auf Betroffene anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2007 geboren sind. Satz 1 gilt nicht im Spannungs- oder Verteidigungsfall.

	§ 2 a
	Anordnung der Einberufung zum Grundwehrdienst; Verordnungsermächtigung
	Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundestages bedarf, anzuordnen, dass ungediente Wehrpflichtige zum Grundwehrdienst nach § 5 einberufen werden, wenn die verteidigungspolitische Lage einen schnellen Au...


	3. § 4 wird wie folgt geändert:
	(1) „ Der nach Maßgabe dieses Gesetzes zu leistende Wehrdienst umfasst

	4. § 5 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Der Grundwehrdienst wird zusammenhängend geleistet. Einem Antrag auf vorzeitige Heranziehung kann nach Vollendung des 17. Lebensjahres und soll nach Vollendung des 18. Lebensjahres entsprochen werden. Der Antrag Minderjähriger bedarf der Zustimm...

	5. In § 6 Absatz 2 wird die Angabe „Die Gesamtdauer der Wehrübungen“ durch die Angabe „Die Gesamtdauer der verpflichtenden Wehrübungen“ ersetzt.
	6. Die §§ 6a bis 6d werden durch den folgenden § 6a ersetzt:
	„§ 6a
	Freiwillige Verlängerung des Grundwehrdienstes
	(1) Wehrpflichtige können ihren Grundwehrdienst freiwillig um mindestens einen, längstens fünf Monate verlängern.
	(2) Die Gesamtdauer des Grundwehrdienstes ist im Einberufungsbescheid einheitlich festzusetzen. Wenn der Grundwehrdienst nach Zustellung des Einberufungsbescheides verlängert wird, ändern die Wehrersatzbehörden diesen Bescheid entsprechend.
	(3) In der verlängerten Dienstzeit ist § 29 Absatz 4 Nummer 1 mit den Maßgaben anzuwenden, dass der Soldat zu entlassen ist, und es der Anhörung der Wehrersatzbehörde sowie der Prüfung, ob die geltend gemachten Gründe die Zurückstellung vom Wehrdienst...


	7. Nach § 7 wird der folgende § 7a eingefügt:
	„§ 7a
	Berücksichtigung von Freiwilligendiensten nach Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 2a
	Wehrpflichtige, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Rechtsverordnung nach § 2a einen der in § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d des Einkommensteuergesetzes genannten Freiwilligendienste leisten oder geleistet haben, werden nur dann zum Weh...


	8. § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	9. In § 13a Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat“ durch die Angabe „Bundesministerium des Innern“ ersetzt.
	10. § 14 wird wie folgt geändert:
	11. § 15 wird durch die folgenden §§ 15 bis 15d ersetzt:
	§ 15 „
	Erfassung
	(1) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr darf zum Zweck der Wehrerfassung im automatisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38 des Bundesmeldegesetzes die folgenden Daten Wehrpflichtiger abrufen und weiterverarbeiten:
	(2) Im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a darf das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr zum Zweck der Wehrerfassung die in Absatz 1 genannten Daten männlicher Personen bereits ein...
	(3) Im Fall der Unmöglichkeit des Datenabrufs ist § 34 Absatz 2 Satz 5 des Bundesmeldegesetzes entsprechend anzuwenden.

	§ 15 a
	Bereitschaftserklärung
	(1) Jede nach § 15 erfasste Person hat auf Aufforderung durch das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr eine Erklärung zur Bereitschaft und Fähigkeit zu einer Wehrdienstleistung abzugeben, die folgende Angaben umfasst:
	(2) Die Bereitschaftserklärung ist mittels eines zur Verfügung gestellten Online-Fragebogens oder schriftlich abzugeben.
	(3) Die Abgabe der Bereitschaftserklärung durch einen Bevollmächtigten ist nur dann zulässig, wenn der Wehrpflichtige infolge seines körperlichen oder geistigen Zustands gehindert ist, sie eigenständig abzugeben.
	(4) Kommt der Wehrpflichtige der Aufforderung zur Abgabe einer Bereitschaftserklärung nach Absatz 1 Satz 1 nicht innerhalb eines Monats nach, so erhält er eine erneute Aufforderung mit einer Fristsetzung, innerhalb derer die Bereitschaftserklärung abz...
	(5) Wehrpflichtige, die weder in einem Wehrdienstverhältnis stehen noch der Dienstleistungsüberwachung nach dem Soldatengesetz unterliegen, haben auf Aufforderung erneut eine Bereitschaftserklärung nach Absatz 1 Satz 1 abzugeben. Die Absätze 2 bis 4 g...
	(6) Das Verfahren ist kostenfrei. Notwendige Auslagen sind zu erstatten.

	§ 15 b
	Datenverarbeitung
	(1) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr darf die nach den §§ 15 bis 15a erhobenen personenbezogenen Daten neben den dort aufgeführten Zwecken nur für folgende Zwecke verarbeiten:
	(2) § 22 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes gilt entsprechend.

	§ 15 c
	Datenaktualisierung
	Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr ist berechtigt, die Daten nach § 15 zum Zweck der Aktualisierung erneut abzurufen. Die Berechtigung zum Datenabruf endet mit dem Ablauf des Jahres, in dem der Wehrpflichtige das 60. Lebensjahr vo...

	§ 15 d
	Datenübermittlung für die Durchführung des Arbeitssicherstellungsgesetzes
	(1) Im Verteidigungsfall und nach Maßgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes übermittelt das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr der Bundesagentur für Arbeit zur Erfüllung der Aufgaben nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz die ...
	(2) Die Wehrersatzbehörden holen im Verteidigungsfall und nach Maßgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes im Rahmen der Musterung nach § 17 für die Zwecke der Durchführung des Arbeitssicherstellungsgesetzes folgende Auskünfte bei den Wehrpflic...
	(3) Ist eine elektronische Datenübermittlung nicht möglich, so erfolgt die Datenübermittlung durch das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr mittels eines schriftlichen Dokuments oder mittels eines Datenträgers, auf dem die Daten gegen u...


	12. § 17 wird wie folgt geändert:
	13. § 20 Satz 1 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
	14. § 20b Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	15. § 21 wird wie folgt geändert:
	16. § 23 Satz 2 wird durch die folgenden Sätze ersetzt:
	17. In § 24 Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 wird die Angabe „für die Hilfeleistung im Innern nach § 6c Absatz 1,“ gestrichen.
	18. § 24a wird gestrichen.
	19. § 29b wird durch den folgenden § 29b ersetzt:
	„§ 29b
	Verlängerung des Wehrdienstes aus sonstigen Gründen
	Ist ein Soldat im Entlassungszeitpunkt wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen Gründen, die mit dem Dienst zusammenhängen, dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, so ist er mit Ablauf des auf die Beendigung dieses Zustandes folgen...


	20. § 44 wird wie folgt geändert:
	21. § 45 wird durch den folgenden § 45 ersetzt:
	§ 45 „
	Bußgeldvorschriften
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.
	(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr und in den übrigen Fällen des Absatzes 1 das Karr...


	22. § 48 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	23. § 53 wird gestrichen.


	Artikel 2
	Änderung des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes
	Das Kriegsdienstverweigerungsgesetz vom 9. August 2003 (BGBl. I S. 1593), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 687) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Wehrpflichtige, die als Kriegsdienstverweigerer anerkannt worden sind, haben in folgenden Fällen statt des Wehrdienstes Zivildienst außerhalb der Bundeswehr als Ersatzdienst nach Artikel 12a Absatz 2 des Grundgesetzes zu leisten:

	2. § 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt:
	§ 2 „
	Antrag
	(1) Über die Berechtigung, den Kriegsdienst mit der Waffe zu verweigern, entscheidet das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Bundesamt) auf Antrag.
	(2) Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr zu stellen. Er muss die Berufung auf das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung im Sinne des Artikels 4 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes e...
	(3) Dem Antrag können Stellungnahmen und Beurteilungen Dritter zur Person und zum Verhalten der Antragstellerin oder des Antragstellers beigefügt werden. Außerdem können Personen benannt werden, die zu Auskünften über die Antragstellerin oder den Antr...
	(4) Der Antrag eines ungedienten Wehrpflichtigen kann frühestens sechs Monate vor Vollendung des 18. Lebensjahres gestellt werden. Einer Zustimmung der gesetzlichen Vertreterin oder des gesetzlichen Vertreters bedarf es nicht.
	(5) Abweichend von Absatz 4 kann ein Wehrpflichtiger den Antrag frühestens sechs Monate vor Vollendung des 17. Lebensjahres stellen, wenn er dem Antrag Folgendes beifügt:
	(6) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr bestätigt der Antragstellerin oder dem Antragsteller den Eingang des Antrags, nimmt diesen zur Grundakte der Personalakte und leitet die Grundakte dem Bundesamt zu. Die Zuleitung erfolgt unve...


	3. § 6 wird wie folgt geändert:
	§ 6 „
	Anhörung; Verordnungsermächtigung“.

	4. § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	5. § 12 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Der Anerkennungsbescheid wird vom Bundesamt so lange aufbewahrt, wie dies zur Erfüllung der Wehrpflicht (§ 3 Absatz 3 bis 5 des Wehrpflichtgesetzes) erforderlich ist. Die übrigen Akten über das Anerkennungsverfahren eines anerkannten Kriegsdiens...

	6. Nach § 12 wird der folgende § 13 eingefügt:
	§ 13 „
	Anwendungsvorschrift
	(1) Entgegen § 2 Absatz 6 Satz 2 kann die Zuleitung des Antrags bei ungedienten Wehrpflichtigen, die vor dem 1. Januar 2010 geboren sind, ohne vorherige Musterung erfolgen.
	(2) Über Anträge, die ohne vorherige Musterung dem Bundesamt zugeleitet werden, soll spätestens innerhalb von neun Monaten seit Eingang beim Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr entschieden werden.
	(3) § 3 Absatz 2 Satz 2 und § 11 Absatz 1 Nummer 1 sind auf Fälle nach Absatz 1 nicht anzuwenden.“




	Artikel 3
	Änderung des Soldatengesetzes
	Das Soldatengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 1 Absatz 2 Satz 3 wird gestrichen.
	3. § 2 Absatz 1 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:
	4. § 9 wird wie folgt geändert:
	5. In § 18 Satz 2 wird die Angabe „Bundesministerium des Innern und für Heimat“ durch die Angabe „Bundesministerium des Innern“ ersetzt.
	6. In § 20 Absatz 8 Satz 1 wird die Angabe „freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder“ gestrichen.
	7. In § 27 Absatz 8 Satz 2 und 3 wird jeweils die Angabe „Bundesministeriums des Innern und für Heimat“ durch die Angabe „Bundesministeriums des Innern“ ersetzt.
	8. In § 31 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „freiwilligen Wehrdienst nach § 58b oder“ gestrichen.
	9. Nach § 31a wird der folgende § 31b eingefügt:
	„§ 31b
	Zuschuss zum Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B
	(1) Personen, die aufgrund freiwilliger Verpflichtung einen durchgehenden Wehrdienst von mindestens zwölf Monaten geleistet haben, wird nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 auf Antrag ein einmaliger Zuschuss für den erstmaligen Erwerb einer Fahrerlaubnis ...
	(2) Die Gewährung des Zuschusses setzt voraus, dass eine Fahrschulausbildung innerhalb von zwölf Monaten vor Antritt und zwölf Monaten nach Beendigung des Wehrdienstes mit dem Erwerb einer Fahrerlaubnis der Klasse B abgeschlossen wurde.
	(3) Der Antrag auf Gewährung des Zuschusses ist innerhalb von zwölf Monaten nach Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 2 zu stellen.
	(4) Der Zuschuss wird bis zu einer Höhe von 3 500 Euro gewährt, soweit die nachgewiesenen Kosten


	10. § 40 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Ist ein Soldat auf Zeit zum Zeitpunkt des Ablaufs seiner Dienstzeit wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, so verlängert sich die Dauer der Be...
	(9) „ Eine besondere Verwendung im Ausland im Sinne des § 56 Absatz 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes von Soldaten auf Zeit, die sich für nicht länger als zwölf Monate zu einem Wehrdienst verpflichtet haben, bedarf einer gesonderten schriftlichen ...

	11. § 44 Absatz 1 Satz 6 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	12. Die Überschrift des Dritten Abschnitts wird durch die folgende Überschrift ersetzt:
	„Dritter Abschnitt
	Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz; Reservewehrdienstverhältnis; Datenverarbeitung“.

	13. In § 58 Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe „freiwilligen Wehrdienst nach § 58b leisten oder“ gestrichen.
	14. Die Überschrift der Nummer 3 im Dritten Abschnitt wird durch die folgende Überschrift ersetzt:
	„3.
	Datenverarbeitung, Übersendung von Informationsmaterial, freiwillige Bereitschaftserklärung“.

	15. Die §§ 58b bis 58h werden durch die folgenden §§ 58b und 58c ersetzt:
	„§ 58b
	Verwendung und Löschung von Daten bei der Übersendung von Informationsmaterial
	(1) Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial nach Absatz 2 übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im d...
	(2) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr darf die Daten nur dazu verwenden, Informationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften zu versenden.
	(3) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr hat die Daten spätestens nach Ablauf eines Jahres nach Übermittlung der Daten zu löschen.

	§ 58 c
	Freiwillige Bereitschaftserklärung; Datenverarbeitung
	(1) Die Bereitschaftserklärung nach § 15a des Wehrpflichtgesetzes kann freiwillig abgegeben werden.
	(2) Das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr darf für den Hinweis auf die Möglichkeit der freiwilligen Abgabe einer in Absatz 1 genannten Bereitschaftserklärung im automatisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38 des Bundesmeldeges...
	(3) Die in einer freiwillig abgegebenen Bereitschaftserklärung angegebenen Daten können nur für folgende Zwecke verarbeitet werden:


	16. In § 61 Absatz 2 wird die Angabe „Die Gesamtdauer der Übungen“ durch die Angabe „Die Gesamtdauer der verpflichtenden Übungen“ ersetzt.
	17. Nach § 69 wird der folgende § 69a eingefügt:
	„§ 69a
	Register für der Dienstleistungsüberwachung unterliegende Personen
	(1) Zur Aktualisierung der für die Zwecke der Dienstleistungsüberwachung nach § 77 Absatz 1 und 2 aus den Melderegistern abgerufenen Daten führt das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr ein Register.
	(2) In dem Register nach Absatz 1 werden folgende personenbezogene Daten gespeichert:
	(3)  Hinsichtlich der datenverarbeitenden Regelungen zu Abruf- und Zugriffsrechten, zu Speicher- und Löschfristen sowie zu technisch-organisatorischen Maßnahmen) sind § 29b Absatz 5 Satz 1 sowie die §§ 29d und 29e entsprechend anzuwenden.“


	18. § 75 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Ist ein Soldat im Entlassungszeitpunkt wegen Verschleppung, Gefangenschaft oder aus sonstigen mit dem Dienst zusammenhängenden Gründen dem Einflussbereich des Dienstherrn entzogen, so ist die Entlassung bis zum Ablauf des auf die Beendigung dies...

	19. § 77 wird wie folgt geändert:
	(3) „ Die Wehrersatzbehörden dürfen zum Zweck der Dienstleistungsüberwachung im automatisierten Abrufverfahren nach den §§ 34a und 38 des Bundesmeldegesetzes die in § 15 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes genannten Daten abrufen und weiterverarbeiten. S...

	20. § 80 wird durch den folgenden § 80 ersetzt:
	§ 80 „
	Konkurrenzregelung
	Für Wehrpflichtige nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes ist das Wehrpflichtgesetz vorrangig anzuwenden


	21. In § 93 Absatz 3 in der Angabe vor Nummer 1 und Absatz 4 wird jeweils die Angabe „Bundesministerium des Innern und für Heimat“ durch die Angabe „Bundesministerium des Innern“ ersetzt.
	22. Nach § 100 wird der folgende § 101 eingefügt:
	§ 101 „
	Übergangsvorschrift aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes
	(1) Auf Soldaten, die am 31. Dezember 2025 freiwilligen Wehrdienst nach § 58b in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, sind die §§ 58b, 58h und 75 in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung weiter anzuw...
	(2) Soldaten, die am 31. Dezember 2025 freiwilligen Wehrdienst nach § 58b in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung mit einer Restdienstzeit von mindestens sechs Monaten leisten, werden auf Antrag unter Beibehaltung der festgesetzt...




	Artikel 4
	Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes
	Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 2009 (BGBl. I S. 2055), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 402) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 1 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 6 Satz 5 wird jeweils die Angabe „einen Monat vor Beginn“ durch die Angabe „zwei Monate nach Beginn“ ersetzt.
	2. In § 4 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „für jeden vollen Kalendermonat, den der Arbeitnehmer Wehrdienst leistet“ durch die Angabe „für jeden vollen Monat, den der Arbeitnehmer in diesem Jahr Wehrdienst geleistet hat“ ersetzt.
	3. In § 9 Absatz 2 Satz 4 wird die Angabe „einen Monat vor Beginn“ durch die Angabe „zwei Monate nach Beginn“ ersetzt.
	4. § 14b wird wie folgt geändert:
	5. § 14c Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Ist seit der Beendigung des Wehrdienstes ein Jahr verstrichen, so können Beiträge nicht mehr nach § 14a Absatz 2 Satz 2 angemeldet und können Anträge nach § 14b Absatz 1 und 2 nicht mehr gestellt werden. Über die Erstattungsanträge entscheidet d...

	6. § 16 wird wie folgt geändert:
	(1) „ Dieses Gesetz gilt auch im Fall des unbefristeten Wehrdienstes im Spannungs- oder Verteidigungsfall mit der Maßgabe, dass die Vorschriften über Wehrübungen anzuwenden sind. § 1 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 6 sowie § 9 Absatz 2 Satz 4 sind nicht an...

	7. § 16a wird wie folgt geändert:


	Artikel 5
	Änderung des Wehrsoldgesetzes
	Das Wehrsoldgesetz vom 4. August 2019 (BGBl. I S. 1147, 1158), das zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 414) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. In § 1 Absatz 1 wird die Angabe „§ 58b des Soldatengesetzes“ durch die Angabe „§ 58b des Soldatengesetzes in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung“ ersetzt.
	3. § 2 wird wie folgt geändert:
	4. In § 3 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 9, 11, 12, 17a und 42b“ durch die Angabe „§§ 9, 9a, 11, 12, 17, 17a und 42b“ ersetzt.
	5. § 6 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Soldatinnen und Soldaten, die an einer allgemeinen Verwendung im Ausland im Sinne des § 52 Absatz 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes teilnehmen, erhalten eine Auslandsvergütung unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besoldungsempfäng...

	6. § 8 wird wie folgt geändert:
	7. In § 11 Absatz 1 wird die Angabe „§§ 50 und 50a“ durch die Angabe „§§ 50, 50a und 50d“ ersetzt.
	8. § 12 wird wie folgt geändert:
	9. Abschnitt 4 wird gestrichen.


	Artikel 6
	Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes
	Das Unterhaltssicherungsgesetz vom 4. August 2019 (BGBl. I S. 1147, 1179), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 1 Absatz 3 und 4 wird durch die folgenden Absätze 3 und 4 ersetzt:
	(3) „ Im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgesetzes gilt dieses Gesetz auch für
	(4)  Im Spannungs- oder Verteidigungsfall sind die §§ 12 bis 17a nicht anzuwenden. Abweichend von § 25 Absatz 1 werden die Leistungen nach § 19 von Amts wegen gewährt.“

	3. § 8 Absatz 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
	4. § 14 wird durch den folgenden § 14 ersetzt:
	§ 14 „
	Dienstgeld
	Reservistendienst Leistende erhalten für Dienstleistungen an einem Samstag, einem Sonntag oder einem gesetzlichen Feiertag sowie für eine eintägige Dienstleistung an einem Freitag eine zweite Prämie nach Spalte 3 der Tabelle in Anlage 2. Für Tage, an ...


	5. § 16 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Der Zuschlag beträgt 70 Prozent der entsprechenden Zulage nach der aufgrund des § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung. Abweichend von Satz 1 beträgt der Zuschlag 100 Prozent, wenn dieser für Soldatinnen und Soldaten nicht...

	6. Nach § 17 wird der folgende § 17a eingefügt:
	„§ 17a
	Zuschlag für Fahrtkosten
	Reservistendienst Leistende, die aus persönlichen oder dienstlichen Gründen von der Pflicht zum Wohnen in einer Gemeinschaftsunterkunft befreit sind und täglich von der Dienststätte zu ihrer Wohnung zurückkehren, erhalten pro Tag der Dienstleistung ei...


	7. § 24 wird durch den folgenden § 24 ersetzt:
	§ 24 „
	Zuständigkeit
	Die Aufgaben dieses Gesetzes werden in bundeseigener Verwaltung durchgeführt und den Behörden der Bundeswehrverwaltung übertragen, die dem Bundesministerium der Verteidigung unterstehen.“


	8. § 25 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Die Leistungen nach den §§ 5 bis 9, 14, 17a und 19 werden auf Antrag gewährt.“

	9. Die Anlage 1 und 2 werden durch die folgenden Anlagen 1 und 2 ersetzt:
	„Anlage 1 (zu § 8 Absatz 1)
	Mindestleistung
	Anlage 2 (zu den §§ 11, 14 und 19 Absatz 2)
	Prämie, Dienstgeld, Auslandszuschlag



	Artikel 7
	Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes
	Das Soldatenversorgungsgesetz vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932, 3958), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 3 Absatz 1 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	3. Die Überschrift des Teils 2 Abschnitt 1 wird durch die folgende Überschrift ersetzt:
	„Abschnitt 1
	Berufsförderung und Dienstzeitversorgung der Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit“.

	4. § 4 Absatz 3 wird gestrichen.
	5. § 6 Absatz 1 und 2 wird durch die folgenden Absätze 1 und 2 ersetzt:
	(1) „ Während der Wehrdienstzeit bieten die Karrierecenter der Bundeswehr – Berufsförderungsdienste – interne Maßnahmen der schulischen und beruflichen Bildung an, an denen Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit unentgeltlich teilnehmen können. Fü...
	(2)  Ist für Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit von weniger als einem Jahr im Förderungsplan im Sinne des § 5 Absatz 2 vorgesehen, dass ein bestimmtes schulisches oder berufliches Bildungsziel im Rahmen der dienstzeitb...

	6. § 7 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Die Förderungsdauer nach der Wehrdienstzeit beträgt nach einer Wehrdienstzeit von

	7. § 9 wird wie folgt geändert:
	8. § 11 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	9. § 12 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Die nach § 7 Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes auf den Grundwehrdienst anrechenbare Zeit wird auf die bei der Zulassung zu weiterführenden Prüfungen im Beruf nachzuweisende Zeit einer mehrjährigen Tätigkeit nach der Berufsabschlussprüfung angerec...

	10. § 16 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Übergangsgebührnisse werden gewährt nach einer Wehrdienstzeit von
	(5) „ Übergangsgebührnisse können auf Antrag den Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, die nach einer Wehrdienstzeit von mindestens vier Jahren auf eigenen Antrag nach § 55 Absatz 3 des Soldatengesetzes entlassen worden sind, in den Grenzen der ...

	11. § 20 Satz 4 wird gestrichen.
	12. In § 25 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird nach der Angabe „§ 16“ die Angabe „auf Antrag“ eingefügt.
	13. In § 31 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 in der Angabe vor Buchstabe a wird die Angabe „zwischenzeitlich“ durch die Angabe „zwischenstaatlichen“ ersetzt.
	14. § 55 Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	15. § 56 wird wie folgt geändert:
	§ 56 „
	Bezüge für den Sterbemonat und Sterbegeld für Hinterbliebene von Soldatinnen auf Zeit, Soldaten auf Zeit und von Soldatinnen und Soldaten, die Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder Wehrdienst nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leisten“.
	(1) „ Stirbt eine Soldatin oder ein Soldat, die oder der Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leistet, während des Wehrdienstes, so ist auf die Hinterbliebenen § 17 des Beamtenversorgungsgesetzes ü...


	16. § 57 wird wie folgt geändert:
	§ 57 „
	Laufende Unterstützung für Hinterbliebene von Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit“.

	17. § 58 wird wie folgt geändert:
	§ 58 „
	Versorgung der Hinterbliebenen nach einem Einsatzunfall von Soldatinnen auf Zeit, Soldaten auf Zeit und von Soldatinnen und Soldaten, die Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leisten“.
	(1) „ Stirbt eine Soldatin auf Zeit, ein Soldat auf Zeit oder eine Soldatin oder ein Soldat, die oder der Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz oder nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leistet oder sich in einem Wehrdienstverhältnis besond...


	18. § 60 Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt:
	(6) „ Die Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend, wenn eine Soldatin oder ein Soldat, die oder der Wehrdienst nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes leistet, während einer besonderen Auslandsverwendung nach § 87 Absatz 1 verschollen ist.“

	19. § 80 Absatz 2 Satz 6 wird gestrichen.
	20. § 81 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
	21. § 85a wird wie folgt geändert:
	(2) „ Die Kompensationszahlung beträgt 50 000 Euro. Sie erhöht sich für Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit um 7 500 Euro für jedes vor dem Unfall vollendete Dienstjahr und um 625 Euro für jeden weiteren vor dem Unfall vollendeten Dienstmonat. ...
	(5) „ Besteht aufgrund derselben Ursache Anspruch sowohl auf die Ausgleichzahlung nach § 90 des Soldatenversorgungsgesetzes als auch auf die Kompensationszahlung, wird nur die Ausgleichzahlung gewährt.“

	22. § 90 Absatz 2 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	23. § 121 Absatz 1 Satz 4 wird gestrichen.
	24. § 126 wird wie folgt geändert:
	25. Nach § 135 wird der folgende § 136 eingefügt:
	§ 136 „
	Übergangsregelung aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes
	(1) Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, ist dieses Gesetz in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung weiter...
	(2) Für Soldatinnen und Soldaten, deren freiwilliger Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung am oder vor dem 31. Dezember 2025 geendet hat, gelten § 11 Absatz 2, § 12 Absatz 2 und 3 Satz...




	Artikel 8
	Änderung des Zivildienstgesetzes
	Das Zivildienstgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 1a wird durch den folgenden § 1a ersetzt:
	„§ 1a
	Anwendung dieses Gesetzes
	§ 2 Absatz 2 sowie die §§ 2a und 23 gelten nur im Spannungs- oder Verteidigungsfall oder im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgesetzes.“


	3. § 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt:
	§ 2 „
	Organisation des Zivildienstes
	(1) Dieses Gesetz wird, soweit es nichts anderes bestimmt, in bundeseigener Verwaltung durch das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (Bundesamt) als selbstständige Bundesoberbehörde ausgeführt, die dem Bundesministerium für Bildu...
	(2) Auf Vorschlag der Bundesregierung wird im Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend eine Bundesbeauftragte für den Zivildienst (Bundesbeauftragte) oder ein Bundesbeauftragter für den Zivildienst (Bundesbeauftragter) ernan...


	4. In § 2a Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4, § 4 Absatz 1 Nummer 4, den §§ 5 und 6 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 2 wird jeweils die Angabe „Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe „Bundesministerium für B...
	5. § 10 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f wird durch den folgenden Buchstaben f ersetzt:
	6. § 12 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Anträge nach § 10 Absatz 2 und nach § 11 Absatz 2, 4 und 6, die nicht gemäß § 20 des Wehrpflichtgesetzes frühestens nach der Aufforderung nach § 15a Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes und spätestens bis zum Abschluss der Musterung beim Bundesamt f...

	7. § 14c wird wie folgt gefasst:
	„§ 14c
	Freiwilligendienst
	(1) Anerkannte Kriegsdienstverweigerer werden nicht zum Zivildienst herangezogen, wenn sie sich nach ihrer Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer schriftlich zu einem Freiwilligendienst nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz oder dem Bundesfreiwill...
	(2) Die in Absatz 1 Satz 3 Genannten sind verpflichtet, dem Bundesamt das Vorliegen sowie den Wegfall der Voraussetzungen für die Nichtheranziehung von anerkannten Kriegsdienstverweigerern zum Zivildienst anzuzeigen.
	(3) Weisen anerkannte Kriegsdienstverweigerer bis zur Vollendung des 24. Lebensjahres nach, dass sie Dienst gemäß Absatz 1 geleistet haben, so erlischt ihre Pflicht, Zivildienst zu leisten; das gilt nicht für den Zivildienst im Verteidigungsfall. Wird...


	8. In § 19 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe „Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ ersetzt.
	9. § 22a wird wie folgt geändert:
	10. In § 23 Absatz 4 Satz 5 und in Absatz 5 wird jeweils die Angabe „Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe „Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ ersetzt.
	11. In § 25b Absatz 3 Satz 4, § 28 Absatz 2 Satz 2 und § 35 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 9 Satz 2 wird jeweils die Angabe „Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe „Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Fr...
	12. § 36 wird wie folgt geändert:
	13. § 40 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Ärztliche Eingriffe in seine körperliche Unversehrtheit muss er nur dulden, wenn es sich um Maßnahmen handelt, die der Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten dienen. § 25 Absatz 3 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes bleibt unberührt.“

	14. In § 41 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 wird jeweils die Angabe „Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe „Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ ersetzt.
	15. In § 45a Absatz 2 wird die Angabe „Bundesamt für den Zivildienst“ durch die Angabe „Bundesamt“ ersetzt.
	16. In § 78 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a und Nummer 2 wird jeweils die Angabe „Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ durch die Angabe „Bundesministerium für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend“ ersetzt.


	Artikel 9
	Änderung der Unabkömmlichstellungsverordnung
	Die Unabkömmlichstellungsverordnung vom 24. August 2005 (BGBl. I S. 2538), die zuletzt durch Artikel 8 der Verordnung vom 2. Juni 2016 (BGBl. I S. 1257) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Über die Vorschläge, Wehrpflichtige oder Dienstleistungspflichtige unabkömmlich zu stellen, entscheidet das für den Wohnsitz zuständige Karrierecenter der Bundeswehr. Vorschläge oberster Landesbehörden sowie Vorschläge oberster Bundesbehörden si...

	2. § 5 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Zuständig für den Widerruf ist für Vorschläge

	3. § 6 wird wie folgt geändert:
	(2) „ Der Ausschuss bei dem Karrierecenter der Bundeswehr und bei dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr besteht aus der Leitung der Behörde oder deren Vertretung als Vorsitzender oder Vorsitzende sowie jeweils einem oder einer von de...



	Artikel 10
	Änderung der Berufsförderungsverordnung
	Die Berufsförderungsverordnung vom 23. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2336), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 18. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 423) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu den §§ 34 und 35 durch die folgende Angabe ersetzt:
	2. § 2 Absatz 9 wird gestrichen.
	3. § 7 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Der Bescheid über die Bewilligung der dienstzeitbegleitenden Förderung kann widerrufen werden, wenn

	4. § 16 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	5. § 19 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	6. § 31 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:
	(4) „ Soldatinnen auf Zeit und Soldaten auf Zeit, die keinen Anspruch auf Förderung der schulischen oder beruflichen Bildung nach § 7 des Soldatenversorgungsgesetzes erworben haben, werden Eingliederungshilfen nach Absatz 1 mit Ausnahme der Hilfen nac...

	7. § 34 wird wie folgt geändert:
	§ 34 „
	Berufsorientierungspraktika nach § 9 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes“.
	(1) „ Über die Freistellung vom militärischen Dienst zur Teilnahme an einem Berufsorientierungspraktikum nach § 9 Absatz 2 des Soldatenversorgungsgesetzes wird auf den vor dem Beginn des Praktikums schriftlich oder elektronisch gestellten Antrag der F...


	8. § 35 wird wie folgt geändert:
	§ 35 „
	Berufsorientierungspraktikum nach § 9 Absatz 3 des Soldatenversorgungsgesetzes“.
	(2) „ Erhöhter Berufsorientierungsbedarf im Sinne des § 9 Absatz 3 des Soldatenversorgungsgesetzes liegt in der Regel vor, wenn die Förderungsberechtigten noch keine abschließende Berufswahlentscheidung getroffen haben, Neigung und Eignung für bestimm...


	9. Nach § 38 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefügt:
	(3) „ Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes in der am 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, ist diese Verordnung in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung weiter anzuwenden.“



	Artikel 11
	Änderung der Zivildienst-Personalaktenverordnung
	Die Zivildienst-Personalaktenverordnung vom 10. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4025), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 7. November 2003 (BGBl. I S. 2261) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift ersetzt:
	„Verordnung über die Führung der Personalakten durch das Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben – Zivildienst-Personalaktenverordnung (ZDPersAV)“.

	2. § 2 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Die Grundakte enthält den Antrag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerin oder Kriegsdienstverweigerer, den das Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr zusammen mit der Personalakte dem Bundesamt nach § 2 Absatz 6 des Kriegsdienst...

	3. In § 9 Absatz 2 Satz 2, § 11 Absatz 1 Satz 1 und § 13 Absatz 2 Satz 1 wird jeweils die Angabe „Kreiswehrersatzamt“ durch die Angabe „Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr“ ersetzt.


	Artikel 12
	Änderung des Bundesmeldegesetzes
	Das Bundesmeldegesetz vom 3. Mai 2013 (BGBl. I S. 1084), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	2.  § 36 wird wie folgt geändert:
	3. § 42 Absatz 3 Satz 3 und § 50 Absatz 5 Satz 2 werden jeweils durch den folgenden Satz ersetzt:


	Artikel 13
	Änderung des Arbeitssicherstellungsgesetzes
	Das Arbeitssicherstellungsgesetz vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 787), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 4 Absatz 3 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:
	3. In § 6 wird die Angabe „im Bundesgrenzschutz“ durch die Angabe „in der Bundespolizei“ ersetzt.
	4. Nach § 31 wird der folgende Sechste Abschnitt eingefügt:
	„Sechster Abschnitt
	Datenverarbeitung
	§ 31 a
	Datenübermittlung von den Meldebehörden
	(1) Die Bundesagentur für Arbeit ist berechtigt, im Verteidigungsfall und nach Maßgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes die folgenden Daten aller männlichen Personen vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum Ablauf des Jahres, in dem die Person...
	(2) Die Bundesagentur für Arbeit ist berechtigt, im Verteidigungsfall die in Absatz 1 Satz 1 genannten Daten aller weiblichen Personen vom vollendeten 18. Lebensjahr bis zum vollendeten 55. Lebensjahr bei den Meldebehörden abzurufen.
	(3) Im Fall der Geltung einer Rechtsverordnung nach § 2a des Wehrpflichtgesetzes ist die Bundesagentur für Arbeit bereits vor den in den Absätzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten berechtigt, den Abruf nach den Absätzen 1 und 2 zum Zweck der Vorbereitung ...
	(4) Ist der Datenabruf nicht möglich, so erfolgt die Datenübermittlung durch elektronische Datenübertragung nach § 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Bundesmeldegesetzes.

	§ 31 b
	Datenübermittlung durch die Jobcenter; Verordnungsermächtigung
	Die Jobcenter sind verpflichtet, im Verteidigungsfall oder nach Maßgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Daten an die Bundesagentur für Arbeit zu übermitteln. Das Bundesministerium für Arbe...

	§ 31c
	Zweck der Verarbeitung und Löschung der Daten
	(1) Die nach § 15d des Wehrpflichtgesetzes und den §§ 31a und 31b dieses Gesetzes erhobenen Daten dürfen durch die Bundesagentur für Arbeit ausschließlich zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz verarbeitet werden.
	(2) Die nach § 15d des Wehrpflichtgesetzes und den §§ 31a und 31b dieses Gesetzes erhobenen Daten einer Person sind zu löschen, wenn die jeweilige Person das in § 31a Absatz 1 oder 2 genannte Lebensjahr vollendet hat.
	(3) Die nach § 15d des Wehrpflichtgesetzes und den §§ 31a und 31b dieses Gesetzes erhobenen Daten einer Person sind nach Beendigung des Verteidigungsfalls oder eines Falls nach Maßgabe von Artikel 80a Absatz 1 des Grundgesetzes zu löschen, soweit dies...



	5. Die Überschrift des bisherigen Sechsten Abschnitts wird durch die folgende Überschrift ersetzt:
	„Siebter Abschnitt
	Schlussvorschriften“.

	6. § 38 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Für Arbeitnehmer bei der Bundeswehr und den verbündeten Streitkräften sowie bei Gesellschaften im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1a und bei sonstigen Unternehmen im Sinne von § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1b, deren Leistungserbringung im Rahm...



	Artikel 14
	Änderung der Ersten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung
	Die Erste Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1945), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 22. Januar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 23) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

	Artikel 15
	Änderung der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung
	Die Zweite Bundesmeldedatenübermittlungsverordnung vom 1. Dezember 2014 (BGBl. I S. 1950), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 22. Januar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 23) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 4 wird wie folgt geändert:
	1. In Satz 1 werden die Angabe „§ 58c“ durch die Angabe „§ 58b“ und die Angabe „für die Übersendung von Informationsmaterial“ durch die Angabe „für die Übersendung von Informationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften“ ersetzt.
	2. Satz 2 wird gestrichen.


	Artikel 16
	Änderung der Bundesmeldedatendigitalisierungsverordnung
	Die Bundesmeldedatendigitalisierungsverordnung vom 20. April 2022 (BGBl. I S. 683), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 22. Januar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 23) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 7 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	2. In § 8 Absatz 1 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 und in Nummer 1, in Absatz 2 in der Angabe vor Nummer 1 und in Nummer 1 sowie in Absatz 3 wird jeweils die Angabe „§ 36 Absatz 2,“ gestrichen.


	Artikel 17
	Wehrpflichtsoldgesetz
	Abschnitt 1
	Allgemeine Vorschriften
	§ 1
	Anwendungsbereich
	(1) Wehrpflichtsold erhalten Soldaten, die Wehrdienst aufgrund der §§ 5 und 6a des Wehrpflichtgesetzes leisten.
	(2) Zum Wehrpflichtsold gehören folgende Geldbezüge:
	1. Wehrpflichtsoldgrundbetrag,
	2. Kinderzuschlag
	3. Doppelter Wehrpflichtsoldgrundbetrag,
	4. Erstattung der Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für Angehörige,
	5. Entlassungsgeld,
	6. Vergütung für herausgehobene Funktionen,
	7. Vergütung für besondere Erschwernisse,
	8. Vergütung für besondere zeitliche Belastungen,
	9. Auslandsverwendungszuschlag,
	10. Wehrdienstzuschlag,
	11. Verpflichtungszuschlag.

	(3) Zum Wehrpflichtsold gehören ferner folgende Sachbezüge:
	1. Unterkunft,
	2. Dienstkleidung und Ausrüstung,
	3. Heilfürsorge,
	4. Verpflegung.


	§ 2
	Anspruch auf Wehrpflichtsold
	Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, besteht der Anspruch auf Wehrpflichtsold für die Zeit vom Tag des Dienstantritts bis zum Ablauf des Tages, an dem das Wehrdienstverhältnis endet.

	§ 3
	Anwendung von Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes
	(1) § 3 Absatz 3 bis 6 sowie die §§ 9, 9a, 11, 12, 17, 17a und 42b des Bundesbesoldungsgesetzes gelten entsprechend.
	(2) Sofern dieses Gesetz auf Leistungen nach dem Bundesbesoldungsgesetz Bezug nimmt und diese Leistungen nach Besoldungsgruppen differenziert sind, gilt folgende Zuordnung:
	1. die Wehrpflichtsoldgruppen 1 und 2 entsprechen der Besoldungsgruppe A 3,
	2. die Wehrpflichtsoldgruppen 3 und 4 entsprechen der Besoldungsgruppe A 4,
	3. die Wehrpflichtsoldgruppe 5 entspricht der Besoldungsgruppe A 5.



	Abschnitt 2
	Geldbezüge
	§ 4
	Wehrpflichtsoldgrundbetrag, Kinderzuschlag
	(1) Die Höhe des Wehrpflichtsoldgrundbetrages richtet sich nach Spalte 3 der Anlage.
	(2) Der Wehrpflichtsoldgrundbetrag erhöht sich für jedes Kind, für das dem Soldaten Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 und 65 des Einkommensteuergesetzes oder der...
	(3) Soldaten, die an einer allgemeinen Verwendung im Ausland im Sinne des § 52 Absatz 1 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes teilnehmen, erhalten den doppelten Wehrpflichtsoldgrundbetrag unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besoldungsempfäng...

	§ 5
	Erstattung der Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für Angehörige
	Für Personen ohne eigenes Einkommen, die nach § 4 der Bundesbeihilfeverordnung in Verbindung mit § 31 Absatz 2 des Soldatengesetzes berücksichtigungsfähig wären, wenn der Soldat Soldat auf Zeit wäre, werden dem Soldaten die Beiträge zu einer gesetzlic...

	§ 6
	Anpassung des Wehrpflichtsolds
	Im Fall der Besoldungsanpassung nach § 14 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes erhöhen oder verringern sich der Wehrpflichtsoldgrundbetrag und der Kinderzuschlag im gleichen Umfang, um den das Grundgehalt und der Familienzuschlag für einen dienstgrad...

	§ 7
	Entlassungsgeld
	(1) Soldaten, die mehr als sechs Monate Wehrdienst leisten, erhalten bei der Entlassung ein Entlassungsgeld. Als Entlassung gilt auch der Eintritt in ein Wehrdienstverhältnis besonderer Art nach § 6 des Einsatz-Weiterverwendungsgesetzes.
	(2) Das Entlassungsgeld beträgt für jeden vollen Monat des Wehrdienstes mit Anspruch auf Wehrpflichtsold 100 Euro.
	(3) Bei der Berechnung des Entlassungsgelds bleibt die Zeit der Verlängerung des Wehrdienstes wegen stationärer truppenärztlicher Behandlung (§ 75 Absatz 6 des Soldatengesetzes) unberücksichtigt.
	(4) Soldaten erhalten kein Entlassungsgeld, wenn sie
	1. entlassen werden
	2. nach § 76 des Soldatengesetzes aus der Bundeswehr ausgeschlossen werden.


	§ 8
	Vergütung für herausgehobene Funktionen
	(1) Soldaten, die mehr als sechs Monate Wehrdienst geleistet haben, erhalten für die Dauer der Wahrnehmung einer herausgehobenen Funktion eine widerrufliche Vergütung unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besoldungsempfängern eine Stellenzul...
	(2) Die Höhe der Vergütung entspricht 70 Prozent der Beträge der jeweiligen Stellenzulage nach Anlage IX des Bundesbesoldungsgesetzes.

	§ 9
	Vergütung für besondere Erschwernisse
	(1) Soldaten erhalten zur Abgeltung besonderer Erschwernisse eine widerrufliche Vergütung unter den gleichen Voraussetzungen, unter denen Besoldungsempfängern eine Erschwerniszulage nach § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes zusteht.
	(2) Die Höhe der Vergütung beträgt 70 Prozent der entsprechenden Zulagen nach der auf Grund des § 47 des Bundesbesoldungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnung. Abweichend von Satz 1 beträgt die Vergütung 100 Prozent, wenn sie für Besoldungsempfänger ni...

	§ 10
	Vergütung für besondere zeitliche Belastungen
	(1) Soldaten erhalten eine Vergütung für jede Dienstleistung, für die Besoldungsempfängern unter gleichen Voraussetzungen und im gleichen Umfang nach den §§ 50 bis 50b und 50d des Bundesbesoldungsgesetzes und den dazu erlassenen Rechtsverordnungen ein...
	(2) Die Höhe der Vergütung entspricht 70 Prozent der Leistungen, die dienstgradgleichen Soldaten auf Zeit gewährt werden.

	§ 11
	Auslandsverwendungszuschlag
	Soldaten, die an einer besonderen Verwendung im Ausland im Sinne des § 56 Absatz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes teilnehmen, erhalten einen Auslandsverwendungszuschlag unter den gleichen Voraussetzungen, in der gleichen Höhe und in dem gleichen Umfang ...

	§ 12
	Kaufkraftausgleich
	Geldbezüge nach den §§ 4, 8 bis 10 sowie § 18 Absatz 2 unterliegen dem Kaufkraftausgleich unter den gleichen Voraussetzungen und in demselben Umfang, in denen Besoldungsempfängern ein Kaufkraftausgleich nach § 55 des Bundesbesoldungsgesetzes gewährt w...

	§ 13
	Wehrdienstzuschlag
	(1) Soldaten, die freiwillig den Grundwehrdienst nach § 6a des Wehrpflichtgesetzes verlängern, erhalten für jeden Monat des freiwillig verlängerten Wehrdienstes einen Wehrdienstzuschlag in Höhe von 150 Euro.
	(2) Der Zuschlag wird mit dem Wehrpflichtsold gezahlt.

	§ 14
	Verpflichtungszuschlag
	(1) Soldaten, die sich spätestens bis Ende des sechsten Monats ihrer Dienstzeit mit der Möglichkeit des Widerrufs verpflichtet haben, für mindestens vier Jahre Wehrdienst als Soldat auf Zeit zu leisten, haben Anspruch auf einen Verpflichtungszuschlag ...
	(2) Der Verpflichtungszuschlag beträgt für jeden vollen Monat mit Anspruch auf Wehrpflichtsold vom Tag der Abgabe der Verpflichtungserklärung bis zum Tag vor Wirksamwerden der Ernennung zum Soldaten auf Zeit 700 Euro.
	(3) Der Verpflichtungszuschlag wird nach der Ernennung zum Soldaten auf Zeit gezahlt. Der Ernennung zum Soldaten auf Zeit steht der Eintritt in ein Wehrdienstverhältnis besonderer Art nach § 6 des Einsatz-Weiterverwendungsgesetz gleich.


	Abschnitt 3
	Sachbezüge
	§ 15
	Unterkunft
	(1) Soldaten, die auf Grund dienstlicher Anordnung verpflichtet sind, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, wird die Unterkunft unentgeltlich bereitgestellt.
	(2) Soldaten werden die notwendigen Kosten für die Fahrten zur Unterkunft und zurückerstattet. Näheres bestimmt das Bundesministerium der Verteidigung durch Verwaltungsvorschrift.

	§ 16
	Dienstkleidung und Ausrüstung
	(1) Die Dienstkleidung und die Ausrüstung werden unentgeltlich bereitgestellt.
	(2) Soldaten, die auf dienstliche Anordnung im Dienst Zivilkleidung tragen, erhalten für deren Abnutzung eine angemessene Entschädigung. Die Höhe der Entschädigung bestimmt das Bundesministerium der Verteidigung durch Verwaltungsvorschrift.

	§ 17
	Heilfürsorge
	Soldaten haben Anspruch auf Heilfürsorge in Form der unentgeltlichen truppenärztlichen Versorgung. § 69a des Bundesbesoldungsgesetzes gilt entsprechend.

	§ 18
	Verpflegung, Verpflegungsgeld
	(1) Die Verpflegung wird als Gemeinschaftsverpflegung unentgeltlich bereitgestellt.
	(2) Soldaten, die von der Verpflichtung zur Teilnahme an der Gemeinschaftsverpflegung befreit sind oder denen die Gemeinschaftsverpflegung nicht bereitgestellt werden kann, erhalten als Verpflegungsgeld für die Tagesverpflegung den Tagessatz des nach ...
	(3) Näheres bestimmt das Bundesministerium der Verteidigung durch Verwaltungsvorschrift.


	Anlage  (zu § 4 Absatz 1)

	Artikel 18
	Änderung des Einkommensteuergesetzes
	Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juli 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 161) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 Nummer 5 wird wie folgt geändert:
	2. § 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b ersetzt:


	Artikel 19
	Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes
	Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni 2009 (BGBl. I S. 1434), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 72) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 27 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	2. § 43a wird wie folgt geändert:
	(4) „ Eine jährliche Prämie erhält, wer über sechs Jahre hinaus für Einsatzaufgaben der Spezialkräfte der Bundeswehr zur Verfügung steht. Der Zeitraum von sechs Jahren rechnet ab dem Beginn der Ausbildung für eine Verwendung nach Absatz 1. Der Anspruc...



	Artikel 20
	Folgeänderungen
	(1) Die Soldatinnen- und Soldatenurlaubsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1997 (BGBl. I S.1134), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 5 Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt:
	(1) „ Soldaten, die Wehrdienst nach Maßgabe des Wehrpflichtgesetzes leisten, erhalten für jeden vollen Monat ihrer Dienstzeit ein Zwölftel des Jahreserholungsurlaubs nach § 1, wenn die Dauer des ohne Unterbrechung abgeleisteten Wehrdienstes mindestens...

	(2) Die Soldatenlaufbahnverordnung vom 28. Mai 2021 (BGBl. I S. 1228), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 418) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 1 Absatz 1 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
	2. § 48 Absatz 4 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	3. Nach § 51 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefügt:
	(3) „ Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, sind § 1 Absatz 1 Nummer 2 und § 48 Absatz 4 Satz 1 in der bis einschließlich 31. De...


	(3) Die WDO-Bezügeverordnung vom 17. August 2020 (BGBl. I S. 1964), die durch Artikel 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 17. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 424) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 1 wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:
	2. Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefügt:
	(5) „ Wehrpflichtsold im Sinne des § 24 der Wehrdisziplinarordnung sind für Soldaten, die Grundwehrdienst nach § 5 des Wehrpflichtgesetzes leisten oder den Grundwehrdienst nach § 6a des Wehrpflichtgesetzes freiwillig verlängern,


	(4) Die Wehrdisziplinarordnung vom 17. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 424) wird wie folgt geändert:
	§ 24 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:
	(5) Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 449) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b wird durch den folgenden Buchstaben b ersetzt:
	(6) Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 43 des Gesetzes vom 2. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 387) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 2b Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:
	(7) Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 60 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 459 die folgende Angabe eingefügt:
	2. In § 26 Absatz 1 Nummer 2 wird die Angabe „, des § 58b des Soldatengesetzes“ gestrichen.
	3. Nach § 459 wird der folgende § 460 eingefügt:
	§ 460 „
	Übergangsregelung aus Anlass des Wehrdienst-Modernisierungsgesetzes
	Auf Soldatinnen und Soldaten, die freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 geltenden Fassung leisten, ist § 26 Absatz 1 Nummer 2 dieses Buches in der bis einschließlich 31. Dezember 2025 gelte...



	(8) Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 64) geändert worden ist, wi...
	1. In § 10 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe „den freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes“ durch die Angabe „einen freiwilligen Wehrdienst“ ersetzt.
	2. In § 193 Absatz 1 und 2 wird jeweils die Angabe „§ 4 Abs. 1 und § 6b Abs. 1 des Wehrpflichtgesetzes“ durch die Angabe „§ 4 Absatz 1 und § 6a Absatz 1 des Wehrpflichtgesetzes“ ersetzt.
	3. § 204 Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

	(9) Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 173) geändert worden ist, wird wie folgt g...
	In § 25 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe „den freiwilligen Wehrdienst nach § 58b des Soldatengesetzes“ durch die Angabe „einen freiwilligen Wehrdienst“ ersetzt.
	(10) Die Bundesbeihilfeverordnung vom 13. Februar 2009 (BGBl. I S. 326), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 6. März 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 92) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	§ 4 Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:
	(2) „ Kinder sind berücksichtigungsfähig, wenn sie beim Familienzuschlag der beihilfeberechtigten Person nach dem Besoldungs- und Versorgungsrecht berücksichtigungsfähig sind. Dies gilt für beihilfeberechtigte Personen nach § 3, wenn

	(11) Die Mindestleistungsanpassungsverordnung vom 11. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 127) wird wie folgt geändert:
	§ 2 wird durch den folgenden § 2 ersetzt:
	„§ 2
	Außerkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2026 außer Kraft.“



	Artikel 21
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am 1. Januar 2026 in Kraft.
	(2) Artikel 5 Nummer 4 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2024 in Kraft.
	(3) Artikel 5 Nummer 7 sowie Artikel 7 Nummer 10 Buchstabe c und e und Nummer 24 Buchstabe a treten mit Wirkung vom 1. Januar 2025 in Kraft.
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